
 

 
Caritasverband für die Stadt und den Landkreis Würzburg e. V. 

Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Ehrenamtliche und Helferkreise,  
 
heute möchten wir Sie gerne wieder über einige interessante Neuigkeiten informieren:  
 
1. „Digital Streetwork“ in der Asyl- und Migrations beratung- Wie Geflüchtete soziale Medien 
nutzen 
Soziale Medien wie Facebook, WhatsApp und Co sind bei Geflüchteten sehr beliebt. Nicht ohne 
Grund, denn dort können sie sich in ihrer jeweiligen Muttersprache austauschen und Informationen zu 
vielen relevanten Themen erhalten. Problematisch wird es aber wenn auf diesen Plattformen falsche 
oder nur halbwahre Informationen verbreitet werden. Gerade ehrenamtliche Helferinnen und Helfer 
erleben dies häufig, schließlich sind sie oft die ersten Ansprechpartner, sobald Schwierigkeiten 
auftreten. Wie können Geflüchtete in den sozialen Medien mit zuverlässigen Informationen erreicht 
werden? Die angehängte Beilage des Asylmagazins widmet sich dieser Frage und richtet sich dabei in 
erster Linie an Beratungsstellen. Aber auch alle anderen Interessierten finden dort spannende 
Einsichten zum Informationsverhalten Geflüchteter im Internet und zu bereits vorhandenen Angeboten 
für diese Zielgruppe (PDF 2018_DigitalStreetwork). 
 
 
 
2. Tag der Bayerischen Asylgipfel am 3. Oktober 201 8 
Am Tag der Deutschen Einheit 2018 finden in Bayern an vier Orten parallel Asylgipfel statt: In 
Nürnberg (2. Fränkische Asyllgipfel), Vilsburg (3. Ostbayerische Asylgipfel), Augsburg (1. 
Schwäbischer Asylgipfel), München (6. Ostbayerischer Asylgipfel). Im Fokus steht wieder der 
Austausch und die Vernetzung von Engagierten. Weitere Infos unter: http://www.asyl.bayern/ Nähere 
Infos und Anmeldungen gibt es ab Anfang September.     
 
3. Erstinformationen für Geflüchtete in verschiedenen Sprachen 
Die Erstinformationen für Geflüchtete können in verschiedenen Sprachen (Englisch, Französisch, 
Urdu, Arabisch und Dari) gegen eine Spende für die Versandkosten beim Bayerischen Flüchtlingsrat 
bestellt werden: versand[at]fluechtlingsrat-bayern.de. Die Broschüre richtet sich an neu angekommene 
Asylsuchende in Bayern und gibt einen Überblick über das Verfahren und die wichtigsten rechtlichen 
Grundlagen. Die verschiedensprachigen Broschüren können auch Online heruntergeladen werden: 
https://www.fluechtlingsrat-bayern.de/materialien.html.  
 
 
4. Kurzstudie: Welche Auswirkungen haben „Anker-Zen tren“? 
Am 1. August 2018 sind in Bayern die ersten Ankunfts-, Entscheidungs- und Rückführungszentren 
(„Anker-Zentren“) in Betrieb gegangen. In der Studie des Mediendienst Integration gehen 
verschiedene Lehrstuhlinhaber der Frage nach, welche Auswirkungen die neuen „Anker-Zentren“ für 
das Asylverfahren, für die Kommunen und für die Geflüchteten haben? Die Studie ist dieser E-Mail 
angehängt (PDF 1808Studie_Anker-Zentren).  
 
 
 
5. Autorenlesung zum Welt Suizid Präventionstag am 11. September 2018 in Würzburg  
Am 10. September wird weltweit auf das oft verdrängte Problem der Suizidalität aufmerksam gemacht. 
In Deutschland sterben jährlich ungefähr 10.000 Menschen durch Suizid. Mehr als 100.000 Menschen 
erleiden den Verlust eines nahestehenden Menschen. 
Auch in Würzburg wird es anlässlich des Welttags der Suizidprävention Informationsstände in der 
Stadt und um 17:00 Uhr einen Gottesdienst in der Augustinerkirche geben. Am Dienstag, den 11. 
September 2018 um 19:00 Uhr wird zudem eine Autorenlesung der Augustinerkirche stattfinden. 
Viktor Staudt wird aus seinem Buch „Die Geschichte meines Selbstmords und wie ich das Leben 
wiederfand“ lesen. Veranstalter sind der Krisendienst Würzburg, die Telefon Seelsorge, der 
Gesprächsladen sowie die Augustinerkirche. Weitere Informationen finden Sie im angehängten Flyer 
(PDF Suizidpraeventionstag-2018). 
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»Digital Streetwork« in der Asyl- und 
Migrationsberatung


Wie Geflüchtete soziale Medien nutzen und was daraus für 
Beratungsstellen folgt 


Beilage zum Asylmagazin 7 – 8 / 2018


Viele Geflüchtete nutzen intensiv soziale Medien, um sich über die für sie relevanten Fragen 
zu informieren – das Spektrum der Themen reicht von Wohnungs- und Jobsuche bis zum 
Ablauf des Asylverfahrens. Der rege Austausch auf Facebook-Seiten, in WhatsApp‑Grup-
pen oder auf anderen sozialen Medien hat Vorteile – etwa dass diese Netzwerke rund um 
die Uhr online erreichbar sind und sich die Communities dort in den jeweiligen Mutter-
sprachen austauschen können. Zugleich birgt dieses Informationsverhalten aber die Gefahr, 
dass nur »halbrichtige« oder auch schlichtweg falsche Informationen mit einem hohen Ver-
breitungsgrad und mit hoher Geschwindigkeit kursieren. Mit diesem Phänomen sehen sich 
haupt- und ehrenamtliche Unterstützerinnen und Unterstützer von Geflüchteten konfron-
tiert. Nicht selten sind es die ehrenamtlich Engagierten, an die sich Geflüchtete zuerst wen-
den, wenn sich die Informationen aus den sozialen Medien als nicht hilfreich herausstellen. 
Alle Personen, die sich in der Unterstützung von Geflüchteten engagieren, stehen somit 
zunehmend vor der Frage, wie zuverlässige Informationen und seriöse Beratung dort ange-
boten werden können, wo sich Geflüchtete vorrangig informieren: In den sozialen Medien.


Vor diesem Hintergrund fasst diese Beilage Untersuchungsergebnisse zum Informations-
verhalten von Geflüchteten zusammen und erörtert, was daraus für Projektansätze folgt, die 
Geflüchtete im Internet erreichen wollen. Zudem bietet sie Erfahrungsberichte von Projek-
ten, die bereits professionelle Informations- und Beratungsarbeit in den sozialen Medien 
anbieten. Die Beilage will damit Impulse geben für die Weiterentwicklung von Ansätzen, die 
die »klassischen« Beratungsstrukturen ergänzen können.
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Einführung


Diese Beilage bietet einen Überblick zur Frage, wie Ge-
flüchtete in Deutschland die sozialen Medien nutzen und 
welche Chancen und Herausforderungen sich daraus für 
Beratungsanbieter ableiten. Die große Mehrzahl Geflüch-
teter nutzt digitale, mobile Geräte wie Smartphones und 
soziale Medien1 sowie Plattformen wie z. B. Facebook 
oder Whatsapp sehr intensiv. Allerdings fehlte es über 
diese allgemeine Erkenntnis hinaus an Detailwissen dazu, 
wie und zu welchen Themen Geflüchtete sich in sozialen 
Medien informieren und wie Akteure der Geflüchtetenar-
beit auf diese Entwicklung reagieren können.


Soziale Medien zeichnen sich dadurch aus, dass die 
Nutzerinnen und Nutzer selbst Inhalte erstellen und aus-
tauschen. Dieser paradigmatische Wandel in der Medien-
nutzung hat dazu geführt, dass allein ein internetfähiges 
Gerät ausreicht, um selbst Medienanbieter zu werden. 
Plattformen der sozialen Medien wie Facebook, Youtube, 
WhatsApp oder Twitter existieren allein durch die Inhal-
te ihrer Nutzerinnen und Nutzer. So ist eine in ständiger 
Veränderung befindliche Vielfalt an neuen medialen An-
geboten entstanden, die nicht nur gesamtgesellschaftlich, 
sondern auch für gesellschaftlich kleine Gruppen wie 
Neuzugewanderte eine hohe Relevanz entfalten.


Die Artikel der Beilage fassen zunächst den aktuel-
len Wissensstand zusammen und ergänzen bestehende 
Studien um aktuelle Analysen von Daten aus den sozia-
len Medien. Darüber hinaus erörtern sie die praktischen 
Auswirkungen und Möglichkeiten, die sich aus dieser 
Entwicklung für Akteure und Organisationen ergeben, 
die mit Geflüchteten in Deutschland arbeiten. Um einen 
guten Überblick geben zu können, vereinigt dieser Text 
verschiedene Perspektiven aus der Forschung, der Bera-
tungspraxis, den Medien und der juristischen Expertise 
in folgenden Beiträgen:


Tobias Stapf und Kareem Elcheikh geben einführend ei-
nen Einblick in die Forschungsergebnisse, die im Rahmen 


1	 »Digitale Medien« ist ein Überbegriff, der sich auf »alle Medien, die 
auf der Grundlage digitaler Informations- und Kommunikations-
technologie funktionieren (z. B. Internet).« bezieht (G. Reinmann & 
M. Eppler. Wissenswege. Methoden für das persönliche Wissensma-
nagement. Bern: Huber 2008) und damit digitale Geräte wie Smart-
phones und Computer ebenso einschließt wie das Internet. Anwen-
dungen für die Nutzung auf Smartphones beispielsweise würden 
unter »digitale Medien« gezählt, aber je nach Funktionalität nicht 
unbedingt unter »soziale Medien«.


	 »Soziale Medien« beziehen sich auf die Gattung der digitalen Medien, 
welche »der – häufig profilbasierten – Vernetzung von Benutzern und 
deren Kommunikation und Kooperation über das Internet« (O. Ben-
del, Gabler Wirtschaftslexikon. https://wirtschaftslexikon.gabler.de/
definition/soziale-medien-52673, 11. Juni 2018) dienen.


	 Die Begriffe »Plattformen« oder »Foren« der sozialen Medien wieder-
rum beziehen sich auf konkrete, bestehende Angebote in den sozialen 
Medien wie z. B. Facebook oder Whatsapp, bzw. darin existierende 
Foren wie Facebook- oder Whatsapp-Gruppen, Seiten oder Kanäle.


des Projektes »Neu in Berlin« von Minor – Projektkontor 
für Bildung und Forschung entstanden sind. Das Projekt 
analysiert das Informationsverhalten von Geflüchteten in 
den sozialen Medien und insbesondere auf Plattformen 
wie Facebook. Anhand dieser Analysen zeigen die Au-
toren auf, welche Anhaltspunkte sich daraus für die Ent-
wicklung von Angeboten für Geflüchtete in den sozialen 
Medien ergeben können.


Doritt Komitowski, wissenschaftliche Mitarbeiterin 
der »Fachstelle Einwanderung« im Netzwerk Integration 
durch Qualifikation, erläutert den rechtlichen Rahmen, 
der bei digitalen Informations- und Beratungsangeboten 
und insbesondere bei Angeboten in den sozialen Medien 
zu berücksichtigen ist. Im selben Artikel stellt Agnieszka 
Skwarek die Herausforderung dar, die das Thema Daten-
schutz bei informierenden oder beratenden Tätigkeiten in 
sozialen Medien mit sich bringt. Auf der Basis ihrer Ar-
beit im Projekt »MB 4.0 – Gute Arbeit in Deutschland« 
bei Minor skizziert sie außerdem, zusammen mit Tobias 
Stapf aus dem Projekt »Neu in Berlin«, die praktischen 
Schritte, die für die Vorbereitung und Umsetzung von 
aufsuchender Informationsarbeit und Verweisberatung in 
den sozialen Medien nötig sind.


Nele Allenberg, Leiterin des Willkommenszentrums 
Berlin, angesiedelt im Büro des Integrationsbeauftragten 
von Berlin bei der Senatsverwaltung für Integration, Ar-
beit und Soziales, beschreibt die Erfahrungen einer Be-
ratungsstelle mit der Beantwortung von Beratungsfragen, 
die auf Plattformen und in Foren der sozialen Medien ge-
stellt werden.


Claudia Müller, Projektkoordinatorin des Projektes 
»MBE Online« beim Deutschen Roten Kreuz, berich-
tet im Interview über das neue Online-Beratungsprojekt 
MBE-Online des Bundesprogramms »Migrationsbera-
tung für erwachsene Zuwanderer« sowie über die Heraus-
forderungen, die sich beim Aufbau des Projektes stellen.


Sun-Hie Kunert, Redakteurin des Westdeutschen 
Rundfunks, berichtet in einem ausführlichen Interview 
über den Entwicklungsprozess des Informationsportals 
»WDRforyou« und die Erfahrungen, die dieses Portal 
mit der Umsetzung von Informationskampagnen für Ge-
flüchtete in den sozialen Medien gemacht hat.


Abschließend geben Christian Pfeffer-Hoffmann und 
Tobias Stapf einen Überblick über die Vielzahl an Ansät-
zen, die aktuell in unterschiedlichen Projekten zur Infor-
mationsvermittlung und Verweisberatung für Geflüchtete 
in den digitalen und sozialen Medien erprobt werden. 
Angesichts der Vielfalt dieser verschiedenen Ansätze, ih-
rer Überschneidungen und möglicher Synergien erörtern 
die Autoren die Frage, wie sich dieser Bereich der Migra-
tionsberatung in Zukunft entwickeln könnte.
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Das Informationsverhalten Geflüchteter in den sozialen Medien in 
Deutschland und wie Beratungsanbieter damit umgehen können


von Tobias Stapf und Kareem Elcheikh*


Schon 2015 wurde deutlich, dass viele Geflüchtete intensiv soziale Medien nutzen, um ihren Informationsbedarf zu de-
cken. Dies stellt die Beratungslandschaft vor Herausforderungen: Was tun, wenn Geflüchtete sich an Halbwahrheiten 
aus Facebook-Gruppen orientieren anstatt Beratungsstellen zu konsultieren? Der folgende Beitrag stellt Forschungser-
gebnisse zum Informationsverhalten von Geflüchteten dar und gibt Hinweise, was dies für Beratende heißt.


Dass die Mehrheit der Geflüchteten, die in den letzten 
Jahren in Deutschland ankamen, Smartphones und an-
dere digitale Geräte nutzt, wurde bereits vielfach doku-
mentiert und ist inzwischen weithin geläufig. Wofür ge-
nau und wie Geflüchtete diese mobilen digitalen Medien 
so intensiv nutzen, ist hingegen bislang weniger bekannt. 
Deswegen ist es bisher auch schwer zu bestimmen, welche 
Konsequenzen sich daraus beispielsweise für die Bera-
tungsarbeit ergeben könnten.


Mehrere Studien aus den beiden vergangenen Jahren 
liefern eine Datenbasis zur Beantwortung dieser Fragen. 
Ergänzt werden diese Erkenntnisse durch aktuelle Ana-
lysen des Projektes »Neu in Berlin«1 über die Netzwerke 
und das Informationsverhalten von Geflüchteten auf der 
Plattform Facebook. Diese Analysen machen beispiels-
weise deutlich, welche Zielgruppen unter Geflüchteten 
diese Foren nutzen – und welche nicht – sowie welche 
Themen unter Geflüchteten in den sozialen Medien dis-
kutiert werden. Hauptaugenmerk der folgenden Darstel-
lungen liegt dabei auf den Trends und Entwicklungen, die 
für Akteure der Flüchtlingshilfe und insbesondere Bera-
tungsanbieter relevant sind.


1. Beratungsbedarfe 


Ein Forschungsteam des Sozioökonomischen Panels 
(SOEP), des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung (IAB) und vom Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) veröffentlichte 2016 erstmals um-
fassende Befragungsergebnisse über die Lebenslagen ge-
flüchteter Menschen in Deutschland.2


*	 Tobias Stapf ist wissenschaftlicher Mitarbeiter und Kareem Elcheikh 
ist studentischer Mitarbeiter bei Minor – Projektkontor für Bildung 
und Forschung. Beide arbeiten im Projekt »Neu in Berlin – Aufsu-
chendes Informationsmanagement in sozialen Medien für Neuein-
wandernde«.


1	 Weitere Informationen zum Projekt »Neu in Berlin« finden sich un-
ter: www.minor-kontor.de/neu-in-berlin


2	 Brücker, H., Rother, N., & Schrupp, J. (2016). IAB-BAMF-SOEP-Be-
fragung von Geflüchteten: Überblick und erste Ergebnisse. Nürnberg: 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge.


Die repräsentative Studie erhob unter anderem den 
Unterstützungsbedarf von Geflüchteten, gegliedert nach 
Beratungsthemen. Abbildung 1 zeigt, für welche Themen 
die befragten Personen Hilfe erhalten hatten, keine Hilfe 
erhalten hatten, obwohl diese benötigt wurde, oder kei-
ne Hilfe benötigten. Bei der erhaltenen Unterstützung ist 
davon auszugehen, dass diese vorrangig durch Präsenz-
beratungsangebote geleistet wurde. Insbesondere die An-
gaben zu »keine Hilfe erhalten, obwohl benötigt« können 
als Indikator für den ungedeckten Unterstützungsbedarf 
der Geflüchteten zum Zeitpunkt der Umfrage verstanden 
werden. 


Die fünf Themen, zu denen am meisten Unterstüt-
zungsbedarf bestand (als Summe des Anteils an »Hilfe er-
halten« und »Keine Hilfe erhalten, aber benötigt«) waren:


•• »Erlernen der deutschen Sprache« (91 %)
•• »Sicherung der finanziellen Situation« (83 %)
•• »Medizinische Versorgung« (82 %)
•• »Wohnungssuche« (78 %)
•• »Asylfragen« (64 %)


Die fünf Themen, zu denen am meisten Hilfe benötigt, 
aber nicht erhalten wurde, waren:


•• »Arbeitssuche« (39 %)
•• »Asylfragen« (36 %)
•• »Erlernen der deutschen Sprache« (30 %)
•• »Suche nach (Hoch-)Schulen und Ausbildungsplät-


zen« (28 %)
•• »Anerkennung von Abschlüssen« (27 %)


Diese Statistik zeigt, dass zum Zeitpunkt der Erhebung 
die in Anspruch genommene Unterstützung bei manchen 
Themen dem Bedarf entsprach (z. B. bei »Sicherung der 
finanziellen Situation« und »Medizinische Versorgung«), 
während bei anderen Themen ein erheblicher Unterstüt-
zungsbedarf ungedeckt blieb (z. B. zu »Arbeitssuche« und 
»Asylfragen«). Diese Diskrepanzen zwischen Unterstüt-
zungsbedarf und -angebot können ein Faktor sein, der die 
intensive Nutzung der sozialen Medien als Informations-
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Abbildung 1:
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Abbildung 3:


quelle beeinflusst. Die Analyse der in den Foren der sozi-
alen Medien von Geflüchteten diskutierten Themen, die 
an späterer Stelle dargestellt wird, bietet die Möglichkeit, 
diese Vermutung zu überprüfen.


2. Soziale Medien als wichtigste Informationsquelle 
für Geflüchtete


Angesichts der erheblichen Unterstützungsbedarfe von 
Geflüchteten zu verschiedensten Themen wäre zu vermu-
ten, dass bestehende Beratungsangebote zu diesen The-
men intensiv genutzt werden und weithin bekannt wären. 
Berichte über lange Wartezeiten und hohe Auslastungen 
der Präsenzberatungsstellen für Neuzugewanderte in 
Deutschland bestätigen diesen Eindruck.


Allerdings zeigen die Antworten auf eine andere Frage 
der IAB-SOEP-BAMF-Studie (siehe Abbildung 2), dass 
einige der wichtigsten Präsenzberatungsangebote für Ge-
flüchtete in Deutschland unter den befragten Personen 
vergleichsweise wenig bekannt waren.


Der Mehrheit der Befragten waren überhaupt keine der 
genannten Beratungsangebote bekannt. Die Angebote, 
die vergleichsweise bekannt waren und genutzt wurden, 
waren die Arbeitsmarkt- und Berufsberatung der Arbeits-
agenturen und Jobcenter sowie die Asylberatung. Die An-
gebote der Migrationsberatung für erwachsene Zuwande-
rer (MBE) und die Jugendmigrationsdienste (JMD) hin-
gegen waren vergleichsweise weniger bekannt.


Die befragten Personen der IAB-SOEP-BAMF-Studie 
wurden nicht zu ihrer Mediennutzung befragt. Doch aus 


anderen Studien,3 die das Thema Mediennutzung durch 
Geflüchtete untersuchten, geht hervor, dass Geflüchtete 
anstelle der bestehenden Präsenzberatungsangebote in 
Deutschland die verschiedenen Plattformen der sozialen 
Medien als die wichtigsten und meistgenutzten Informa-
tionsquellen nennen.


Abbildung 3 zeigt beispielsweise die Ergebnisse einer 
Umfrage unter Geflüchteten in Berlin von 2016, in der 
»andere Geflüchtete« und »Apps/Soziale Medien« die am 
häufigsten genannten Informationsquellen waren – vor 
Behörden, Behördenwebseiten oder NGOs.4


Basierend auf den Umfrageergebnissen der Studie 
»Flucht 2.0« zeigt Abbildung 4 wiederum, dass Geflüch-
tete die Informationssuche als zweitwichtigsten Nut-
zungszweck von sozialen Medien nennen. Diese Studie 
»Flucht 2.0« zeigt allerdings auch, dass die Nutzungsraten 
der sozialen Medien im Allgemeinen und für die Infor-
mationssuche im Besonderen je nach Herkunftsland der 
Geflüchteten sehr unterschiedlich sein können. Die Stu-
die schlüsselt die Medienausstattung (Abbildung 5) und 
Mediennutzungsformen des Internets (Abbildung 4) der 
befragten Personen nach den Herkunftsländern Syrien, 


3	 Siehe z. B. Emmer, Richter & Kunst (2016). Flucht 2.0. Berlin: Freie 
Universität Berlin; Oprisor A. &  Hammerschmidt G. (2016). Refu-
gees in Berlin 2015/2016. Berlin: Hertie School of Governance; oder 
Mason, B. & Buchmann, D. (2016). ICT4Refugees. Bonn: Deutsche 
Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ).


4	 Oprisor & Hammerschmidt. Refugees in Berlin 2015/2016. Berlin: 
Hertie School of Governance, S. 13.
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Nutzungsformen des Internets unter Geflüchteten
Angaben in Prozent als Anteil an allen Antworten, Quelle: Emmer M., Richter C. & Kunst M. (2016). 


Flucht 2.0. Berlin: Freie Universität Berlin, S. 26, eigene Bearbeitung © Minor 2018


im Heimatland/Aufenthaltsland
während der Flucht
in Deutschland


Irak und der Region Zentralasien5 auf. Dabei wird deut-
lich, dass Geflüchtete aus Zentralasien im Vergleich zu 
Geflüchteten aus Syrien oder dem Irak offenbar wesent-
lich seltener über Smartphones verfügen und das Internet 
offenbar auch weniger intensiv für Kommunikation und 
Informationssuche nutzen. Die Daten zeigen jedoch auch, 
dass die Ausstattung mit Smartphones in allen Gruppen 
nach der Ankunft in Deutschland steigt. Da die Studie 
2016 durchgeführt wurde, liegt die Vermutung nahe, dass 
sich die Nutzungsraten digitaler Medien zwischen den 
Gruppen inzwischen weiter angeglichen haben dürften.


Erhebliche Unterschiede zwischen Geflüchteten aus 
Syrien und Irak auf der einen und Zentralasien auf der 
anderen Seite findet die Studie auch im Einfluss des Bil-
dungshintergrunds auf die tägliche Internetnutzung (Ab-
bildung 6).


Unabhängig von ihrem Bildungshintergrund gaben 
fast alle Geflüchteten aus Syrien und Irak an, das Inter-
net täglich zu nutzen. Demgegenüber ist die Internetnut-
zung von Geflüchteten aus Zentralasien stark von ihrem 
Bildungsgrad abhängig. Geflüchtete aus Zentralasien mit 
mittlerem bis keinem Bildungsgrad dürften daher über 
digitale Medien vergleichsweise schwerer zu erreichen 
sein als solche mit höherem.


Hinsichtlich der Art der Nutzung der digitalen und 
sozialen Medien sind die Unterschiede nach Herkunfts-


5	 Einzelne Herkunftsländer wie Iran und Afghanistan wurden auf-
grund zu geringer Fallzahlen als Region zusammengefasst.


land hingegen nur gering – Kommunikation und Infor-
mationssuche sind für alle Gruppen die wichtigsten Nut-
zungsformen und ihre Bedeutung steigt erheblich mit der 
Ankunft in Deutschland (vergleiche Abbildung 4).


Ein weiterer Hinweis darauf, wie und wofür Geflüch-
tete soziale Medien nutzen, lässt sich aus der Nutzung 
verschiedener Plattformen in den sozialen Medien ablei-
ten. Hierzu liegen Daten der Studie »Flucht 2.0« vor, bei 
der nach der Mediennutzung während der Flucht gefragt 
wurde (also nicht während des Aufenthalts in Deutsch-
land).


Hier wird deutlich, dass zumindest noch während 
der Flucht nicht Facebook die meistgenutzte Plattform 
der Geflüchteten war, sondern Messenger-Dienste wie 
WhatsApp, Telegram und Viber. Dabei offenbaren sich 
erhebliche Unterschiede je nach Herkunftsland. Während 
WhatsApp durch 82 % der Personen aus Syrien und von 
56 % der Personen aus Zentralasien genutzt wurde, war 
die meistgenutzte Plattform für Personen aus dem Irak 
Viber (67 %).


Während im Vergleich zwischen den Herkunftsgrup-
pen Facebook unter Irakerinnen und Irakern am popu-
lärsten gewesen zu sein scheint, wurde es während der 
Flucht unter Syrerinnen und Syrern 2016 weniger und 
unter Personen aus Zentralasien kaum genutzt. Im Laufe 
der Zeit des Aufenthalts in Deutschland sind auch Anpas-
sungen im Nutzungsverhalten zu erwarten. Wie die weiter 
unten angeführten Statistiken zeigen, scheint die Nutzung 
von Facebook insbesondere unter arabischsprachigen Ge-


Abbildung 4:
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flüchteten nach der Ankunft in Deutschland stark ange-
stiegen zu sein.


Da die Anzahl der Geflüchteten aus Syrien in Deutsch-
land zudem vielfach höher ist als die Anzahl der Geflüch-
teten aus Zentralasien und dem Irak, tritt die syrische 
Community in Deutschland auf Facebook als die größte 
und aktivste unter diesen Communities in Erscheinung – 
beispielsweise wurden die größten, arabischsprachigen 
Facebook-Gruppen in Deutschland durch Syrerinnen 
und Syrer initiiert und moderiert.


Auch wenn alle hier aufgeführten Plattformen soziale 
Medien sind, unterscheiden sie sich erheblich hinsicht-
lich der Frage, wie öffentlich der dort geführte Austausch 
stattfindet. Plattformen wie Facebook bieten hauptsäch-
lich »halb-öffentliche Foren« (z. B. Facebook-Gruppen 
und -Seiten), in denen auch Personen miteinander in 
Austausch treten können, die bisher nicht durch reale 
analoge soziale Netzwerke miteinander verbunden wa-
ren. Messenger‑Dienste funktionieren meist eher als ver-
gleichsweise »geschlossene« Foren, die für den Austausch 
innerhalb bereits »offline« bestehender sozialer Netzwer-
ke genutzt werden und weniger zugänglich sind für Perso-
nen außerhalb dieser Netzwerke. Diese Unterschiede zwi-
schen den Plattformen beeinflussen auch deren Diskus-
sionskultur und die Themen, die dort diskutiert werden.


Die geschlossenen Foren der Messenger-Dienste wer-
den zwar teilweise auch für die Informationssuche ge-
nutzt. Allerdings bieten die halb-öffentlichen Foren in 
Facebook-Gruppen oder auf Facebook-Seiten eine we-
sentlich höhere Reichweite und damit die Möglichkeit für 
einen Erfahrungsaustausch mit einem wesentlich größe-
ren und vielfältigeren Publikum, als dies in den kleineren 
Netzwerken der Messenger-Dienste möglich wäre. Der 
Schwerpunkt der digitalen Informationssuche unter Ge-
flüchteten liegt daher momentan auf den Foren von Face-
book.


Der stetige Zuwachs der Mitgliederzahlen in einigen 
der größten arabischsprachigen Facebookgruppen in 
Deutschland bestätigt die wachsende Bedeutung dieser 
Foren.


3. Analyse der Netzwerke Geflüchteter in  
Deutschland auf Facebook


Die oben dargestellten Studienergebnisse zum Informa-
tionsverhalten von Geflüchteten im Internet werden im 
Folgenden durch eine eigene detaillierte Analyse der Ziel-
gruppe der in Deutschland lebenden arabischsprachigen 
Geflüchteten auf Facebook ergänzt. Zu fragen ist: Wer ge-
nau tauscht sich dort wie zu welchen Themen aus? Und in 
der Folge wird zu erörtern sein: Was ergibt sich daraus für 
Projekte zur Informationsvermittlung und Beratung von 
Geflüchteten im Internet und insbesondere für Projekte, 
die Geflüchtete auf oder über Facebook adressieren?


Die Datenbasis für unsere Analysen beruht zum einen 
auf von Facebook bereitgestellten Daten über Nutzerin-
nen und Nutzer der Plattform, die in Deutschland ara-
bischsprachige Konten nutzen.6 Da der Aufenthaltsstatus 
oder die Staatsbürgerschaft der Facebook-Nutzerinnen 
und ‑Nutzer nicht erfasst werden, ist davon auszugehen, 
dass es sich nicht nur um Geflüchtete handelt. Dasselbe 
gilt auch für die von uns zum Vergleich herangezogenen 
Daten des Statistischen Bundesamts zu ausländischen 
Staatsbürgerinnen und -bürgern aus arabischsprachigen 
Ländern in Deutschland.


Im Mai 2018 können in Deutschland 1.200.000 ara-
bischsprachige Personen über Facebook erreicht werden. 
Dem stehen 1.234.165 gemeldete Personen aus mehr-
heitlich arabischsprachigen Ländern7 gegenüber, wovon 
1.140.091 Personen außerhalb Deutschlands geboren 
wurden.


Abbildung 8 zeigt, dass die arabischsprachige Com-
munity in Deutschland Facebook überdurchschnittlich 
intensiv zu nutzen scheint – gerade im Vergleich zu ande-
ren migrantischen Communities wie den türkisch- oder 
polnischsprachigen Communities, die zahlenmäßig zwar 
wesentlich größer sind, aber Facebook offensichtlich we-
niger intensiv nutzen.


Die relativ starke Korrelation zwischen der Zahl der in 
Deutschland ansässigen arabischsprachigen Facebook-
Profile mit den Daten des Ausländerzentralregisters zeigt 
sich insbesondere bei einer Betrachtung der Daten nach 
Bundesländern (Abbildung 9).


Auffällig ist insbesondere die Tatsache, dass die Anzahl 
der arabischsprachigen Facebook-Nutzerinnen und Nut-
zer in den Bundesländern Berlin und Hamburg wesent-
lich höher ist als die entsprechende Anzahl der gemelde-
ten Personen. Dies könnte u. a. darauf beruhen, dass auch 
deutsche Staatsbürger und Staatsbürgerinnen Facebook 
auf Arabisch nutzen, darunter auch eingebürgerte oder in 
Deutschland geborene Personen. Auch die Nutzung meh-
rerer Facebook-Konten durch Einzelpersonen könnte ein 
Faktor sein.


In Bayern, Niedersachsen, Schleswig-Holstein, Sach-
sen-Anhalt und Nordrhein-Westfalen hingegen ist die 
Zahl der gemeldeten Personen etwas höher als die der 
Facebook-Nutzerinnen und ‑Nutzer.8 Bereits die nach 
Bundesländern gegliederte Darstellung deutet auf die 
Möglichkeit hin, dass Facebook von Personen in urbanen 


6	 Unsere Analysen konzentrieren sich auf die arabischsprachige Com-
munity auf Facebook, da arabischsprachige Geflüchtete eine der Ziel-
gruppen des Projekts »Neu in Berlin« sind.


7	  Hierzu zählen wir Ägypten, Algerien, Bahrain, Katar, Kuwait, Irak, 
Jemen, Jordanien, Libanon, Libyen, Marokko, Mauretanien, Oman, 
Palästinensische Gebiete, Syrien, Saudi-Arabien, Sudan, Tunesien, 
Vereinigte Arabische Emirate.


8	 Dabei ist einschränkend anzumerken, dass Facebook keine detaillier-
ten oder überprüfbaren Informationen darüber weitergibt, wie die 
Zahl der Nutzerinnen und Nutzer, die einem bestimmten Standort 
und einer Sprache zugeordnet werden, genau berechnet werden.
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Abbildung 8:


Abbildung 9:
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Abbildung 10:


Ballungsräumen stärker genutzt wird als von Personen 
in anderen Regionen – ein Hinweis, der sich durch eine 
Stichprobenuntersuchung ausgewählter Städte erhärten 
lässt: Vielfach zeigt sich, dass der in Großstädten lebende 
Teil der Zielgruppe besonders stark auf Facebook reprä-
sentiert ist.


Die Diskrepanzen machen deutlich, dass die Nutzerda-
ten von Facebook zwar eine sehr hohe Erreichbarkeit von 
arabischsprachigen Zugewanderten über diese Plattform 
demonstrieren, aber sie weniger als absolute Zahlen rele-
vant sind, sondern eher für die Identifizierung von Ent-
wicklungstrends.


Sie zeigen zugleich, dass die intensive Facebook-Nut-
zung arabischsprachiger Geflüchteter und Migranten in 
Deutschland nicht darüber hinwegtäuschen darf, dass 
Teile dieser Zielgruppe auf Facebook offenbar unterre-
präsentiert sind und daher über die Plattform schlechter 
erreicht werden können. Dies gilt nicht nur für Geflüch-
tete in eher ländlichen Regionen. Ein Vergleich der Al-
tersverteilung zwischen Meldedaten und Daten von ara-
bischsprachigen Facebook-Nutzenden in Abbildung 10 
deutet darauf hin, dass jüngere Geflüchtete im Vergleich 
zu ihrem Anteil an der Gesamtbevölkerung auf Facebook 
überrepräsentiert sein dürften.


Die Unterschiede in der Geschlechterverteilung zwi-
schen Meldedaten und Facebook-Daten machen zudem 
deutlich, dass Frauen in den Communities der Geflüchte-
ten auf Facebook vergleichsweise unterrepräsentiert und 
damit schwerer zu erreichen sein dürften als Männer (sie-
he Abbildung 11). Gut erreichbar sind auf Facebook somit 
folglich vor allem junge Männer, die in Ballungszentren 
leben.


4. Welche Beratungsthemen werden in Foren der 
sozialen Medien unter Geflüchteten diskutiert?


Eine Themenanalyse der Beiträge in den größten arabisch-
sprachigen Facebook-Gruppen mithilfe von Textanalyse-
methoden9 durch das Minor-Projekt »Neu in Berlin« in 
Deutschland zeigt, dass sich die Diskussionen in diesen 
Foren zwar mehrheitlich nicht um Themen drehen, die 
in der Migrationsberatung relevant sind. Je nach Forum 
beziehen sich aber immer noch zwischen zehn und 40 
Prozent der Beiträge auf Themen aus dem Bereich der 
Asyl- und Migrationsberatung – Diskussionen hierüber 
kommen also durchaus häufig vor.


Abbildung 12 stellt die zehn am häufigsten diskutier-
ten Themen dar, die auch für die Beratungsarbeit relevant 
sein können. Dabei wird der Anteil an allen erfassten Bei-
trägen ausgewiesen. Am häufigsten werden diese Themen 
erwähnt:


•• Bildung
•• Wohnung
•• Sozialleistungen
•• Arbeit und
•• Automobilität (darunter werden u. a. Beiträge zu Füh-


rerschein und Fahrzeugzulassung gezählt)


9	  Die hier angewandte Themenanalysemethode beruht auf den au-
tomatisierten Zählungen von Beiträgen, die eine Mindestanzahl 
themenbezogener Schlagwörter enthalten. Auch wenn die Themen 
allgemein definiert sind, haben die diesen Themen zugeordneten 
und für die Analyse genutzten Schlagwörter meist einen klaren Be-
ratungsbezug. So enthält die Schlagwortliste zum Thema Arbeit u. a. 
die Begriffe (übersetzt in die jeweilige Sprache) »Arbeitgeber«, »Kün-
digung«, »Arbeitnehmerrechte«, »Überstunden«, »Gehalt«, »Krank-
schreibung« etc.
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Abbildung 11:
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Ein Vergleich mit den in der oben zitierten IAB-SOEP-
BAMF-Studie erfassten Beratungsthemen (Abbildung 1) 
zeigt, dass sich die Themengewichtung in den Foren der 
sozialen Medien also von jener der Präsenzberatung (also 
der »klassischen« Arbeit der Beratungsstellen) unter-
scheidet.


Die IAB-SOEP-BAMF-Studie fand den meisten unge-
deckten Unterstützungsbedarf in den Bereichen »Arbeits-
suche«, »Asylfragen«, »Erlernen der deutschen Sprache«, 
»Suche nach einer (Hoch-)Schule«, »Anerkennung von 
Qualifikationen« und »Wohnung«. Die Bereiche, in de-
nen am meisten Hilfe in Anspruch genommen wurde, 
waren »medizinische Versorgung«, »Sicherung der fi-
nanziellen Situation«, »Erlernen der deutschen Sprache«, 
»Wohnung« und »Asylfragen«.


Dies könnte möglicherweise erklären, dass in den Foren 
die Themen »Gesundheit«, »Finanzen«, »Deutschlernen« 
und »Asylfragen« inzwischen zu den weniger diskutierten 
Beratungsthemen gehören. Allerdings wird auch deutlich, 
dass es beim Thema »Wohnung« trotz vielfach erhaltener 
Unterstützung angesichts der angespannten Lage auf dem 
Wohnungsmarkt in vielen deutschen Großstädten weite-
ren Unterstützungsbedarf zu geben scheint.


Darüber hinaus gibt es in den Foren erhebliches Inter-
esse an den Themen »Bildung«, »Sozialleistungen«, »Ar-
beit« und »Automobilität«. Der IAB-SOEP-BAMF‑Um-


frage zufolge scheinen Geflüchtete zu diesen Themen 
die formalen Unterstützungsangebote bisher wenig in 
Anspruch genommen zu haben. Dies ist natürlich auch 
darauf zurückzuführen, dass nicht alle Themen, die z. B. 
in Bereichen wie »Arbeit« oder »Automobilität« in den 
sozialen Medien diskutiert werden, in einer Beratungs-
stelle sinnvoll besprochen werden können (wenn es z. B. 
um die Vermittlung persönlicher Kontakte im Rahmen 
einer Arbeitsvermittlung, einer Autoreparatur o. Ä. geht). 
Viele Beratungsstellen sind zudem auf bestimmte Themen 
spezialisiert, sodass sich auch daraus zwangsläufig ergibt, 
dass viele Fragen dort nicht abgedeckt werden. Dennoch 
bietet die Studie auch bei aller Zurückhaltung in der In-
terpretation der Ergebnisse Hinweise darauf, dass es of-
fenbar in zunehmenden Maße Themen gibt, die bevor-
zugt in den sozialen Netzwerken diskutiert werden und 
für die vorhandene Beratungsangebote nicht in Anspruch 
genommen werden.


Angesichts des halb-öffentlichen und community-ba-
sierten Charakters der Foren ist allerdings auch zu erwar-
ten, dass sensible Fragen zu persönlichen Belangen – z. B. 
zu finanziellen, gesundheitlichen oder psychosozialen 
Problemen – vergleichsweise selten gestellt werden. Auch 
thematisch gibt diese Stichprobe daher nur einen partiel-
len Einblick in den Beratungsbedarf der Zielgruppe.


Abbildung 13:
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Betrachtet man die Häufigkeit der Themennennung 
auf einer Zeitschiene, wird eine weitere Charakteristik 
der Foren deutlich – die starke Fluktuation der Diskussi-
onsthemen auch über kurze Zeiträume hinweg (siehe Ab-
bildung 13). Im Zeitraum zwischen November 2017 und 
Februar 2018 war »Bildung« im November 2017 das am 
häufigsten erwähnte Thema. Im Februar 2018 wiederum 
war dies »Wohnung«. Die Anzahl der Beiträge zum The-
ma »Aufenthaltsrecht« erfuhren einen leichten Rückgang 
im gleichen Zeitraum, während die Anzahl der Beiträge 
zum Thema »Automobilität« anstiegen.


5. Frage- und Antwortverhalten in 
Foren der sozialen Medien


Zwar handelt es sich nicht bei allen in der thematischen 
Analyse erfassten Beiträgen um Beratungsfragen, sondern 
teilweise auch um Erfahrungsberichte oder Hinweise,10 
aber viele Fragen, die in den Foren gestellt werden, sind 
überraschend detailliert formuliert und geben damit die 
Möglichkeit, gezielt relevante Informationen und Ver-


10	 Anhand von Stichproben der Datenbasis schätzen wir, dass mindes-
tens 30 % der Beiträge keine direkten Fragen sind.


weisberatung zu vermitteln. Die oben genannten Beispie-
le aus arabischsprachigen Facebook-Gruppen zeigen die 
große Bandbreite der Fragen, die in diesen Foren gestellt 
und diskutiert werden.


Die meisten der Fragen in diesen Foren werden viel-
fach und vermutlich nach bestem Wissen und Gewissen 
durch andere Mitglieder beantwortet. Dabei beruhen die 
vermittelten Informationen meist auf persönlichen Erfah-
rungen der Antwortenden. Während die Ratsuchenden 
sich dadurch bestätigt fühlen können, dass sie nicht die 
Einzigen sind, die diese schwierigen Erfahrungen ma-
chen, kann sich dies auch negativ auf die Verlässlichkeit 
der Information auswirken, insbesondere, wenn sich ver-
schiedene Erfahrungsberichte gegenseitig widersprechen.


Auch wenn die antwortenden Personen vermutlich 
nicht absichtlich Falschinformationen vermitteln wollten, 
sondern lediglich über ihre eigenen Erfahrungen berich-
teten, können sich für die ratsuchende Person aus diesen 
widersprüchlichen Angaben Falschinformation und Des-
orientierung über die richtige Vorgehensweise ergeben. 
Dies wiederum kann je nach Problemstellung zu schwer-
wiegenden Konsequenzen führen.


Darüber hinaus werden auch immer wieder Fälle von 
bewusstem Missbrauch berichtet, bei denen Kontakt über 
die Foren der sozialen Medien hergestellt wird, beispiels-


Fragen in sozialen Netzwerken


Beispielfrage 1 – Thema »Bildung«
In Syrien habe ich als Geschichtslehrerin gearbeitet. Ich habe alle meine Zeugnisse mitgebracht als Nachweis. 
Kann ich in Deutschland eine Ausbildung in Pädagogik machen, da ich schon Erfahrung habe?


Beispielfrage 2 – Thema »Bildung«
Ich mache gerade eine Ausbildung und bin noch im ersten Jahr. Inzwischen bin ich schwanger geworden. 
Könnte ich wegen der Schwangerschaft entlassen werden? Wie wird das geregelt?


Beispielfrage 3 – Thema »Finanzen«
Meine Frau hat einen Aufenthaltstitel im Rahmen einer Familienzusammenführung erhalten. Sie wollte ein 
Bankkonto eröffnen, aber bei der Bank wurde ihr gesagt, dass sie dafür eine Genehmigung des Jobcenters 
benötige. Stimmt das?


Beispielfrage 4 – Thema »Aufenthaltsrecht«
Ist es für jemanden, der eine Aufenthaltserlaubnis in Italien besitzt, möglich, eine Arbeitserlaubnis in Deutsch-
land zu bekommen? Wenn ja, wie kann man sie beantragen?


Beispielfrage 5 – Thema »Wohnung«
Ich habe meinen Aufenthaltstitel vor Kurzem erhalten. Meine Frage ist: Darf ich oder kann ich einen Wohnbe-
rechtigungsschein jetzt beantragen?


Beispielfrage 6 – Thema »Automobilität«
Mein Auto ist betriebsunfähig geworden. Wie kann ich es abmelden und die Versicherung kündigen?
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Beantwortung einer Frage bei Facebook


Ein Beispiel aus einer der größten arabischspra-
chigen Facebook-Gruppen: 


»Ich habe Post erhalten, dass ich Nebenkosten von 
392 € für meine Wohnung zahlen muss. In dem Brief 
steht etwas von ›Nachzahlung‹. Die Dokumente, die 
mir die Wohnungsgesellschaft geschickt hat, habe 
ich beim Jobcenter eingereicht.


Meine Frage: Wird das Jobcenter diese Kosten 
übernehmen? Und wenn sie es übernehmen, wird 
das von meinen Sozialleistungen abgezogen?«


Diese Frage wurde unter anderem mit diesen 
Kommentaren beantwortet:


Nutzer 1:
»Ja, das Jobcenter übernimmt diese Kosten und 
es wird nichts von Deinen Sozialleistungen abge-
zogen.«


Nutzer 2:
»Das Jobcenter übernimmt nur die Hälfte dieser 
Kosten und zieht nichts von Deinen Sozialleistun-
gen ab. Das ist mir schon mal passiert.«


Nutzer 3:
»Du musst den Betrag zahlen. Es muss überprüft 
worden sein und dann muss man herausgefun-
den haben, dass Du mehr als erlaubt verbraucht 
hast. Das ist mir letztes Jahr passiert und ich habe 
600 € nachzahlen müssen.«


weise bei Beiträgen zur Wohnungs- oder Arbeitssuche. 
Hier gab es offenbar Versuche, Geflüchtete zu Zahlungen 
für Dienstleistungen wie z. B. die Vermittlung einer Woh-
nung zu bewegen, wobei die angebotene Dienstleistung in 
einigen Fällen aber nie erbracht worden sein soll.11


Auch wenn für die Häufigkeit solcher Fälle von Falsch-
information oder Missbrauch in den sozialen Medien 
keine Statistiken vorliegen, wird doch deutlich, dass das 
Fehlen verlässlicher Informationsangebote in diesen Fo-
ren erhebliche Konsequenzen für die Ratsuchenden ha-
ben kann.


11	 Siehe z. B. den Bericht Beseios-Kamel D. & Schilf V. Geflüchtete als 
Verbraucherinnen und Verbraucher in Berlin. Berlin, 2016, S. 33, für 
Beispielfälle von Missbrauch über die sozialen Medien im Bereich 
Wohnungssuche.


6. Schlussfolgerungen


Unsere Analysen zeichnen ein differenziertes Bild des 
Nutzungsverhaltens von Geflüchteten auf den Plattfor-
men der sozialen Medien. Zum einen deuten die Zahlen 
der Facebook-Nutzerinnen und Nutzer darauf hin, dass 
die Nutzungsraten unter Geflüchteten im Vergleich zu 
den Befunden der Studie »Flucht 2.0« von 2016 weiter ge-
stiegen sein dürften.


Allerdings zeigen diese Analysen auch, dass je nach 
Herkunftsland, Geschlecht, Bildungsgrad und Wohnort 
zum Teil erhebliche Unterschiede in der Nutzung sozialer 
Medien bestehen können. Die Annahme, dass man über 
die sozialen Medien alle Geflüchteten zu gleichen Teilen 
erreichen könnte, wäre daher falsch. Angebote, die Ge-
flüchtete auf diesem Wege erreichen wollen, benötigen 
differenzierte Strategien, die diese Ausgangslage in Be-
tracht ziehen.


Weiterhin ist es möglich, mithilfe unserer Themen-
analyse die Beratungsthemen zu identifizieren, die in 
den größten arabischsprachigen Facebook-Gruppen in 
Deutschland diskutiert werden. Insbesondere die Themen 
Bildung, Wohnung, Sozialleistungen, Arbeit und Auto-
mobilitä werden häufig diskutiert. Der Vergleich zu den 
wichtigsten Themen, die durch die IAB-SOEP-BAMF‑Be-
fragung identifiziert wurden – Erlernen der deutschen 
Sprache, Sicherung der finanziellen Situation und medizi-
nische Versorgung – deutet auf eine Veränderung im Un-
terstützungsbedarf von Geflüchteten hin. Einige der The-
men, zu denen damals viel Unterstützung in Anspruch 
genommen wurde – wie z. B. »Medizinische Versorgung« 
oder »Erlernen der deutschen Sprache« – werden aktuell 
in den erfassten Foren vergleichsweise weniger diskutiert. 
Andere Themen, die in 2016 weniger nachgefragt wurden, 
wie etwa »Bildung« oder »Arbeit«, werden jetzt intensiver 
diskutiert.


Gleichzeitig ist darauf hinzuweisen, dass die Popu-
larität dieser Themen in den Foren der sozialen Medien 
erheblichen Schwankungen unterliegt, die u. a. saisonal 
oder durch rechtliche und politische Entwicklungen be-
dingt sein dürften.


Die Bandbreite von Beratungsfragen, die Geflüchtete in 
den Foren stellen, ist sehr groß. Oft handelt es sich dabei 
um konkrete Fragen, die mithilfe von allgemeinen Infor-
mationen und durch Verweise an Beratungsstellen beant-
wortet werden können.


Insbesondere Fälle von Falschinformationen oder so-
gar Missbrauch bzw. Täuschung, die ebenfalls in den 
sozialen Medien stattfinden, z. B. in den Bereichen Woh-
nungs- oder Arbeitssuche, unterstreichen die Bedeutung, 
welche verlässlichen Informationsangeboten in diesen Fo-
ren zukommen kann.
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Rechtsdienstleistungsgesetz und Datenschutz – zum rechtlichen 
Rahmen von Information und Beratung in den sozialen Medien


Doritt Komitowski und Agnieszka Skwarek *


Wer online Informationen oder Beratung für Geflüchtete und Zugewanderte anbietet, hat den rechtlichen Rahmen des 
Rechtsdienstleistungsgesetzes sowie Datenschutzbestimmungen zu beachten. Welche Herausforderungen stellen sich, 
welche Lösungen bieten sich an?


Wie im vorherigen Kapitel geschildert, werden in den so-
zialen Medien häufig Fragen aus dem Themenkreis von 
Migrations- und anderen Beratungsstellen diskutiert. In 
vielen Fällen geht es um die Anwendung und Auslegung 
von rechtlichen Vorschriften (z. B.: »Ab wann ist der Zu-
gang zum Arbeitsmarkt für Menschen mit einer Aufent-
haltsgestattung eröffnet?«) bis hin zur Diskussion über 
Rechtsfragen, die einzelne Nutzerinnen oder Nutzer an 
die Allgemeinheit richten – z. B.: »Was kann gegen eine 
Kündigung des Arbeitsverhältnisses unternommen wer-
den?«, oder: »Was kann getan werden, wenn der Arbeit-
geber trotz Aufforderung nicht bezahlen möchte?«.


Gerade Zugewanderte, die aus den vielfältigsten Grün-
den1 nicht eine Anwaltskanzlei oder Beratungsstellen 
der Behörden und freien Trägern aufsuchen können 
oder möchten, wenden sich oft mit ihren Rechtsfragen 
an einen zumeist anonymen Personenkreis im Netz mit 
der Bitte um Beantwortung. Nicht selten werden sogar 
Schreiben von Behörden, Gerichten oder Anwälten mit 
der Bitte um Übersetzung, Erläuterung und Beratung auf 
öffentliche oder halböffentliche Plattformen der sozialen 
Medien hochgeladen.


Entsprechend stoßen sowohl das Informationsver-
halten von Zugewanderten in sozialen Medien als auch 
Projekte, die auf dieses qualifiziert reagieren wollen, auf 
erhebliche rechtliche Bedenken. Unter welchen Umstän-
den dürfen online Beratungsleistungen erbracht werden? 
Welche Datenschutzbestimmungen sind dabei zu beach-


*	 Doritt Komitowski und Agnieszka Skwarek sind beide Volljuristin-
nen und arbeiten als wissenschaftliche Mitarbeiterinnen bei Minor 
– Projektkontor für Bildung und Forschung. Doritt Komitowski ar-
beitet in der »Fachstelle Einwanderung« im Netzwerk »Integration 
durch Qualifizierung (IQ)«. Agnieszka Skwarek arbeitet im Projekt 
»MB 4.0 – Gute Arbeit in Deutschland – Beratung für neuzugewan-
derte Arbeitssuchende und Arbeitnehmende aus Polen, Rumänien 
und Bulgarien in den digitalen und sozialen Medien«.


1	 Dazu zählen u. a. mangelnde Sprachkenntnisse; in Erfahrungen aus 
den Herkunfts- oder Transitländern begründetes Misstrauen gegen-
über Behörden, Gewerkschaften und Institutionen; keine bzw. nicht 
ausreichende finanzielle Mittel; Unkenntnis der Möglichkeiten der 
Inanspruchnahme bzw. keine Kenntnis der Möglichkeit, Beratungs- 
oder Prozesskostenhilfe in Anspruch nehmen zu können; kein Auf-
enthaltsrecht etc.


ten? Ist es bei gewissenhafter Beachtung rechtlicher Vor-
schriften überhaupt möglich, Informations- oder Bera-
tungsleistungen in den sozialen Medien zu erbringen?


I. Das Rechtsdienstleistungsgesetz


Wenn Nichtjuristinnen und Nichtjuristen als hauptbe-
rufliche oder ehrenamtliche Beratende auf Fragen mit 
rechtlichen Implikationen eingehen, ist fraglich, ob dies 
rechtlich überhaupt ohne Weiteres zulässig ist. Das am 
1. Juli 2008 in Kraft getretene Rechtsdienstleistungsgesetz 
(RDG) setzt der Erbringung von Rechtsdienstleistungen 
außerhalb des rein privaten unentgeltlichen Bereichs 
Grenzen.


Auch im Asylmagazin wurde immer wieder der Frage 
nachgegangen, ob und unter welchen Voraussetzungen 
die Beratung von Geflüchteten durch Beratungsstellen 
der unterschiedlichen Träger im Hinblick auf das RDG 
möglich ist.2 Gegenstand der folgenden Ausführungen 
ist somit die Übertragung der Grundsätze aus der »klas-
sischen« Beratungssituation, in der sich eine Person mit 
Rechtsfragen gezielt und persönlich an eine Beratungs-
stelle wendet (sei es auch telefonisch, per Mail, SMS, Brief 
oder sonstigem Medium), auf die Kommunikation über 
Rechtsfragen in den sozialen Medien. Im Fokus steht 
hier damit nicht die Frage, inwiefern beliebige Nutze-
rinnen und Nutzern sich innerhalb der sozialen Medien 
gleichsam gegenseitig »beraten« dürfen – so interessant es 
auch wäre, dies im rechtlichen Kontext zu untersuchen –, 
sondern allein die Frage, was aus dem Rechtsdienstleis-
tungsgesetz für Personen folgt, die als Mitarbeitende von 
Beratungsstellen oder als Ehrenamtliche in den sozialen 
Medien Informationen und Antworten auf Rechtsfragen 
zur Verfügung stellen.


2	 Vgl. Hoffmann, Raus aus der Grauzone – Zum neuen Rechtsdienst-
leistungsgesetz, Asylmagazin 1-2/2008, S. 4 ff.; Münch, Die Beratung 
von Flüchtlingen als Rechtsdienstleistung – Zur Zulässigkeit unent-
geltlicher Verfahrensberatung nach dem Rechtsdienstleistungsgesetz, 
Asylmagazin 4/2015, S. 104 ff.
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Was ist eine Rechtsdienstleistung nach dem RDG?


Beratende, die beruflich oder ehrenamtlich in wie auch 
immer gestalteten rechtlichen Kontexten informieren 
und beraten, sind immer mit der oft sehr verunsichern-
den Frage konfrontiert, ob sie dies überhaupt dürfen. Das 
RDG behält die Erbringung von sog. Rechtsdienstleis-
tungen grundsätzlich dafür qualifizierten Personen vor, 
nämlich Personen mit Befähigung zum Richteramt, § 6 
Abs. 2 Alt. 1 RDG. Gemeint sind damit Volljuristinnen 
und Volljuristen, d. h. Juristinnen und Juristen, die das 
erste und zweite Staatsexamen in Deutschland erfolgreich 
bestanden haben. Des Weiteren können gemäß § 6 Abs. 2 
Alt. 2 RDG auch Personen, die keine Befähigung zum 
Richteramt haben, Rechtsdienstleistungen erbringen, 
wenn sie von einer Volljuristin oder einem Volljuristen 
hierzu angeleitet werden. Ziel des Gesetzes ist es, zivilge-
sellschaftliches Engagement zwar zu ermöglichen, jedoch 
gleichzeitig auch diejenigen, die davon Gebrauch machen, 
vor unqualifizierten Rechtsdienstleistungen zu schützen.3


Erwähnt werden soll außerdem die Regelung des § 5 
Abs. 1 RDG, derzufolge Rechtsdienstleistungen auch 
dann erlaubt sind, wenn sie als »Nebenleistung zum Be-
rufs- oder Tätigkeitsbild oder zur vollständigen Erfüllung 
der mit der Haupttätigkeit verbundenen gesetzlichen oder 
vertraglichen Pflichten gehören«. Dies kann etwa für So-
zialarbeiterinnen und Sozialarbeiter gelten, wenn diese 
über bestimmte Leistungsansprüche informieren. Ob sich 
Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter aber auch auf die-
se Regelung berufen können, wenn sie z. B. Beratungstä-
tigkeiten in Hinblick auf das Asylverfahren ausüben, ist 
umstritten.4


Somit stellen sich für die Beratenden folgende Fragen:


•• Handelt es sich bei der erteilten oder eingestellten 
Information in den sozialen Medien um eine Rechts-
dienstleistung im Sinne des RDG? Wenn die Frage mit 
»nein« zu beantworten ist, findet das RDG gar keine 
Anwendung.


•• Wenn ja: Geschieht die Erbringung der Rechtsdienst-
leistung als »Nebenleistung« im Sinne des § 5 Abs. 1 
RDG oder unter einer Anleitung im Sinne des § 6 
Abs. 2 Alt. 2 RDG?


Die zentrale Frage, die sich somit auch bei der Informa-
tions- und Beratungsarbeit im Internet stellt, ist, ob es 
sich hierbei um eine Rechtsdienstleistung nach dem RDG 
handelt oder nicht. Definiert wird der Begriff der Rechts-
dienstleistung in § 2 Abs.1 RDG: 


3	 Gesetzesbegründung BT-Drs. 16/3655, S. 39 f. Zu der Entstehungs-
geschichte und rechtshistorischem Hintergrund des RDG siehe auch 
Hoffmann a. a. O., S. 4 sowie Münch a. a. O., S. 104 f.


4	 Münch, a. a. O., S. 107; siehe auch Werner Hesse, Das neue Rechts-
dienstleistungsgesetz – Zuverlässig und kompetent beraten, Walhalla 
2008.


Irrelevant ist dabei, wie – also mit welchen technischen 
Mitteln, z. B. E-Mail, Chats, Posts etc. – und wo – ob im 
realen oder virtuellen Raum – Information und Beratung 
erbracht werden. Ob es sich bei einer beratenden oder 
informierenden Kommunikation um eine Rechtsdienst-
leistung handelt,5 hängt allein vom Inhalt der Information 
bzw. Beratung ab sowie von der Erwartung und des Ver-
ständnisses der rechtssuchenden Person.6


Irrelevant ist auch – auch wenn dies in der Praxis fälsch-
licherweise in Bezug auf das RDG häufig angeführt wird – 
ob es sich bei einer beratenden Kommunikation »nur« um 
eine Erstberatung handelt oder um eine weitere – im Sin-
ne einer in der Sache weitergehenden – Rechtsberatung. 
Die Unterscheidung zwischen Erstberatung und weiter-
führender Beratung ist dem RDG fremd und liefe auch 
dem Sinn und Zweck des Gesetzes entgegen. Schließlich 
hinge die Frage, ob im konkreten Fall eine eingeschränkt 
zulässige Rechtsdienstleistung vorliegt, allein davon ab, 
ob die ratsuchende Person eine weitere Beratung in An-
spruch nimmt. Entscheidend für die rechtliche Beurtei-
lung ist allein der tatsächliche Inhalt der Information und 
der Beratung, nicht ob diese erstmals oder anschließend 
an eine solche Erstberatung vertiefend erbracht wird.


Die tatsächlich entscheidende Frage, ob die Informati-
on und Beratung eine rechtliche Prüfung des Einzelfalles 
erfordert, ist allerdings in der Praxis nicht immer leicht zu 
beurteilen. Das gilt für die Beratung in sozialen Medien 
genauso wie für das »analoge« Informieren und Beraten. 
Online kann die Beantwortung der Frage, wann es sich 
um die Prüfung eines konkreten Einzelfalls handelt, aller-
dings noch schwerer fallen, da die Kommunikation oft in 
anonymen Foren unter der Beteiligung mehrerer Nutze-
rinnen und Nutzer stattfindet, die ihre eigenen Erfahrun-
gen und Beurteilungen mit einfließen lassen.


In der Gesetzesbegründung wird bei der Abgrenzung 
zur Rechtsdienstleistung entscheidend darauf abgestellt, 
ob im Einzelfall eine besondere rechtliche Prüfung stattge-
funden hat, die über die bloße Anwendung von Rechts-
normen auf einen Sachverhalt hinausgeht. In dem Geset-
zesentwurf ist in diesem Zusammenhang von »substan-
tieller Rechtsprüfung« die Rede.7 Andererseits wird in 
der Gesetzesbegründung jedoch auch betont, dass eine 
Rechtsdienstleistung wiederum dann vorliegen kann, 
wenn zwar nach allgemeiner Auffassung (»Verkehrsan-


5	 Hoffmann a. a. O., S. 6.
6	 Hoffmann a. a. O., S. 6.
7	 BT-Drs. 16/3655, S. 46.


§ 2 Abs. 1 RDG
Rechtsdienstleistung ist jede Tätigkeit in konkre-
ten fremden Angelegenheiten, sobald sie eine 
rechtliche Prüfung des Einzelfalls erfordert.
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schauung«) keine besondere Rechtsprüfung erforderlich 
ist, die fragende Person jedoch zu erkennen gibt, dass 
sie die rechtlichen Auswirkungen eines Vorganges nicht 
überblickt und sie sich deswegen an die Beratenden mit 
der Bitte um rechtliche Prüfung und Erläuterung wendet.8 
Dies dürfte auf eine Großzahl der in den sozialen Medien 
von Zuwandernden und Zugewanderten geteilten Fragen 
zutreffen, da diese in der Regel über keine Kenntnisse des 
Rechts verfügen, wie alltäglich die Fragestellung auch sein 
mag. Die Unterscheidung nach Schwierigkeit der Rechts-
fragen ist daher in der Praxis kaum praktikabel.9 Nicht 
nur für Nichtjuristinnen und -juristen führt diese Be-
trachtung zu großen Unsicherheiten. 


Entscheidend ist in diesem Zusammenhang der Begriff 
der »besonderen« rechtlichen Prüfung. Hierzu führt die 
Gesetzesbegründung aus:10


»Dabei dient der […] Begriff der ›besonderen‹ Prüfung 
der Abgrenzung von einfacher Rechtsanwendung, die 
nicht den Beschränkungen des Gesetzes unterliegt, zu 
substanzieller Rechtsprüfung. Er soll verhindern, dass 
letztlich doch wieder jede Tätigkeit, die sich im Auf-
finden, der Lektüre, der Wiedergabe und der bloßen 
Anwendung von Rechtsnormen erschöpft, als Ergebnis 
einer vorausgegangenen ›Rechtsprüfung‹ und damit als 
Rechtsdienstleistung eingestuft wird.«


Ein Hinweis auf einschlägige Rechtsvorschriften (nach 
einer groben Prüfung des Sachverhalts) stellt demnach 
also keine »besondere« Prüfung dar.11 Wie an anderer 
Stelle der Gesetzesbegründung ausgeführt wird, handelt 
es sich hierbei vielmehr um die Prüfung einer »spezifi-
schen Einzelfrage«, »deren Beantwortung eine juristische 
Subsumtion und besondere Rechtskenntnisse – wenn 
auch nur in einem kleinen Teilbereich – erfordert«.12 Mit 
dieser Definition wird die Ausgangsfrage allerdings leider 
nur teilweise geklärt bzw. werden neue Fragen aufgewor-
fen: Wann eine Einzelfrage »spezifischer« oder allgemei-
ner Natur ist, und wann zur Beantwortung »besondere« 
Rechtskenntnisse erforderlich sind, ist kaum allgemein-
gültig zu definieren. In der Praxis dürften auch die Erwar-
tungen und das Verständnis der fragenden Person dazu 
führen, dass die Beratenden sehr häufig in Bereiche vor-
dringen, die eher als »spezifische Einzelfragen« im oben 
genannten Sinne gelten müssen.


8	 BT-Drs. 16/3655, S. 48. 
9	 Münch a. a. O., S. 105.
10	 BT-Drs. 16/3655, S. 46.
11	 BT-Drs. 17/3655, S. 46: Die Gesetzesbegründung führt weiter aus, 


dass zum Beispiel auch »die bloße Mitwirkung bei einer Vertragskün-
digung durch formularmäßige Erklärungen« nicht in den Anwen-
dungsbereich des RDG fällt. Es ist demnach also auch möglich, den 
Hinweis auf die Rechtsnormen durch eine Formulierungshilfe o. Ä. 
zu ergänzen.


12	 BT-Drs. 16/3655, S. 47.


Schon bei diesen Beispielen ist die Abgrenzung von »er-
laubter« Beratungstätigkeit und Rechtsdienstleistung im 
Sinne des Gesetzes nicht einfach vorzunehmen. In der 
Praxis dürfte sie in vielen Fällen noch schwieriger fallen. 
Eine verlässliche Orientierung lässt sich nach Ansicht der 
Verfasserinnen jedenfalls nicht allein anhand der Schwie-
rigkeit und des Umfanges der rechtlichen Prüfung bei der 
Beantwortung der Fragen ableiten.


Die »besondere rechtliche Prüfung«


Beispiel 1
Frage: »Mein Arbeitgeber hat mir gesagt, ich solle 
nicht mehr zur Arbeit kommen, er möchte mich nicht 
mehr im Betrieb sehen. Was bedeutet das für mich?«


Die Frage ist in der hier zitierten Form kaum zu 
beantworten, weil entscheidende Informationen 
über die ausgeübte Tätigkeit und über die vertrag-
liche Gestaltung des Beschäftigungsverhältnisses 
fehlen. Hier ist also – wenn überhaupt – nur ein 
genereller Hinweis möglich, etwa dahingehend, 
dass es sich möglicherweise um eine Kündigung 
handeln könnte und der Arbeitgeber sich im Fall 
einer Kündigung an bestimmte gesetzliche Vorga-
ben zu halten hat. Ein solcher Hinweis kann auch 
ohne Prüfung des Einzelfalls und ohne spezifische 
Rechtskenntnisse gegeben werden und dürfte 
somit nicht unter das Rechtsdienstleistungsge-
setz fallen. Zugleich dürfte ein solcher Hinweis 
der Erwartung der fragenden Person aber kaum 
entsprechen und sinnvoller wäre es in diesem Fall, 
an eine Beratungsstelle bzw. auf vorhandene In-
formationsangebote zu verweisen.


Beispiel 2
Die Person legt ergänzend zu der oben zitierten Fra-
ge eine Kopie des Arbeitsvertrags vor und beschreibt 
detailliert die Abläufe, die der Aussage des Arbeitge-
bers vorausgegangen sind. 


Wird unter Einbeziehung dieser zusätzlichen In-
formationen geprüft, ob es sich um die Kündi-
gung eines Beschäftigungsverhältnisses handelt 
und was gegebenenfalls die rechtlichen Konse-
quenzen für den Betroffenen sind, dürfte es sich 
um die Beantwortung einer spezifischen Einzel-
frage handeln, für die besondere Rechtskenntnis-
se erforderlich sind. Es liegt also der Fall einer »be-
sonderen Rechtsprüfung« im Sinne des Rechts-
dienstleistungsgesetzes vor.
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Information, Verweisberatung und Erst‑ bzw. 
Rechtsberatung: Eine pragmatische Lösung


Angesichts der geschilderten Schwierigkeiten erfordern 
Informations- und Beratungsleistungen, die durch juristi-
sche Laien in den sozialen Medien vorgenommen werden, 
eine handhabbare Unterscheidung, die Verstöße gegen 
das Rechtsdienstleistungsgesetz weitgehend ausschließt – 
etwa die im folgenden vorgeschlagene Unterscheidung 
von Informations- und Beratungsformen in (a) allgemei-
ne Informationen, (b) Verweisberatung und (c) Erst- bzw. 
Rechtsberatung.


a) Einstellen, Teilen und Weitergeben von Informatio-
nen in den sozialen Medien


Handelt es sich um allgemeine Informationen zu Rechts-
fragen, dürfte es in der Regel bereits an der Einzelfallprü-
fung zur Bejahung einer Rechtsdienstleistung fehlen. Ab-
hilfe kann hier aber auch § 2 Abs. 3 Nr. 5 RDG schaffen: 
Demnach handelt es sich bereits von vornherein nicht um 
eine Rechtsdienstleistung, wenn es sich um eine an die 
Allgemeinheit gerichtete Darstellung und Erörterung von 
Rechtsfragen und Rechtsfällen in den Medien handelt. Die-
se Vorschrift könnte zunehmend an Bedeutung im Kon-
text der sozialen Medien gewinnen. Nach der Gesetzesbe-
gründung ist hier die allgemeine Rechtsauskunft an eine 
interessierte Person oder einen interessierten Personen-
kreis am Beispiel von Ratgebersendungen im Fernsehen 
gemeint.13 Von der Intention des Gesetzgebers dürften 
aber auch gerade das Einstellen, Teilen oder Weitergeben 
von Informationen – in Textform, durch Verlinkung zu 
Webseiten und Quellen im Netz oder als Video- oder Au-
diotools – in den oben genannten Gruppen und Plattfor-
men im Internet erfasst sein. Entscheidendes Kriterium 
ist hier die Allgemeinheit, auch wenn es sich um einen 
zahlenmäßig beschränkten Personenkreis handelt – etwa 
die Mitglieder einer Facebook-Gruppe oder Lesende ei-
nes Forums. Das Ziel der Information und Erörterung im 
Sinne des § 2 Abs. 3 Nr. 5 RDG ist die Rechtsaufklärung.14


b) Verweisberatung in den sozialen Medien


Der Verweis auf bestehende digitale Informations- und 
Beratungsangebote sowie an konkrete lokale Beratungs-
stellen ist ebenfalls nicht als eine Rechtsdienstleistung zu 
bewerten. Entweder greift auch hier die Vorschrift des 
§ 2 Abs. 3 Nr. 5 RDG oder der Informationsgehalt liegt 
ohnehin unterhalb des Erfordernisses der rechtlichen 
(Über-)Prüfung des konkreten Einzelfalles. Hier findet 


13	 BT-Drs. 16/3655, S. 47, 50.
14	 Krenzler, Rechtsdienstleistungsgesetz, 2. Aufl. 2017, § 2 Rn. 170.


höchstens eine Zuordnung nach Rechtsgebiet und rele-
vanten Beratungsangeboten bzw. Informationen statt. 
Den Beratenden geht es primär darum, Nutzerinnen und 
Nutzer in den sozialen Medien an Beratungs- und Un-
terstützungsstrukturen vor Ort zu »überweisen«. In den 
Modellprojekten von Minor wird daher auch von auf-
suchender Beratung in den sozialen Medien oder »digital 
streetwork« gesprochen.


c) Erst- bzw. Rechtsberatung


Beide Formen werden hier bewusst zusammen genannt, 
da – wie bereits dargelegt – eine Differenzierung für die 
Beurteilung der Frage, ob es sich um eine Rechtsdienst-
leistung handelt, kaum ein handhabbares Abgrenzungs-
kriterium für die Praxis bieten kann. Hier sind die Verfas-
serinnen der Ansicht, dass insbesondere bei Auskunfts-
erteilungen an Zuwandernde und Zugewanderte auf


RDG: Wann dürfen juristische Laien online 
rechtlich informieren und beraten?


(1) Verbreitung allgemeiner Information über 
rechtlich relevante Fragen oder Fragestellungen 
ohne Prüfung individueller Umstände – Beispie-
le: Informationen über das deutsche Arbeits-
recht, zu Kündigungsfristen auf dem Wohnungs-
markt oder im Arbeitsverhältnis, zum Ablauf des 
Asylverfahrens in Deutschland oder etwa zu Vor-
aussetzungen der Erteilung einer Niederlassungs-
erlaubnis)


⇒ Keine Rechtdienstleistung ⇒ Keine Ein-
schränkungen


(2) Verweisberatung, indem – meist aus Anlass 
einer in der Gruppe oder etwa auf der Plattform 
gestellten Frage – der Kontakt zu einer auf die Fra-
ge spezialisierten Beratungsstelle oder Institution 
oder bestehende digitale Informations- und Bera-
tungsangebote eingestellt/gepostet wird.


⇒ Keine Rechtdienstleistung ⇒ Keine Ein-
schränkungen 


(3) Erst- bzw. Rechtsberatung, in der eine indivi-
duelle Lösung des Rechtsproblems erörtert wird.


⇒ Rechtsdienstleistung nach dem RDG: Nur 
unter Anleitung eines Volljuristen/einer Vollju-
ristin zulässig!
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Plattformen der sozialen Medien im Zweifel eine Rechts-
dienstleistung vorliegt und daher die Erteilung der Aus-
kunft, Information und Beantwortung der Fragen unter 
Anleitung von Volljuristinnen und Volljuristen erfolgen 
sollte. Zu den Anforderungen an eine Anleitung im Sinne 
der gesetzlichen Vorschrift wird auf die hierzu veröffent-
lichten Publikationen verwiesen.15 Es handelt sich hier 
um die bereits von einigen Beratungsstellen, darunter 
auch Wohlfahrtsverbänden, angebotene Online-Beratung 
meist in geschützten, nicht öffentlichen Chat-Kanälen 
und Medien.16 Aber auch die Beantwortung von Rechts-
fragen direkt in den Facebook-Gruppen oder auf den 
Plattformen und Blogs, indem auf die Schilderungen des 
Einzelfalles eingegangen wird, ist im Zweifel als eine nur 
unter entsprechender Anleitung zulässige Rechtsdienst-
leistung einzustufen.


II. Datenschutzrechtliche Regelungen


Der Schutz personenbezogener Daten ist in den digita-
len und sozialen Medien von zentraler Bedeutung. Dies 
wurde seit dem Bekanntwerden des Missbrauchs der Da-
ten von Facebook-Nutzerinnen und -Nutzern durch das 
Unternehmen »Cambridge Analytica« sowie mit dem 
Inkrafttreten der europäischen Datenschutzgrundverord-
nung (DSGVO) am 25. Mai 2018 noch einmal besonders 
deutlich.


Die DSGVO in Hinblick auf die Beratungspraxis


Bei der DSGVO handelt es sich um eine EU‑Verordnung, 
die in allen ihren Teilen verbindlich und ohne mitglied-
staatlichen Umsetzungsakt unmittelbar gilt.17 Die DSGVO 
verfügt über zahlreiche sogenannte Öffnungsklauseln, die 
den EU‑Mitgliedstaaten Raum zur Schaffung ergänzen-
der nationaler Regelungen geben.18 Auf der nationalen 
Ebene wird die DSGVO durch das Bundesdatenschutzge-
setz (BDSG‑neu) ergänzt, das zeitgleich mit der DSGVO 
am 25. Mai 2018 in Kraft getreten ist.


Da es zu der neuen Rechtslage bisher allerdings noch 
keine Rechtsprechung und kaum Literatur gibt, sind de-
ren konkrete Auswirkungen noch unklar. Antworten 
auf die Frage, wie rechtskonformer Datenschutz in der 
Beratungspraxis wirksam umgesetzt werden kann, ste-
hen ebenfalls aus. Die nachfolgenden Ausführungen be-
schränken sich daher bewusst auf eine kurze vorläufige 
Einschätzung der Rechtslage, die aktuell für den Daten-


15	 Vgl. statt vieler Münch a. a. O. S. 107 ff. m. w. N.
16	 Siehe z. B. das Projekt »MBE Online« www.mbeon.de.
17	 Ruffert, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, Art. 288 AEUV (2016) 


Rn. 19 f. 
18	 EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) Praktikerhandbuch, 


2018, 3 ff.


schutz bei Angeboten in den sozialen Medien relevant ist 
und geben einen kurzen Ausblick auf die möglichen Aus-
wirkungen der DSGVO auf die Beratungspraxis.


Der sachliche Anwendungsbereich der Verordnung 
ist in Art. 2 Abs. 1 DSGVO geregelt. Demnach sind Bera-
tungsanbietende zum Schutz der personenbezogenen Da-
ten der Ratsuchenden verpflichtet, sobald diese ganz oder 
teilweise automatisiert verarbeitet bzw. nichtautomatisiert 
verarbeitet und in einem Dateisystem gespeichert sind 
oder gespeichert werden sollen.


Darüber hinaus ist eine Reihe von weiteren Arti-
keln der DSGVO für die Beratungsarbeit relevant. Art. 6 
DSGVO beispielsweise enthält sechs Erlaubnistatbestän-
de für die Verarbeitung von personenbezogenen Daten. 
Nur wenn die Voraussetzungen von einem dieser sechs 
Erlaubnistatbestände erfüllt sind, ist die Verarbeitung 
personenbezogener Daten ausnahmsweise erlaubt (sog. 
Verbot mit Erlaubnisvorbehalt). Die dort genannten Vor-
aussetzungen für die zulässige Datenverarbeitung dürften 
für Beratungsstellen besonders interessant sein:


1.	 Vorliegen einer Einwilligung der betroffenen Person 
zu der Verarbeitung der sie betreffenden personen-
bezogenen Daten für einen oder mehrere bestimmte 
Zwecke;


2.	 Notwendigkeit der Verarbeitung für die Erfüllung 
eines Vertrages, dessen Vertragspartei die betroffene 
Person ist, oder zur Durchführung vorvertraglicher 
Maßnahmen, die auf Anfrage der betroffenen Per-
son erfolgen;


3.	 Notwendigkeit der Datenverarbeitung zur Erfüllung 
einer rechtlichen Verpflichtung, der der Verantwort-
liche unterliegt;


4.	 Notwendigkeit der Datenverarbeitung, um lebens-
wichtige Interessen der betroffenen Person oder ei-
ner anderen natürlichen Person zu schützen;


5.	 Notwendigkeit der Datenverarbeitung für die Wahr-
nehmung einer Aufgabe, die im öffentlichen Interes-
se liegt oder in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt, 
die dem Verantwortlichen übertragen wurde;


6.	 Notwendigkeit der Verarbeitung zur Wahrnehmung 
der berechtigten Interessen des Verantwortlichen 
oder eines Dritten, sofern nicht die Interessen oder 
Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen 
Person überwiegen (Generalklausel).


Art. 5 DSGVO wiederum regelt Verarbeitungsgrundsätze, 
denen jede Datenverarbeitungstätigkeit im Anwendungs-
bereich der Verordnung entsprechen muss. Die personen-
bezogenen Daten dürfen demnach nur unter Beachtung 
der folgenden Standards verarbeitet werden:


1.	 Erhebung und Verarbeitung auf rechtmäßige Weise, 
nach Treu und Glauben und in einer nachvollzieh-
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baren Weise (»Rechtmäßigkeit, Verarbeitung nach 
Treu und Glauben, Transparenz«)


2.	 Erhebung und Verarbeitung für festgelegte, eindeu-
tige und legitime Zwecke (»Zweckbindung«)


3.	 zweckgemäße und auf das notwendige Maß be-
schränkte Erhebung und Verarbeitung (»Datenmi-
nimierung«)


4.	 Sicherstellung, dass die erhobenen Daten sachlich 
richtig und auf dem neuesten Stand sind (»Richtig-
keit«)


5.	 Verarbeitung für eine zweckgebundene Zeitdauer 
(»Speicherbegrenzung«)


6.	 Verarbeitung unter Gewährleistung der Datensi-
cherheit (»Integrität und Vertraulichkeit«)


Wie genau und durch wen diese Maßgaben zur Datener-
hebung und ‑verarbeitung rechtskonform umgesetzt wer-
den können – z. B. in welchen Fällen die explizite Einwil-
ligung der Ratsuchenden zur Datenerhebung erforderlich 
ist und wie diese Einwilligung erteilt werden kann – ist 
allerdings in der DSGVO nicht klar definiert. Die für eine 
konkretere Auslegung notwendige Rechtsprechung steht 
bisher noch aus, weshalb sich dieser Text auf die Wieder-
gabe der Gesetzestexte beschränkt.


Die DSGVO und soziale Medien


Ebenso unklar ist bisher, wie die neuen Regelungen der 
DSGVO in den sozialen Medien gehandhabt werden. So-
bald jedoch seitens der Beratenden personenbezogene 
Daten der Ratsuchenden, z. B. im Rahmen der Arbeitsdo-
kumentation oder für Evaluationszwecke, verarbeitet und 
gespeichert werden, müssen diese die neuen Regelungen 
beachten.


Bei der Nutzung von Plattformen wie z. B. Facebook 
oder WhatsApp stimmen die Ratsuchenden der jeweils 
durch die Plattform vorgegebenen Erfassung ihrer Daten 
zu. Wenn Ratsuchende ihre beratungsrelevanten Fragen 
in solchen Foren veröffentlichen und damit diese Infor-
mationen mit anderen Nutzerinnen und Nutzern sowie 
den Plattformbetreibenden teilen, tun sie es somit in Be-
wusstsein dessen, dass die Daten seitens der Plattform-
betreibenden erfasst und verarbeitet werden (können). 
Die Beratenden, die aufsuchende Informations- und Be-
ratungsarbeit in den sozialen Medien leisten, können auf 
solche Fragen mit allgemeinen Informationen und Ver-
weisberatung antworten. Ihnen ist gleichzeitig zu empfeh-
len, die Ratsuchenden dabei nicht in Gruppen und Foren 
aufzufordern, über ihre ursprünglichen Fragen hinaus-
gehende Informationen preiszugeben. Insbesondere gilt 
dies für sensible personenbezogene Informationen. Gera-
de die intensive Kritik an den Datenverarbeitungsprakti-
ken und an der Weitergabe von Daten durch Facebook an 
Dritte verdeutlicht die potenziellen Risiken, die das Tei-


len personenbezogener Daten in den sozialen Medien für 
Ratsuchende darstellen kann. Dasselbe gilt für die Nut-
zung von kommerziellen Messenger-Anwendungen wie 
z. B. Facebook-Messenger oder WhatsApp für die Bera-
tungsarbeit oder für die Übermittlung von Dokumenten.


Beratenden ist daher zu empfehlen, neben der Beant-
wortung der Fragen mit allgemeinen Informationen und 
Verweisen die Ratsuchenden dazu zu ermuntern, eine ge-
schütztere Form der Beratung aufzusuchen. Direkte Bera-
tungsanfragen vonseiten der Ratsuchenden in den sozia-
len Medien sollten dementsprechend mit einem Verweis 
an datenschutzsichere Beratungsformen wie Präsenzbera-
tung oder gesicherte Online-Beratung beantwortet wer-
den.19


Sind Facebook-Seitenbetreiber für potenzielle 
Datenschutzverstöße von Facebook verantwortlich?


Es erscheint in diesem Zusammenhang notwendig, in ge-
botener Kürze auf das aktuelle Urteil des Gerichtshofes 
der Europäischen Union (EuGH) vom 5. Juni 201820 ein-
zugehen, in dem seitens des EuGHs entschieden wurde, 
dass der Betreiber einer Facebook-Fanpage21 gemeinsam 
mit Facebook für die Verarbeitung der personenbezoge-
nen Daten der Besucher seiner Seite verantwortlich ist.22 
Ein solcher Betreiber ist nach Ansicht des EuGHs an der 
Entscheidung über die Zwecke und Mittel der Verarbei-
tung der personenbezogenen Daten der Besucher seiner 
Fanpage beteiligt, da er insbesondere demografische Da-
ten, Informationen über den Lebensstil und die Interes-
sen sowie geografische Daten seiner Zielgruppe verlangen 
kann, die ihm dann ermöglichen, sein Informationsange-
bot so zielgerichtet wie möglich zu gestalten.


Die Entscheidung des EuGHs bezieht sich zwar auf 
einen Sachverhalt aus dem Jahr 2011 und betrifft die 
Rechtslage vor dem Inkrafttreten der DSGVO. Die Argu-
mente des EuGHs können jedoch ohne Weiteres auf die 
DSGVO übertragen werden, da die DSGVO in Art. 4 Nr. 7 
Satz  1 ebenfalls Fälle der gemeinsamen Verantwortlich-


19	 Siehe z. B. den Artikel in dieser Broschüre zum Projekt »MBE On-
line«. 


20	 EuGH, Urteil vom 5. Juni 2018, Unabhängiges Landeszentrum für 
Datenschutz Schleswig-Holstein./.Wirtschaftsakademie Schleswig-
Holstein GmbH, C-210/16, abrufbar unter http://curia.europa.eu/ju-
ris/document/document.jsf?text=&docid=202543&pageIndex=0&d
oclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1, zuletzt aufgerufen 
am 18.6.2018.


21	 Facebook Fanpages werden auch Facebook-Seiten oder  Facebook-
Pages  genannt. Dabei handelt es sich um Benutzerkonten, die bei 
Facebook von Privatpersonen oder Unternehmen zu Präsentations-
zwecken und zur Einbringung von Äußerungen alle Art eingerichtet 
werden können.


22	 Pressemitteilung Nr. 81/18 vom 5. Juni 2018 des Gerichtshofes der 
Europäischen Union, abrufbar unter https://curia.europa.eu/jcms/
upload/docs/application/pdf/2018-06/cp180081de.pdf, zuletzt aufge-
rufen am 18.06.2018
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keit benennt. Da das Urteil des EuGHs im Rahmen des 
Vorabentscheidungsverfahrens ergangen ist, erscheint es 
hier jedoch notwendig, die Entscheidung des Bundesver-
waltungsgerichts abzuwarten, das die Frage dem EuGH 
zur Vorabentscheidung vorgelegt hat. Dieses ist zwar 
grundsätzlich an die Entscheidung des EuGHs gebunden, 
besitzt allerdings auch einen eigenen Beurteilungsspiel-
raum in bestimmten Punkten.


Anzumerken ist hier, dass sich die oben genannte Ent-
scheidung des EuGHs zwar nur auf Facebook bezieht, sich 
aber nach Ansicht der Autorinnen auf sämtliche Konstel-
lationen übertragen lässt, bei denen nutzergenerierte In-
halte verwendet werden, um personenbezogene Daten zu 
sammeln und zu verarbeiten. Sie könnte also auch Twitter, 
Instagram, YouTube etc. betreffen. Das Urteil des EuGHs 
hat das Potenzial, zu einer der wichtigsten Entscheidun-
gen im Hinblick auf den Datenschutz zu werden. Den Be-
ratungsanbietern, die eine Facebook-Seite betreiben oder 
ähnliche Dienste nutzen, ist zu raten, die weitere Entwick-
lung der Rechtsprechung zu verfolgen.


III. Fazit


Hinsichtlich der Frage, ob auch juristische Laien in sozi-
alen Medien rechtliche Informationen oder Beratung an-
bieten können, gilt wie auch im Falle der Präsenzberatung 
das Rechtsdienstleistungsgesetz. Rechtsdienstleistungen 
dürfen von juristischen Laien in der Regel nur dann er-
bracht werden, wenn sie als »Nebenleistung« zum Berufs- 
oder Tätigkeitsbild gehören oder wenn die Beratenden 
von Volljuristinnen bzw. Volljuristen angeleitet werden.


Eine Rechtsdienstleistung liegt vor, wenn Rechtsvor-
schriften im Falle einer individuellen Prüfung auf einen 


konkreten Fall angewendet werden. Da dies in der Pra-
xis mitunter schwierig zu entscheiden ist, hilft die Un-
terscheidung zwischen a) allgemeinen Informationen, b) 
Verweisberatung und c) Erst- bzw. Rechtsberatung. Nur 
letztere fallen unter das Rechtsdienstleistungsgesetz. Ob 
die erbrachten Leistungen online oder offline erfolgen, ist 
im Kontext des Rechtsdienstleistungsgesetzes unerheb-
lich.


Ob bei Online- oder Offline-Beratung: Bei der Speiche-
rung und Verarbeitung aller personenbezogener Daten ist 
die DSGVO zu beachten. Wie genau die Datenerhebung 
und Datenverarbeitung im Beratungsbereich rechtskon-
form umgesetzt werden muss, ist in der DSGVO nicht 
klar definiert. Die für eine konkretere Auslegung notwen-
dige Rechtsprechung steht bisher noch aus.


Wie die neuen Regelungen der DSGVO in den sozialen 
Medien gehandhabt werden, ist noch weitgehend unklar. 
Auch aufgrund eines Urteils des EuGHs vom 5. Juni 2018 
ist aktuell offen, inwiefern Betreiber von Facebook-Seiten 
oder ähnlicher Konten anderer Plattformen für die Ein-
haltung der Datenschutzbestimmungen auf dieser Platt-
form mitverantwortlich sind.


Im Rahmen von Information und Verweisberatung in 
sozialen Medien sollten Beratende Ratsuchende auffor-
dern, private Informationen keinesfalls öffentlich in den 
sozialen Medien preiszugeben, sondern über möglichst 
geschützte Kanäle mit den Beratenden zu kommunizie-
ren. Wenn die rechtlichen Rahmenbedingungen berück-
sichtigt werden, kann die Nutzung der sozialen Medien 
durch Beratungsstellen und Ehrenamtliche erfolgreich 
und innovativ zur Unterstützung von Zugewanderten 
beitragen.
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Mehr als Nachrichten für Geflüchtete: Entstehung und Erfahrungen des 
Angebots »WDRforyou«


Bereits im Herbst 2015 kam im Westdeutschen Rundfunk (WDR) die Idee auf, ein Informationsangebot für Geflüchtete in 
Nordrhein-Westfalen zu schaffen. Seitdem hat sich das Angebot WDRforyou als eines der wichtigsten deutschen Medi-
enprojekte für Geflüchtete und Zugewanderte entwickelt. Über die Entstehung und die im Rahmen des Projekts gesam-
melten Erfahrungen sprach Tobias Stapf mit Sun-Hie Kunert, Redakteurin bei WDRforyou, Mitte Mai 2018. Der folgende 
Beitrag protokolliert ihr Gespräch.


Zu Beginn hatte WDRforyou das Ziel, insbesondere Ge-
flüchtete aus Syrien, Afghanistan, Iran und dem Irak in 
Nordrhein-Westfalen zu erreichen und mit Nachrichten 
und für sie relevanten Informationen über das Leben in 
Deutschland zu versorgen. Dabei sollte das Medienange-
bot zum einen verlässliche Informationen und Nachrich-
ten an Geflüchtete vermitteln und zugleich den Neuzuge-
wanderten einen Einblick in die aktuellen Diskussionen 
und Entwicklungen der deutschen Gesellschaft geben, um 
ihr Verständnis und ihre aktive Teilhabe am gesellschaftli-
chen Leben zu ermöglichen.


Eine vorbereitende Recherche über das Informations-
verhalten Geflüchteter in Deutschland zeigte schnell, dass 
traditionelle Medien wie Fernsehen oder Radio die Ziel-
gruppe kaum erreichen würden. Angebote für mobile, 
digitale Endgeräte auf bestehenden Plattformen der sozi-
alen Medien versprachen die größte Reichweite.


Information auf mehreren Kanälen


Im Januar 2016 wurde die Webseite1 eingerichtet, die bis 
heute zentraler Bestandteil des Angebots ist und als Me-
dienarchiv für alle WDRforyou-Aktivitäten fungiert. Ne-
ben der Webseite wurde die Facebook-Seite schnell der 
wichtigste und am häufigste genutzte Kommunikationska-
nal. Mittlerweile ist sie mit über 400.000 Followern (Stand 
Juni 2018) eine der am meisten genutzten und aktivsten 
Facebook-Seiten, die sich an Geflüchtete in Deutschland 
richten. Der Entwicklung der Facebook-Seite kam die in-
tensive Nutzung der Anfang 2016 gerade neu ergänzten 
Funktion »Facebook-Live« zugute: »Call‑in«‑Sendungs-
formate über Facebook-Live mit Journalisten und Jour-
nalistinnen von WDRforyou und externen Experten und 
Expertinnen zu verschiedensten Themen erfuhren eine 
sehr starke Resonanz unter Geflüchteten.


WDRforyou zeigte von Anfang an Innovationsfreu-
digkeit: Im Rahmen des Projekts wurden verschiedene 
Formate auf unterschiedlichen Kanälen erprobt. Bei un-
zureichender Reichweite innerhalb der Zielgruppe wur-


1	 Siehe www1.wdr.de/nachrichten/wdrforyou/


den die Versuche auch wieder eingestellt – etwa im Falle 
eines über den Messenger‑Dienst Telegram verbreiteten 
Formats für die arabischsprachige Zielgruppe.


Aktuell besteht das WDRforyou-Angebot aus der 
Webseite, der Facebook-Seite, einem Youtube-Kanal mit 
verschiedenen thematischen Unterbereichen und einem 
Instagram-Kanal. In Bezug auf die Anzahl der Besuchen-
den sowie die Anzahl der Reaktionen von Nutzerinnen 
und Nutzern auf die veröffentlichten Beiträge ist die 
Facebook‑Seite aktuell der populärste Teil des Angebotes. 
Da ältere Inhalte auf der Facebook-Seite teilweise schwer 
auffindbar sein können, bieten die Webseite und der You-
tube-Kanal Möglichkeiten, auch ältere, aber thematisch 
weiterhin relevante Beiträge gut zugänglich zu halten.


Erreichte Zielgruppe von WDRforyou


Die Beiträge und Texte werden, abhängig vom Thema, 
in Deutsch, Arabisch und Farsi veröffentlicht, manchmal 
auch auf Englisch. Das mehrsprachige Produktionsteam 
von WDRforyou ermöglicht in vielen Fällen, dass Vi-
deobeiträge direkt mehrsprachig erstellt werden können, 
was eine nachträgliche Übersetzung oder Untertitelung 
erübrigt und die Veröffentlichung beschleunigt.


Übereinstimmend mit den Studienerkenntnissen über 
Geflüchtete, welche die sozialen Medien nutzen, erreicht 
die Facebook-Seite von WDRforyou momentan überwie-
gend junge Männer zwischen 18 und 25 Jahren. Frauen 
und ältere Menschen sind auch aktiv auf der Seite – sind 
aber im Vergleich zu ihrem Anteil an der Gesamtpopula-
tion schwächer repräsentiert. Aktuell wird die Facebook-
Seite mehr durch arabischsprachige Personen als durch 
farsisprachige Personen besucht, wobei die Zugriffszahlen 
dem Größenverhältnis der beiden Communities zu ent-
sprechen scheinen.


Themenwahl


Um die Themen zu ermitteln, die ein breites Publikum 
unter neuzugewanderten Geflüchteten ansprechen kön-
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nen, veröffentlichte WDRforyou zu Beginn des Projektes 
Beiträge zu verschiedensten Themen und evaluierte deren 
Reichweite und die Reaktionen der Nutzerinnen und Nut-
zer. Während anfangs hauptsächlich Beiträge zum Asyl-
verfahren und zur Orientierung in Deutschland viele Re-
aktionen erhielten, sind die Themen, die hohe Resonanz 
erfahren, inzwischen sehr breit gefächert. Beiträge zum 
Familiennachzug, zum Erwerb oder zur Anerkennung 
eines Führerscheins in Deutschland, zu aktuellen politi-
schen Entwicklungen in Deutschland und Europa, die für 
Geflüchtete relevant sind, aber auch zu kulturellen The-
men – etwa zum »Muttertag in Deutschland« – werden 
intensiv kommentiert und geteilt. Die Anzahl und Art der 
Reaktionen auf bestimmte Themen sowie konkrete Fra-
gen von Nutzerinnen und Nutzern werden anschließend 
wiederum in Entscheidungen über zukünftige Beiträge 
mit einbezogen.


Ein weiteres Kriterium für die Themenauswahl ist, ob 
ein Beitrag auf WDRforyou tatsächlich neue und hilfrei-
che Informationen zu einem bestimmten Themenbereich 
bieten kann. So hat z. B. das Thema »Wohnungssuche« 
zwar eine sehr hohe Relevanz für viele Geflüchtete und 
Menschen, die neu in Deutschland sind. Angesichts der 
angespannten Lage auf dem Wohnungsmarkt in deut-
schen Großstädten wäre ein Beitrag, der allein darüber 
informiert, was bei der Wohnungssuche zu beachten ist, 
wenig hilfreich.


Bewerbung über Multiplikatoren


Aufgrund der starken Nutzung sozialer Medien unter 
Neuzugewanderten und der relevanten Inhalte der Sei-
te erhöhte sich die Reichweite insbesondere der Face-
book‑Seite von WDRforyou seit der Veröffentlichung 
Anfang 2016 sprunghaft.


Als einzige Maßnahme zur Bewerbung des Angebots 
wurden Flyer an Akteure der Flüchtlingsarbeit wie Bera-
tungsstellen und Betreiber von Geflüchteten-Unterkünf-
ten, aber auch an die Jobcenter und Arbeitsagenturen in 
Nordrhein-Westfalen verteilt. Diese Akteure wiederum 
weisen Geflüchtete auf für sie relevante Beiträge auf dem 
Portal hin und etablieren es dadurch in der Zielgruppe als 
wichtige und verlässliche Informationsquelle.


Moderation


Aufgrund der großen Anzahl an Reaktionen der Nutze-
rinnen und Nutzer auf der Facebook-Seite ist eine laufen-
de, mehrsprachige Moderation der Seite unabdingbar und 
auch entsprechend aufwendig. WDRforyou verwendet als 
Basis für die Moderation die Netiquette der Online-An-
gebote des Westdeutschen Rundfunks, ergänzt um einige 


Punkte zu den Themen Diskriminierungen, Religion und 
der wissentlichen Verbreitung von Unwahrheiten.


Obwohl das Moderationsteam die Nutzerinnen und 
Nutzer immer wieder auf die Netiquette verweist, Falsch-
informationen richtigstellt (z. B. mit einem Verweis auf 
einen entsprechenden Beitrag zum Thema) und gelegent-
lich sogar Personen aus der Gruppe ausschließen muss, 
funktioniert die Selbstmoderation unter den Nutzerin-
nen und Nutzern der Facebook-Gruppe größtenteils gut, 
selbst bei Fällen von Hate-Speech.


Umgang mit Beratungsanfragen


Angesichts der intensiven Nutzung der WDRforyou‑Face-
book-Seite durch Geflüchtete werden auch viele direkte 
Beratungsanfragen an WDRforyou gestellt, entweder in 
Form von Kommentaren zu bestimmten Beiträgen oder 
als Direktnachricht an die Seitenbetreiber. Wenn möglich, 
versucht das Team diese Anfragen mit einem Verweis auf 
bestehende Beiträge auf der Facebook-Seite, der Webseite 
oder dem Youtube-Kanal zu beantworten.


Eine weitergehende Verweisberatung, z. B. an lokale 
Beratungsstellen, ist nicht Teil des journalistischen Auf-
trags von WDRforyou. Die Journalisten von WDRforyou 
recherchieren die inhaltlichen Grundlagen der Beiträge 
in den entsprechenden Fachressourcen oder durch An-
fragen an Akteure der Geflüchtetenarbeit. Im Rahmen 
der Facebook-Live-Sendungen sprechen die bilingualen 
Moderatoren von WDRforyou regelmäßig mit externen 
Expertinnen und Experten zu bestimmten Themen.


Ausblick


Trotz des erheblichen Erfolgs ist WDRforyou weiterhin 
ein Projekt mit befristeter Laufzeit und eingeschränktem 
Zielpublikum: Ausgerichtet ist es, auch wenn sich das 
Publikum eines Online-Projekts nur teilweise regional 
begrenzen lässt, auf Geflüchtete in Nordrhein-Westfalen. 
Allerdings lancierte der WDR mit WDRforall Anfang 
2018 eine Facebook-Seite2 und Gruppe3 für andere Mi-
grantinnen und Migranten mit Berichten zu aktuellen 
Themen vor allem auf Deutsch und Russisch, um sein 
mehrsprachiges Informations- und Nachrichtenangebot 
langfristig auch für andere Gruppen von Neuzugewan-
derten in Nordrhein-Westfalen zu öffnen. Vor diesem 
Hintergrund wird die weitere Entwicklung der Angebote 
von WDRforyou auch in Hinblick auf veränderte Ziel-
gruppen mit Spannung zu verfolgen sein. 


2	 Siehe: www.facebook.com/pg/WDRforall/
3	 Siehe: www.facebook.com/groups/1991131517805196/


Erfahrungen des Angebots »WDRforyou«







25


Praktische Erkenntnisse aus den Modellprojekten »Neu in Berlin« und 
»Migrationsberatung 4.0 – Gute Arbeit in Deutschland«


Was brauchen Beratende, wenn sie aktiv auf migrantische Zielgruppen in den sozialen Medien zugehen möchten? Das 
erforscht das Minor – Projektkontor für Bildung und Forschung im Rahmen zweier Projekte. Aus diesen sind zentrale 
Erfordernisse für den Aufbau aufsuchender Informations- und Beratungsarbeit in sozialen Medien abzuleiten.


Im Zuge der steigenden Zahl von Neuzugewanderten ein-
schließlich Geflüchteter1, die nach Deutschland kommen, 
haben der Bedarf an Information und Beratung zu Inte-
grations- und Teilhabefragen und die Anfragen an Bera-
tungseinrichtungen enorm zugenommen. Gleichzeitig ist 
aber auch festzustellen, dass Neuzugewanderte mehrheit-
lich die für sie wichtigen Informationen über ihre sozia-
len Netzwerke und in den sozialen Medien ihrer eigenen 
Communities suchen, statt die bestehenden Beratungs- 
und Informationsangebote zu nutzen. Häufig bleibt diese 
Art der Informationsgewinnung aber auf oberflächliche, 
teilweise irreführende Informationen beschränkt, selbst 
in Fällen von gravierenden Problemen während des In-
tegrationsprozesses. Das gilt sowohl für Geflüchtete als 
auch für Zuwandernde aus Europa und anderen Staaten.


In diesem Kontext erforschen die Modellprojekte von 
Minor – Projektkontor für Bildung und Forschung »Neu 
in Berlin«2 und »Migrationsberatung 4.0 – Gute Arbeit in 
Deutschland«3 (MB 4.0) das Informationsverhalten Neu-
zugewanderter in Berlin und Deutschland. Basierend auf 
ihren Forschungserkenntnissen entwickeln und erproben 
die Projekte zugleich Strategien und Konzepte der »auf-
suchenden Informations- und Beratungsarbeit« für ver-
schiedene Zielgruppen von Neuzugewanderten.


Das Projekt »Neu in Berlin« läuft von Oktober 2016 bis 
Dezember 2019 und untersucht beispielhaft das Informa-
tionsverhalten von Neuzugewanderten auf Plattformen 
der sozialen Medien in den polnischsprachigen, franzö-
sischsprachigen, arabischsprachigen und englischsprachi-
gen Communities in Berlin. Das Projekt »MB 4.0« hin-
gegen ist für die Laufzeit von Januar 2018 bis Dezember 
2019 geplant und konzentriert sich auf Arbeitssuchende 
und Arbeitnehmende aus Polen, Rumänien und Bulgari-
en in Deutschland.


Der Ansatz der »aufsuchenden Information und Bera-
tung« sieht vor, dass sich das Beratungspersonal in den 


1	 Die Gruppe der Migranten und Migrantinnen aus EU-Staaten und 
Geflüchtete werden im folgenden Text unter dem Begriff »Neuzu-
gewanderte« zusammengefasst, außer wenn die einzelnen Gruppen 
gesondert beschrieben werden.


2	 Weitere Informationen zum Projekt »Neu in Berlin« unter www.mi-
nor-kontor.de/neu-in-berlin/


3	 Weitere Informationen zum Projekt »MB 4.0« unter www.minor-
kontor.de/migrationsberatung-4-0/


sozialen Medien dorthin begibt, wo sich die Neuzuge-
wanderten informieren und austauschen – also »digital 
streetwork« für die jeweiligen Zielgruppen leistet. Das 
Team des Projektes »Neu in Berlin« recherchiert dafür 
relevante Beratungsfragen in den Foren der erwähnten 
Communities. Für die Beantwortung der Fragen und für 
eine effektive Verweisberatung arbeitet das Team mit ver-
schiedenen Beratungsträgern in Berlin zusammen. Auf 
diese Weise erprobt das Projekt, wie sich Beratende mit 
qualifizierten Beiträgen an den Diskussionen in sozialen 
Netzwerken beteiligen und auf zuverlässige Informati-
onsquellen verweisen können. Thematisch ist das Projekt 
prinzipiell nicht eingeschränkt und orientiert sich bei den 
zu beantwortenden Fragen an den Beratungskompeten-
zen seiner Kooperationspartner.


Im Projekt »MB 4.0« hingegen leisten Migrationsbera-
tungsexpertinnen und -experten in den sozialen Medien 
der ausgewählten Communities direkt aufsuchende In-
formations- und Beratungsarbeit. Das Projekt wird von 
der Gleichbehandlungsstelle EU-Arbeitnehmer geför-
dert, die bei der Beauftragten für Migration, Flüchtlinge 
und Integration im Bundeskanzleramt angesiedelt ist. Es 
konzentriert sich insbesondere darauf, die Integrations- 
und Orientierungsprozesse der Zielgruppen bei der Ar-
beitsmarktintegration effektiver zu unterstützen sowie 
Beschäftigte in ihren Rechten zu stärken. »MB 4.0« ko-
operiert dafür u. a. mit relevanten Migrantenorganisatio-
nen und Präsenzberatungsstellen im gesamten Bundesge-
biet.


Beide Projekte haben den Auftrag, den vorhandenen 
Beratungs-, Bildungs- und Unterstützungsstrukturen 
für Neuzugewanderte in Berlin und Deutschland ihre 
Erkenntnisse zur Verfügung zu stellen und diese bei der 
Umsetzung eigener Strategien für den Aufbau aufsuchen-
der Angebote auf Plattformen der sozialen Medien zu 
unterstützen. Um die Voraussetzung für eine erfolgreiche 
Umsetzung ihrer Arbeit in den sozialen Medien zu schaf-
fen, mussten die Projekte für sich und in Zusammenar-
beit mit den kooperierenden Organisationen zunächst die 
im Folgenden dargestellten Fragen klären bzw. Entwick-
lungsschritte durchlaufen. Diese Schritte sind Vorausset-
zung für jeglichen Aufbau aufsuchender Information und 
Beratung in sozialen Medien.
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Definition der Zielgruppen


Zentral für die Projektkonzeption ist eine genaue Definiti-
on der Zielgruppen, die über die sozialen Medien erreicht 
werden sollen. Angesichts der bereits erläuterten Tatsa-
che, dass die Nutzung der sozialen Medien in den Com-
munities von Neuzugewanderten nicht gleichförmig ist, 
kann nicht davon ausgegangen werden, dass alle Mitglie-
der der Communities über diese Medien gleichermaßen 
erreicht werden können. Teilweise unterrepräsentierte 
Zielgruppen wie Frauen, ältere Menschen oder Personen 
in ländlichen Regionen können trotzdem über besondere 
Foren und Themen erreicht werden. Allerdings benötigt 
dies gesonderte Strategien und Vorgehensweisen.


Was ist rechtlich zulässig?


Geprüft werden muss, inwiefern die avisierten Infor-
mations- und Beratungsleistungen aus rechtlicher Sicht 
Probleme aufwerfen können. Die wichtigsten rechtlichen 
Vorgaben für die Beratungsarbeit in den sozialen Medien 
lassen sich aus dem Rechtsdienstleistungsgesetz und der 
vor Kurzem in Kraft getretenen Datenschutzgrundver-
ordnung ableiten. Welche Möglichkeiten sich daraus erge-
ben, erläutern Doritt Komitowski und Agnieszka Skwarek 
in ihrem Beitrag in dieser Broschüre im Detail.


Welche Ressourcen werden gebraucht?


Welche konkreten Möglichkeiten und Ressourcen müs-
sen für die Arbeit in den sozialen Medien zur Verfügung 
stehen? Diese Frage stellt sich insbesondere für Akteure 
und Organisationen, die keinen expliziten Auftrag für 
die Einrichtung eines Angebotes in den sozialen Medien 
haben.4 Gerade Beratungsträger, deren laufende Projekte 
und Programme keine zusätzlichen Kapazitäten für sol-
che Ansätze vorsehen, sehen sich selbst bei der Erprobung 
häufig mit erheblichen Herausforderungen konfrontiert.


Die Arbeit in den sozialen Medien wird innerhalb der 
Organisationen meist dem Bereich Öffentlichkeitsar-
beit zugeordnet, obwohl die Aufgaben und Ansätze von 
»Digital streetwork« über die der Öffentlichkeitsarbeit 
weit hinausgehen. In den Teams für Öffentlichkeitsarbeit 
ist beispielsweise oft nicht die nötige Beratungsexper-
tise vorhanden, um konkrete Fragen von Ratsuchenden 
zu beantworten. Für Beratungskräfte wiederum ist es im 
Rahmen der bestehenden Projekte und Programme meist 
schwierig, eine Beratung in den sozialen Medien als Be-
ratungsfall abzurechnen. Die vorherige Klärung der ver-


4	 Diese Frage musste beispielsweise im Projekt »Neu in Berlin« zu-
nächst mit den Beratungsträgern geklärt werden, mit denen das Pro-
jekt kooperiert.


fügbaren Ressourcen und Zuständigkeiten ist daher nötig, 
um entscheiden zu können, welche Art von Angebot in 
den sozialen Medien tatsächlich umgesetzt werden kann.


Entwicklung von Beratungsrichtlinien


Nach Klärung der rechtlichen Vorgaben und der verfüg-
baren Kapazitäten sollten Beratungsrichtlinien für die 
Arbeit in den sozialen Medien formuliert werden. Diese 
können sich grundsätzlich an den bestehenden Richtlini-
en für die Präsenzberatung orientieren, z. B. in Bezug auf 
die berufsethischen Maßgaben, die Qualität der Beratung, 
den professionellen Umgang mit Klientinnen und Klien-
ten etc. Zusätzliche Richtlinien, die für die Arbeit in den 
sozialen Medien sinnvoll sind, sind z. B.


•• die Herstellung von Transparenz über den professio-
nellen, nicht-privaten Hintergrund des Angebots in 
den sozialen Medien;


•• konkrete Vorgaben in Bezug auf die Einhaltung des 
Rechtsdienstleistungsgesetzes und der Datenschutz-
grundverordnung;


•• Schritte zum Aufbau einer positiven Reputation in den 
sozialen Medien;


•• Umgang mit Administratorinnen und Administrato-
ren der Foren;


•• Sicherung einer ausreichenden Beantwortungsge-
schwindigkeit;


•• Sicherung der Qualität der Verweisberatung an andere 
digitale Angebote oder Präsenzberatung;


•• Umgang mit wiederkehrenden Anfragen;
•• Umgang mit der Selbsthilfekultur in den Foren der so-


zialen Medien;
•• Umgang mit Falschinformationen, kontroversen Dis-


kussionen und »Hate Speech«.


In den Beratungsrichtlinien, die durch das Projekt »MB 
4.0« veröffentlicht wurden, werden diese Punkte im Detail 
diskutiert, weshalb wir uns hier nur auf eine kurze Über-
sicht beschränken.5


Analyse der Bedarfe und des 
Informationsverhaltens der Zielgruppe


Eine vorbereitende Analyse des Informationsverhaltens 
der Zielgruppe ist essentiell für erfolgreiche aufsuchende 
Informations- und Beratungsarbeit in den sozialen Medi-
en sowie auch für deren Evaluation. Eine solche Analyse 
sollte u. a. Erkenntnisse darüber liefern, welche Plattfor-
men und Foren am meisten durch die Zielgruppe als In-


5	 Die Beratungsrichtlinien des Projektes »MB 4.0« finden sie hier: 
https://minor-kontor.de/migrationsberatung-4-0/.
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formationsquellen genutzt werden, welche Unterzielgrup-
pen welche Foren nutzen, welche Themen dort ausgiebig 
diskutiert werden und welche weniger, wer die wichtigen 
Stakeholder dieser Online-Communities sind etc.


Für die Bedarfsermittlung können neben der Themen-
analyse auch Erfahrungen aus der Beratungsarbeit und 
vorliegende Studien Aufschluss geben. Daten wie die Al-
ters- oder Geschlechterverteilung von Mitgliedern einer 
bestimmten Community auf Facebook sind unter ande-
rem wichtig für die Evaluation: Sie können Richtwerte 
liefern für den Abgleich mit der Alters- oder Geschlech-
terverteilung der beratenen Personen und damit Auskunft 
geben, inwiefern die gesetzten Zielgruppen tatsächlich 
auch erreicht werden.


Auswahl der Plattformen und Foren


Die Auswahl der passenden Plattformen sollte auf der 
Analyse des Informationsverhaltens der Zielgruppe so-
wie auf den Zielen und Vorgaben des Projektes bzw. der 
Beratungsstelle basieren. Facebook ist beispielsweise zwar 
nicht die am häufigsten genutzte Plattform unter Ge-
flüchteten. Allerdings bieten die halb-öffentlichen Foren 
der Plattform eine sehr große Reichweite und eine hohe 
Dichte an beratungsrelevanten Fragen. Für die Ansprache 
von sensiblen, persönlichen Themen oder für die Errei-
chung unterrepräsentierter Zielgruppen sind diese halb-
öffentlichen Foren allerdings wiederum weniger geeignet. 
Auf den jeweiligen Plattformen sind wiederum die Foren 
zu recherchieren, die für Beratungsthemen relevant sind, 
also z. B. thematische Facebook-Gruppen in einzelnen 
Herkunftssprachen.


Einrichtung von Dokumentations- 
und Evaluationssystemen


Dokumentations- und Evaluationssysteme sollten sich 
an den Zielen des Projektes, den Zielgruppen und den 
vorgegebenen Inhalten orientieren. Im Rahmen der da-
tenschutzrechtlichen Möglichkeiten ist die Erhebung von 
personenbezogenen Daten auf den Plattformen der so-
zialen Medien sehr beschränkt. Beispielsweise kann der 
Standort, die Staatsbürgerschaft oder das Alter der Rat-
suchenden ohne weitere Rückfragen meist nicht eindeu-
tig bestätigt werden. Entsprechend müssen Dokumenta-
tions- und Evaluationssysteme auch mit Lücken in den 
Daten und Annahmen umgehen können.


Die Umsetzung kurzfristiger und langfristiger Maß-
nahmen zur Evaluation der angebotenen Informationen 
und Beratung sind wichtig, um die tatsächlichen Auswir-
kungen der Angebote für die Ratsuchenden bewerten zu 
können. Solche Maßnahmen können z. B. Reaktionen von 
Ratsuchenden wie Kommentare und Likes auf die ange-


botenen Informationen erfassen oder mithilfe von regel-
mäßigen Umfragen oder Interviews mit Ratsuchenden 
realisiert werden.


Es kann zusätzlich sinnvoll sein, wenn die digitalen 
oder Präsenzberatungsangebote, auf die in den Foren 
verwiesen wird, die Verweisquellen ihrer Ratsuchenden 
erfassen. Die Effektivität der Verweisberatung kann auf 
diese Weise festgehalten und bewertet werden.


Aufbau professioneller Präsenzen auf den  
Plattformen der sozialen Medien


Die Einrichtung professioneller Präsenzen auf den Platt-
formen ist der letzte wichtige Schritt vor der eigentlichen 
Umsetzung der aufsuchenden Arbeit. Solche professio-
nellen Konten bzw. Profile bieten den Vorteil, dass sich 
Privates und Berufliches leichter trennen lässt und dass 
sie einen Zugang zu den Foren der Zielgruppen ermög-
lichen. Bei ihrer Einrichtung sind die üblichen Vorgaben 
an digitale Präsenzen rechtlicher Körperschaften in Bezug 
auf Impressumspflicht, Datenschutzerklärung etc. zu be-
achten.


Wie bereits weiter oben angesprochen, ist es wichtig, in 
den Communities für diese Konten eine positive Reputa-
tion aufzubauen. Dafür können auch die Vernetzung oder 
sogar die Kooperation mit Community-Akteuren in den 
Foren hilfreich sein, wie z. B. mit Administratorinnen und 
Administratoren. Darüber hinaus sind die Reaktionsge-
schwindigkeit, die Qualität der bereitgestellten Informa-
tion und der Umgang mit anderen Mitgliedern der Fo-
ren entscheidend für die Wahrnehmung dieser Angebote 
durch die Online-Communities.


Ziel der Projekte »Neu in Berlin« und »MB 4.0« ist es, 
die aufsuchende Informations- und Beratungsarbeit in 
der Praxis zu erproben und zu evaluieren. Beide Projek-
te setzen diese Ziele bereits seit längerem erfolgreich um. 
Die Vielzahl an positiven Reaktionen von Ratsuchenden 
auf die von den Projektteams vermittelten Informationen 
und Verweise sind ein ermutigendes Indiz für die positive 
Wirkung dieses Ansatzes.
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Aufsuchende Beratung im Netz – Erfahrung des Willkommenszentrums 
Berlin


von Nele Allenberg*


Seit Februar 2017 erprobt das Willkommenszentrum Berlin (WKZB) gemeinsam mit Minor – Projektkontor für Bildung 
und Forschung eine Beratung in den sozialen Medien. Ein Erfahrungsbericht.


Im Rahmen des Projekts »Neu in Berlin« (NiB)1 arbeitet 
ein Team aus Mitarbeitenden des Willkommenszentrums 
Berlin (WKZB), das zu Themen der Erstorientierung und 
des Sozial- und Aufenthaltsrechts berät, mit einem mehr-
sprachigen Team von Minor zusammen, die in polnisch-, 
französisch-, arabisch- und englischsprachigen Face-
book-Gruppen Fragen herausfiltern, übersetzen und zur 
Beantwortung an das WKZB-Team weiterleiten. Minor 
übernimmt auch die Übersetzung der fertigen Antworten 
und speist diese in die Facebook-Gruppen zurück. Die-
se Arbeitsteilung macht es dem Willkommenszentrum 
überhaupt möglich, das Engagement in den sozialen Me-
dien trotz der seit Eröffnung des WKZB im August 2016 
stetig angestiegenen Arbeitsbelastung leisten zu können.


Motivation für die aufsuchende Beratung im Netz


Wissenschaftliche Untersuchungen zum Informationsbe-
dürfnis Neueingereister2 zeigen, dass dieses sich von dem 
vorheriger Generationen kaum unterscheidet. Allerdings 
nutzen Neueingereiste andere Informationsquellen. Heu-
te wenden sich Ratsuchende nicht nur an Migrantenor-
ganisationen oder Beratungsstellen, sondern erhalten 
Lösungsvorschläge für konkrete Probleme in den sozia-
len Netzwerken. Das bedeutet einerseits eine Stärkung 
der Communities und wird sicherlich zu einem Gefühl 
der Solidarität beitragen. Andererseits erhöht sich durch 
Ratschläge anderer Neueingereister das Risiko von Fehl-
informationen – mit unter Umständen relevanten Folgen 
für die falsch oder unvollständig Beratenen. Durch die 
aufsuchende Beratung im Netz versucht das WKZB, kon-


*	 Nele Allenberg ist Leiterin des Willkommenszentrums Berlin bei der 
Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales.


1	 Siehe den Beitrag von Agnieszka Skwarek und Tobias Stapf »Auf-
suchende Informations- und Beratungsarbeit in Foren der sozialen 
Medien – praktische Erkenntnisse aus den Modellprojekten ›Neu in 
Berlin‹ und ›Migrationsberatung 4.0 – Gute Arbeit in Deutschland‹ « 
in dieser Beilage.


2	 Siehe den Beitrag von Tobias Stapf und Kareem Elcheikh »Das Infor-
mationsverhalten Geflüchteter in den sozialen Medien in Deutsch-
land und wie Beratungsanbieter damit umgehen können« in dieser 
Beilage.


krete Fragen richtig und belastbar zu beantworten und 
ein Bewusstsein für die Komplexität der Fragestellungen 
zu wecken. Gleichzeitig verweisen die Antworten auf un-
abhängige, kostenlose und mehrsprachige Beratungsan-
gebote in Berlin. Eine spezialisierte Beratungslandschaft, 
wie sie in Berlin existiert, ist vielen Neueingereisten aus 
ihren Herkunftsländern nicht bekannt. Auch ist für viele 
ungewohnt, dass die Beratungsangebote kostenlos sind. 
Die Information über diese Strukturen dient mittelfristig 
somit auch der Betrugsprävention.


Herausforderungen bei der Beratung auf Facebook


Ein großes Problem bei den Beratungen in Face-
book‑Gruppen stellt die Schnelllebigkeit des Mediums 
dar. Viele Communitymitglieder sind viele Stunden am 
Tag online und antworten umgehend. Das Team Mi-
nor/WKZB ist da etwas schwerfälliger: Im Schnitt dauert 
es von der Extraktion der Frage bis zur Rückeinspeisung 
der übersetzten Antwort 24 Stunden. Die Erfahrung zeigt: 
Auch die später eingehenden Antworten werden gewür-
digt und wahrgenommen. Allerdings wäre der Effekt 
wahrscheinlich größer, wenn die Beantwortung prompt 
erfolgen könnte. Eine weitere Herausforderung stellt die 
Abwägung dar, wie detailliert die Antwort sein darf und 
muss. Da der Anspruch des Willkommenszentrums ist, 
verlässlich und richtig zu antworten, die »Sachverhalts-
darstellung« im Rahmen der Fragen aber oftmals Lücken 
lässt, die nicht durch Nachfragen geklärt werden können, 
hat sich eine gestaffelte Antwort bewährt (»Grundsätzlich 
raten wir x. Sollte y der Fall sein, empfehlen wir z. Ist hin-
gegen a einschlägig, ist an b zu denken« usw.). 


Um im Duktus der Facebook-Kommunikation zu blei-
ben, teilen die NIB-Mitarbeitenden die Antwort dann in 
einzelne Beiträge auf, die hintereinander versendet wer-
den – oftmals übrigens mit der szenetypischen Emoti-
con‑Verzierung, um den Ton der Facebook-Communitiy 
zu treffen. Dazu gehört auch, dass diese wissen, wer ih-
nen unter dem Label »Neu in Berlin« antwortet. Für das 
WKZB-Team ist es sehr hilfreich, dass sie nicht selbst im 
Netz unterwegs sein müssen, sondern dass Minor mit 
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den jeweiligen Moderatorinnen und Moderatoren der 
Facebook-Gruppen eine Lösung für die »Identität« der 
»NiB«-Projektmitarbeitenden gefunden hat. Diese sind 
mit Klarnamen, also als reale Personen, in den Facebook-
Gruppen angemeldet; es ist aber für die anderen Mit-
glieder zu ersehen, dass sie für das NiB-Projekt arbeiten. 
Ein weiteres, relevantes Thema ist der Datenschutz. Das 
WKZB-Team erhält die Fragen von Minor anonymisiert; 
es werden nur die für die Beantwortung relevanten Eckda-
ten (Geschlecht, Alter, Familienstand etc.) mitgeteilt. Bei 
der Beantwortung überlegen die WKZB-Mitarbeitenden 
zusätzlich, ob die Antworten in der Facebook-Gruppe zu 
datenschutzrechtlichen Problemen führen könnten. Ist 
das der Fall, verzichtet das WKZB auf eine Beantwortung 
in der Sache und rät stattdessen zu einem Besuch einer 
»Offline«‑Beratungsstelle.


Erkenntnisse und künftiger Umgang


Anhand der Antworten lässt sich ersehen, dass die Be-
ratung zumindest von den einzelnen Fragestellenden 
wertgeschätzt wird. Oftmals danken sie begeistert, über-
schütten die NiB-Mitarbeitenden mit Smileys und der 
Versicherung, sich wieder an NiB oder das WKZB wen-
den zu wollen, wenn Fragen aufkämen. Inwiefern dar-
über hinaus andere Facebook-Gruppen-Mitglieder die 
Informationen wahrnehmen, ist schwer einzuschätzen. 
Bisher hat noch kein Ratsuchender in der Offline‑Bera-
tung des WKZB mitgeteilt, dass er oder sie aufgrund des 
Hinweises in einer Facebook-Gruppe gekommen sei. Das 
könnte sich unter Umständen anders darstellen, wenn die 
Antworten schneller gepostet und dann von mehr Face-
book‑Gruppen-Mitgliedern gelesen werden könnten. Das 
setzt jedoch die Einrichtung einer eigenen Einheit im 
WKZB voraus, die direkt in sozialen Medien berät und 
sowohl über Sprachkenntnisse als auch über das Wissen 
der Beratungsinhalte verfügt. Diese Ressourcen stehen 
dem WKZB bisher nicht zur Verfügung. Mit Blick auf das 
Ende des NiB-Projekts 2019 wird darüber jedoch zu ver-
handeln sein. Dass sich Offline‑Beratungsstellen mit den 
Ratsuchenden im virtuellen Raum beschäftigen müssen, 
wenn sie weiterhin den Anspruch haben, niedrigschwellig 
und gut erreichbar zu sein, steht für das WKZB jedenfalls 
außer Frage.


Pilotprojekt mbeon: Online-Beratung für er-
wachsene Zuwanderinnen und Zuwanderer


Erwachsene Zuwanderinnen und Zuwanderer 
konnten sich in Deutschland bisher nur persön-
lich in einer der über 700 bundesweiten MBE-Be-
ratungsstellen beraten lassen. Das Projekt »MBE 
online – mbeon« schafft für dieselbe Zielgruppe 
zwei zusätzliche Kommunikationskanäle: Auf der 
Informationsplattform mbeon.de können sich 
Ratsuchende online über relevante Themen (wie 
z. B. Arbeit und Beruf, Wohnen, Gesundheit oder 
Deutsch lernen) informieren. Zusätzlich haben 
sie die Möglichkeit, mobil per App mit Beraterin-
nen und Beratern zu chatten und sich online in 
den Sprachen Englisch, Arabisch, Russisch und 
Deutsch beraten zu lassen. Ziel des in Bayern 
und Nordrhein‑Westfalen angelaufenen Projekts 
ist eine effizientere und serviceorientiertere Be-
ratung. Den Beratenden bietet mbeon zudem 
Infrastruktur zum fachlichen Austausch und zum 
gegenseitigen Coaching, damit diese schnell auf 
Veränderungen in der Beratungspraxis oder auf 
neue gesetzliche Anforderungen reagieren kön-
nen.


Die finanziellen Mittel zur Umsetzung des Pro-
jektes werden vom Bundesministerium des In-
nern (BMI) bereitgestellt. Teilnehmende Verbände 
sind der Bund der Vertriebenen (BdV), der Deut-
sche Caritasverband (DCV), der Paritätische Wohl-
fahrtsverband (DPWV) und das Deutsche Rote 
Kreuz (DRK). Dem Deutschen Roten Kreuz obliegt 
die Koordination des Projektes. Weitere Träger der 
MBE sind eingeladen, am Projekt mitzuwirken. 


Auf den nachfolgenden Seiten finden sie ein In-
terview mit der Projektleiterin von mbeon, in dem 
der aktuelle Stand des Projekts dargestellt wird. 


Weitere Informationen zu www.mbeon.de ent-
hält die App unter: app.mbeon.de/en/ 
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Digitalisierung der Migrationsberatung: Ein Werkstattbericht


Das mbeon-Projekt will Schutzsuchenden sowie Migrantinnen und Migranten online ein niedrigschwelliges, qualifizier-
tes und datenschutzkonformes Beratungsangebot zur Verfügung stellen. Die Herausforderungen sind groß, doch mitt-
lerweile hat »mbeon« viele Hürden genommen. Das verbandsübergreifende Projekt wird federführend vom Deutschen 
Roten Kreuz koordiniert. Die Projektleiterin ist Claudia Müller.* Mit ihr sprach Daniel Steinmaier.


Ziel Ihres Projekts ist es, das Angebot der MBE (Mig-
rationsberatung für erwachsene Zuwanderer) bundes-
weit auch online zugänglich zu machen. Gestartet ist die 
Online-Beratung im Herbst letzten Jahres in Bayern und 
Nordrhein-Westfalen, in Kürze wird die Beratung per 
Smartphone-Messenger auch in Baden-Württemberg 
angeboten. Wie weit war der Weg bis dorthin?


Claudia Müller: Weit. Ein verbandsübergreifendes, kom-
plexes und innovatives Projekt umzusetzen, ist mit eini-
gen Herausforderungen verbunden. Vor allem in einer 
Zeit, in der die Migrationsberatungsstellen vielerorts am 
Rande ihrer Kapazitäten arbeiten. Ende 2015 wurden 
die Chancen für eine Online-Migrationsberatung der 
Wohlfahrtsverbände mit einer Machbarkeitsstudie eru-
iert. Nach Interviews mit Beratenden der MBE und ei-
ner Bedarfsanalyse haben wir das Projekt für notwendig 
und machbar erachtet und die erforderlichen Mittel beim 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) bean-
tragt. Seit 2016 wird das mbeon-Projekt aus Mitteln des 
Bundesministeriums des Inneren finanziert.


In der ersten Pilotphase ab 2016 ging es neben der 
Entwicklung der Website und der App darum, die für die 
Online-Beratung erforderlichen Beratungskapazitäten bei 
den MBE-Beratungsstellen zu akquirieren. Alle Verbände 
der BAGFW und der Bund der Vertriebenen wurden ein-
geladen, sich zu beteiligen. Zunächst sagten neben dem 
DRK der Paritätische Gesamtverband und der Bund der 
Vertriebenen zu, seit April 2018 ist auch die Caritas dabei.


Das Konzept sieht vor, dass sich die MBE-Beraterinnen 
und ‑Berater der Verbände freiwillig beteiligen und Ar-
beitsstunden, die sie sonst für die Präsenzberatung nut-
zen würden, für mbeon zur Verfügung stellen. 2016 war 
es nicht leicht, Beratende zu motivieren, in das Projekt 
einzusteigen, aber es gab auch damals schon Beschäftigte 
aus der MBE, die Interesse hatten und Kapazitäten zusag-
ten, sodass wir 2016 zwei Teams zusammenstellen konn-
ten, eines in Bayern mit 50 Wochenstunden und eines in 
Nordrhein-Westfalen mit 83 Wochenstunden. Ab diesem 


*	 Claudia Müller ist Projektkoordinatorin von mbeon im Generalse-
kretariat des Deutschen Roten Kreuz e.V. Daniel Steinmaier ist Mit-
arbeiter beim Informationsverbund Asyl und Migration e.V.


Sommer stehen insgesamt 73 Beraterinnen und Berater 
zur Verfügung, die zwischen zwei und zehn Wochenstun-
den ihrer Arbeitszeit in »mbeon« investieren.


Inwiefern besteht die Notwendigkeit, die Online-Bera-
tung zu regionalisieren – und was geschieht, wenn der-
zeit Menschen sich außerhalb der drei Pilotregionen die 
App herunterladen und sich über den Messenger bera-
ten lassen wollen?


Die zwei ersten Pilotregionen – Bayern und NRW – er-
gaben sich zunächst, weil wir von dort die höchsten Res-
sourcen-Rückmeldungen hatten. Die Regionalisierung ist 
aber nicht nur in der Pilotphase sinnvoll. In der Migra-
tionsberatung spielen landesgesetzliche Regelungen und 
regionale Netzwerke und Strukturen eine große Rolle. 
Wenn uns derzeit Anfragen aus Bundesländern erreichen, 
beantworten wir diese soweit wie möglich und verweisen 
bei Bedarf auf die dortigen Präsenzberatungen.


Gibt es bereits ein Zwischenfazit der teilnehmenden Be-
raterinnen und Berater? Was sind aus deren Sicht die 
Vor- oder auch die Nachteile der Online-Beratung ge-
genüber der Präsenzberatung?


Es gibt erste Erfahrungswerte. Viele Beratende erleben, 
dass die Beratung per App im Vergleich zur Präsenzbera-
tung den Arbeitsalltag erleichtert. Weniger komplexe Fra-
gen können im Rahmen der Messenger-Beratung schnell 
und unkompliziert ohne Terminvereinbarung beantwor-
tet werden. In der Präsenzberatung erfordert ein von den 
Ratsuchenden vergessenes Dokument oft einen Zusatz-
termin. Bei der Online-Beratung können Dokumente von 
Zuhause aus vorgelegt oder unkompliziert nachgereicht 
werden.


Kann die Online-Beratung die Präsenzberatung in jeder 
Hinsicht ersetzen?


Nein. Unsere Zwischenevaluation von September 2017 bis 
Februar 2018 zeigt, dass die Beratung per Messenger oft 
auf Präsenzberatungsstellen verweist und dass im Rah-
men der Messenger-Beratung Beratende auch oft mit den 







»Digital Streetwork« in der Migrationsberatung – Beilage zum Asylmagazin 31


Klientinnen und Klienten persönliche Beratungstermine 
in der Beratungsstelle oder Telefontermine vereinbaren. 
Die Möglichkeit, sich online beraten zu lassen, ist aus un-
serer Sicht ein ergänzendes Angebot, das die Präsenzbera-
tung keineswegs überflüssig macht.


Wie erfahren Ratsuchende von mbeon?


Bislang wurde das Angebot nur sehr vorsichtig beworben, 
und zwar vor allem durch Flyer in den Beratungsstellen 
der Pilotregionen. Ziel war es zunächst »Bestandskun-
den« der MBE für die Online-Beratung in den Pilotre-
gionen zu erreichen. Damit wollten wir vermeiden, dass 
wir mehr Nachfrage schaffen als unser Angebot abdecken 
kann. In der Pilotphase müssen die von uns akquirierten 
Beratungskapazitäten und die über Werbung erzeugte 
Nachfrage austariert werden, damit es bei den Klientin-
nen und Klienten nicht zu Frustration und bei den Be-
ratenden nicht zu Leerlauf oder Überforderung kommt.


Mit der Zunahme unserer Kapazitäten in diesem Som-
mer wird nun auch die Bewerbung ausgeweitet. Wir ha-
ben jetzt eine Social-Media-Agentur beauftragt, starten 
demnächst auch einen Facebook-Auftritt mit dem Titel 
MBE-Online Migrationsberatung (@mbeon.chat) und 
wollen das Angebot aber auch über die Social-Media-Ka-
näle der Verbände, des BAMF oder anderer Multiplikato-
ren bekannt machen.


Soll das Beratungsangebot auch »aufsuchend« bekannt 
gemacht werden?


Wir haben alle Beraterinnen und Berater gebeten, uns über 
ihnen bekannte Social-Media-Gruppen zu informieren, 
auf denen sich die Zielgruppe zu den in der Migrationsbe-
ratung relevanten Fragen austauscht, und haben Feedback 
dazu in unseren Social-Media-Plan aufgenommen. Unser 
Ziel ist es, auf den Kanälen von Multiplikatoren oder in 
Gruppen migrantischer Communities Infografiken zu 
unseren Beratungsthemen zu verbreiten – etwa zu Woh-
nen, Gesundheit, Arbeit oder Deutschlernen – und damit 
auf das Angebot aufmerksam zu machen. Sobald wir so 
weit sind, wollen wir das Angebot so breit wie möglich 
streuen.


Gerade bei der »aufsuchenden Online-Migrationsbe-
ratung« stellen sich viele Fragen bezüglich des Daten-
schutzes.


Die Fragen sehen wir im Rahmen des Projekts als gelöst 
an. Die Beratungskommunikation erfolgt dank der App 
über einen geschützten Messenger, die Daten werden auf 
einem sicheren Server hinterlegt, und wer auf die Da-
ten Zugriff hat, wird in den Nutzungsbedingungen ge-
regelt, die die Ratsuchenden vor Inanspruchnahme der 
Online‑Beratung bestätigen müssen. Ab diesem Sommer 


müssen sie bestätigen, dass personenbezogene Daten – 
etwa über den Messenger hochgeladene Dokumente – 
an andere Beratende weitergegeben werden können. Es 
besteht zwar die Möglichkeit, dass sich Ratsuchende auf 
einer Liste eine Beraterin oder einen Berater ihres Ver-
trauens aussuchen – etwa eine Person, die sie etwa aus der 
persönlichen Beratung bereits kennen –, aber wenn die in 
den Urlaub fährt, muss gewährleistet sein, dass der Bera-
tungsvorgang, wenn nötig, an Kolleginnen oder Kollegen 
übergeben werden kann.


Welche Hürden sehen Sie, wenn es nun darum geht, das 
Projekt bundesweit zu etablieren?


Für die bundesweite Etablierung gibt es einige Hürden, 
die wir noch nehmen müssen. Etwa müsste mbeon idea-
lerweise als Regelangebot ausgebaut werden, da die haus-
haltsjährliche Bewilligung der Projektfinanzierung die 
mittel- und längerfristige Planung nicht einfach macht. 
Eine weitere, damit zusammenhängende Schwierigkeit 
besteht darin, dass es bislang an einer einheitlichen Rege-
lung für die Bereitstellung der Beratungskapazitäten fehlt. 
Davon abgesehen ist das System aber so ausgelegt, dass 
wir jederzeit eine neue Region aufnehmen können. Ich 
bin optimistisch, dass das Angebot im nächsten Jahr auf 
weitere Bundesländer ausgedehnt werden kann.


•	 Weitere Informationen zum Projekt mbeon finden 
Sie im Kasten auf S. 29.
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Aktuelle Ansätze zur Erreichung von Neuzugewanderten in den 
digitalen und sozialen Medien


von Christian Pfeffer-Hoffmann und Tobias Stapf*


Inzwischen existiert eine Vielzahl von Angeboten und Ansätzen verschiedener Akteure in Deutschland, die auf den In-
formationsbedarf und das Informationsverhalten von Geflüchteten in den digitalen und sozialen Medien reagieren. Ein 
Überblick – ohne Anspruch auf Vollständigkeit.


Dieser Artikel gibt eine Übersicht über verschiedene An-
gebote und Projekte, die im Bereich der Information so-
wie Verweis- und Erstberatung für Neuzugewanderte in 
den sozialen und digitalen Medien bestehen. Viele dieser 
Angebote haben unterschiedliche Ziele, Themen, Ziel-
gruppen und methodische Ansätze. Die jeweils angeführ-
ten Projekte stehen dabei beispielhaft für verschiedene 
Ansätze. Da zu jedem der Ansätze eine Vielzahl weiterer 
Projekte existieren, die aus Platzgründen hier nicht aufge-
führt werden können, erhebt diese Übersicht keinen An-
spruch auf Vollständigkeit.1


Zunächst ist die große Zahl von digitalen Anwendun-
gen für Smartphones zu erwähnen, die in den letzten 
Jahren für Geflüchtete entwickelt wurden. Beispiele sind 
die Anwendung »Ankommen«2, entwickelt durch das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF), das 
Goethe-Institut, die Bundesagentur für Arbeit und die 
ARD, die Anwendung »Integreat«3 des Vereins »Tür an 
Tür« oder auch internetbasierte Karten mit Beratungs-
angeboten wie z. B. »Infocompass«4. Sie bieten qualitativ 
hochwertige, verlässliche, mehrsprachige und multime-
diale Informationen, verweisen auf relevante Beratungs-
angebote und unterstützen gleichzeitig das Sprachlernen. 
Diese Angebote sind vergleichbar mit den Angeboten der 
interaktiven Informationsarbeit, welche hier beschrieben 


*	 Christian Pfeffer-Hoffmann leitet Minor – Projektkontor für Bildung 
und Forschung. Tobias Stapf ist wissenschaftlicher Mitarbeiter im 
Projekt »Neu in Berlin« bei Minor.


1	 Messenger-Plattformen wie z. B. WhatsApp oder Viber werden von 
Geflüchteten mindestens ebenso intensiv genutzt wie Facebook und 
WhatsApp (anekdotischen Berichten von Akteuren der Flüchtlings-
hilfe zufolge) intensiv für die Kommunikation zwischen Geflüch-
teten, Ehrenamtlichen und auch Hauptamtlichen genutzt werden. 
Dennoch sind dem Autorenteam aktuell keine professionellen Infor-
mationsangebote für diese Messenger‑Plattformen in Deutschland 
bekannt. Darüber hinaus erscheint es aufgrund der erheblichen Zwei-
fel über die DSGVO-Konformität von WhatsApp fraglich, ob solche 
Angebote entwickelt werden können. Ob andere, DSGVO-konforme, 
aber bisher durch Geflüchtete kaum genutzte Messenger-Plattformen 
für solche Informationsangebote genutzt werden können, bleibt ab-
zuwarten.


2	 Siehe: www.ankommenapp.de.
3	 Siehe: www.integreat-app.de.
4	 Siehe: www.info-compass.berlin.


werden. Da die meisten dieser Anwendungen allerdings 
weder auf die Nutzung der sozialen Medien durch Ge-
flüchtete direkt eingehen noch eine Form der interaktiven 
Beratung ermöglichen, werden sie in diese Analyse nicht 
miteinbezogen. Trotzdem können viele dieser Angebote 
als Ressource auch bei der Arbeit in den sozialen Medi-
en eingesetzt werden. Für einen umfassenden Überblick 
über digitale Initiativen der Flüchtlingshilfe in Deutsch-
land empfehlen wir den Bericht »Digitale Wege zur In-
tegration – wie innovative Ansätze der Zivilgesellschaft 
Geflüchtete in Deutschland unterstützen«.5


Wie in der Abbildung auf der folgenden Seite grafisch 
dargestellt, ordnet diese Analyse die erfassten Ansätze da-
nach, inwieweit das Informations- bzw. Beratungsangebot 
auf individuelle Fragen von Ratsuchenden eingeht.


1. Öffentlichkeitsarbeit und interaktive  
Informationsarbeit


An einem Ende des Spektrums steht klassische Öffentlich-
keitsarbeit in den sozialen Medien: Informationskampag-
nen für bestimmte Zielgruppen auf Social-Media‑Platt-
formen, etwa auf Youtube-Kanälen und Facebook-Seiten. 
Als Unterkategorie davon lässt sich die interaktive Infor-
mationsarbeit beschreiben, die mithilfe von vorbereiteten 
Informationskampagnen den direkten Kontakt und Aus-
tausch mit Ratsuchenden sucht. Teilweise werden Ratsu-
chende dabei auch aufgefordert, Vorschläge für zukünf-
tige Inhalte zu machen. Die produzierten Inhalte werden 
entsprechend an die Interessen von Ratsuchenden ange-
passt.


Der Ansatz beschränkt sich allerdings auf das Angebot 
von Informationen. Direkte Fragen zu beantworten oder 
Ratsuchende mit ihren individuellen Fragen an jeweils ge-
eignete Beratungsstellen zu verweisen ist nicht Teil dieses 
Ansatzes, insbesondere wenn die entsprechenden Projek-


5	 Mason, Schwedersky, & Alfawakheeri, Digitale Wege zur Integra-
tion – wie innovative Ansätze der Zivilgesellschaft Geflüchtete in 
Deutschland unterstützen, 2017 und die Webseite des Berichtes: 
www.betterplace-lab.org/en/digital-routes-to-integration.
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te keinen expliziten Beratungsauftrag haben.6 Aufgrund 
ihres Verzichts darauf, selbst individuelle Beratung zu er-
bringen, fallen diese Angebote nicht unter die Vorgaben 
des Rechtsdienstleistungsgesetzes. Insofern im Rahmen 
der Projekte personenbezogene Daten der Ratsuchenden 
gespeichert und verarbeitet werden, sind die Vorgaben 
der Datenschutzgrundverordnung zu beachten. Dies ist 
für alle hier aufgeführten Ansätze und Projekte zutref-
fend.7


6	 Zugleich können Projekte dieses Ansatzes jedoch Formate schaffen, 
innerhalb derer Beratungsleistungen externer Fachexpertinnen oder 
-experten zum jeweiligen Thema als Antworten auf konkrete Fragen 
von Ratsuchenden erbracht werden – ein Beispiel hierfür sind z. B. 
der Einsatz von »Frequently Asked Questions« (FAQs) oder das in 
dieser Publikation oben ausführlich dargestellte Projekt WDRforyou 
mit seinen Call-in-Sendungen über Facebook Live. 


7	 Siehe hierzu Doritt Komitowski und Agnieszka Skwarek »Rechts-
dienstleistungsgesetz und Datenschutz – zum rechtlichen Rahmen 
von Information und Beratung in den sozialen Medien«, in dieser 
Beilage ab S. 1616.


2. Aufsuchende Informationsarbeit und 
Verweisberatung


Die nächste Kategorie ist die der aufsuchenden Informa-
tions- und Verweisberatung in den Social-Media-Platt-
formen. Hier werden relevante Fragen von Ratsuchen-
den in bestehenden Webforen oder Social-Media-Foren 
recherchiert und mit allgemeinen Informationen oder 
Verweisen auf geeignete Beratungsstellen beantwortet. 
Wie im Artikel von Doritt Komitowski und Agnieszka 
Skwarek zum rechtlichen Kontext beschrieben wird, sind 
professionelle Angebote dieser Art in den meisten Fällen 
auf die Vermittlung allgemeiner Informationen und Ver-
weisberatung beschränkt. Zusätzlich sind die relevanten 
Vorgaben zum Schutz der Daten und der Privatsphäre 
der Ratsuchenden zu beachten, insbesondere, wenn Da-
ten über die Ratsuchenden außerhalb der Social-Media-
Plattformen erfasst werden.


Auch in Fällen, in denen unzureichende Details die Be-
antwortung der Fragen verhindern, sollten keine weiteren 
Informationen von der ratsuchenden Person angefordert 
werden, sondern direkt auf datenschutzkonforme On-
line- oder Präsenzberatungsangebote verwiesen werden. 
Um eine solche Verweisberatung effektiv durchführen 
zu können, empfiehlt sich für solche Projekte die enge 
Kooperation mit relevanten Präsenz- oder Online-Bera-
tungsangeboten.


Dieser Ansatz wird aktuell u. a. in den Projekten »Neu 
in Berlin« und »MB 4.0 – Gute Arbeit in Deutschland« 
von Minor – Projektkontor für Bildung und Forschung 
umgesetzt und evaluiert. Binden die Projekte auch Vollju-
ristinnen bzw. Volljuristen ein, können sie entsprechend 
dem Rechtsdienstleistungsgesetz ergänzend auch Erstbe-


Beispiele für Angebote in diesem Bereich (inklusi-
ve der jeweiligen Facebook-Seiten) sind: 


•	 WDRforyou 
www.wdrforyou.de


•	 SWR News for Refugees 
www.swr.de/international/refugees/english


•	 Handbook Germany
handbookgermany.de


•	 das Projekt WebiTipp
facebook.com/WEBiTIPP
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ratung in den sozialen Medien anbieten, wie dies derzeit 
auch in »MB 4.0« erprobt wird.


Als verwandter Ansatz dieser aufsuchenden Informa-
tionsarbeit kann die Einrichtung von speziellen Foren für 
die Unterstützung von Geflüchteten in bestehenden Platt-
formen der sozialen Medien verstanden werden. Private 
und zivilgesellschaftliche Initiativen der Flüchtlingshilfe 
haben in den letzten Jahren eine Vielzahl von Foren ein-
gerichtet, welche vor allem durch ehrenamtliche Helferin-
nen und Helfer intensiv genutzt werden.


3. Online-Beratung


Als Alternative zur Nutzung bestehender Social-Media-
Plattformen haben inzwischen mehrere Initiativen eigene 
digitale Foren als Informations- und Beratungsangebote 
für Geflüchtete eingerichtet. In diesen Foren werden Fra-
gen durch Privatpersonen, ehrenamtlich Helfende oder 
auch professionelle Beratende beantwortet.


Dieser Ansatz bietet eine Lösung für die Datenschutz-
Herausforderung der Social-Media-Plattformen. Die Ein-
richtung eigener Plattformen ermöglicht es den Betrei-
bern, DSGVO-konforme Server zu wählen und sich da-
durch gegen das Risiko der unautorisierten Nutzung oder 
Weiterleitung der Daten der Ratsuchenden abzusichern. 
Werden die auf diesen Foren gestellten Fragen nicht allein 
mit allgemeinen Informationen, sondern mit einer mehr 
oder weniger individuellen Beratung beantwortet, dürften 
auch für diese Angebote im Zweifelsfall die Maßgaben des 
RDG gelten.8 Zwar sind Privatpersonen, die sich im Sinne 
»familiärer, nachbarschaftlicher oder ähnlich enger per-
sönlicher Beziehungen« gegenseitig Fragen beantworten, 
von den Vorgaben des Rechtsdienstleistungsgesetzes be-
freit. Allerdings ist bisher nicht eindeutig geklärt, inwie-
weit dies auch für solche digitalen Foren gilt. Für professi-
onell Beratende in diesen Foren hat das Rechtsdienstleis-
tungsgesetz in jedem Fall Gültigkeit.


Ebenso wie herkömmliche Social-Media-Plattformen 
erfordern diese gesonderten Foren eine Registrierung 


8	 Siehe dazu Doritt Komitowski und Agnieska Skwarek, a. a. O. (Fn. 7).


und Anmeldung. In diesen halb-öffentlichen Räumen be-
steht daher weiterhin die berufsethische Maßgabe, dass 
Ratsuchende nicht dazu aufgefordert werden sollten, ihre 
sensiblen, personenbezogenen Daten über diese Foren zu 
teilen. Diese Einschränkung limitiert die Tiefe der profes-
sionellen Beratung, die in diesen Foren möglich ist, und 
macht in vielen Fällen den Verweis an weiterführende Be-
ratungsangebote nötig.


Im Rahmen dieses Ansatzes haben zivilgesellschaft-
liche Initiativen eigene, moderierte Internetforen einge-
richtet, in denen Ratsuchende Antworten auf ihre Fragen 
von der Gemeinschaft der Mitglieder erhalten können.


Den Schutz der Privatsphäre der Ratsuchenden und da-
mit eine tiefergehende Beratung in den digitalen Medien 
ermöglicht wiederum der Ansatz, der u. a. durch das Pro-
jekt »MBE Online« umgesetzt wird (siehe den »Werkstatt-
bericht« mit Claudia Müller in dieser Beilage). Im Ver-
gleich zu bestehenden Angeboten der Online-Beratung in 
Deutschland, wie z. B. das Angebot der Caritas9 oder der 
Jugendmigrationsdienste, bietet dieses Projekt eine eigene 
Messenger-Anwendung zur Installation auf dem Smart-
phone an. Über diese Anwendung können Ratsuchende 
eine mehrsprachige, individuelle und geschützte Bera-
tung in Anspruch nehmen. Das Hosting der Anwendung 
und der Anwenderdaten auf DSGVO‑konformen Servern 
macht dieses Angebot für die Anbieter rechtlich sicher.


9	 Siehe: www.caritas.de/hilfeundberatung/onlineberatung (dieses An-
gebot richtet sich an verschiedene Gruppen von Hilfesuchenden, aber 
nicht explizit an Geflüchtete).


Beispiele für diesen Ansatz sind: 


•	 Netzwerk Flüchtlinge – Berlin hilft 
facebook.com/groups/fluechtlingsnetzwerk-
berlin


•	 Place4Refugees 
facebook.com/groups/hostelsuche


•	 Hilfe für Flüchtlinge in München
facebook.com/groups/1537521673147443


Beispiele für die Beratung in eigenen Webforen 
sind: 


•	 Wefugees 
www.wefugees.de


•	 Make it German 
www.makeitgerman.de


Beispiele für die individuelle Online‑Beratung: 


•	 MBE Online (Messenger-Anwendung)
www.mbeon.de


•	 jmd4you (Online-Beratung im passwortge-
schützten Bereich)
www.jmd4you.de


Aktuelle Ansätze zur Erreichung von Neuzugewanderten in den digitalen und sozialen Medien
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Ausblick


Eine unabhängige, datenbasierte Evaluation der verschie-
denen Ansätze in Bezug auf die Erreichung und Unterstüt-
zung von ratsuchenden Neuzugewanderten wäre nötig, 
um grundsätzliche Aussagen darüber treffen zu können, 
welche weitere Entwicklung in diesen Bereichen sinnvoll 
wäre. Ein solche Bewertung liegt bisher allerdings nicht 
vor. Daher kann diese Analyse nicht vergleichen, sondern 
lediglich die Möglichkeiten und Einschränkungen der 
verschiedenen Ansätze aufzeigen.


Gleichzeitig ist es wichtig, darauf hinzuweisen, dass 
sich die hier präsentierten Ansätze in ihrer Zielsetzung 
zum Teil erheblich unterscheiden und sich daher inhalt-
lich und im Sinne einer Prozesskette häufig gegenseitig er-
gänzen können. Es ist abzusehen, dass sich viele Ansätze 
in den kommenden Jahren sinnvoll nebeneinander ent-
wickeln werden: Beratungsstellen werden ihr Kommuni-
kationsangebot wahrscheinlich um Online-Beratung und 
in einigen Fällen auch um aufsuchende Information und 
Beratung ausbauen. Staatliche Stellen werden zunehmend 
Wert auf eigene, zuverlässige Informations- und Öffent-
lichkeitsarbeit in sozialen Medien legen. Themenspezi-
fische aufsuchende Informations- und Beratungsarbeit 
(»Digital Streetwork«) wird daneben auch als eigenstän-
diges Angebot für breite Zielgruppen bestehen, um viele 
Probleme von Zugewanderten präventiv zu bewältigen. 
Migrantenorganisationen werden für ihre spezifischen 
Zielgruppen die ganze Bandbreite an Unterstützungs-
möglichkeiten bereitstellen können.


In dieser Vielfalt liegt eine große Chance, dass die der-
zeit überlasteten Beratungssysteme, die häufig viele Neu-
zugewanderten gar nicht mehr erreichen (oder erst dann 
von diesen genutzt werden, wenn der Problemdruck 
schon übergroß ist), sich eine neue Qualität des Zugangs 
zu ihren Zielgruppen und der Hilfestellung für diese 
Gruppen erarbeiten können. Dazu braucht es aber mehr 
Koordination der verschiedenen Ansätze, um Synergieef-
fekte zu erreichen und um insgesamt der Zielgruppe mehr 
verlässliche Informationen sowie Beratungsangebote in 
den digitalen und sozialen Medien zu bieten.


Bedarf der Koordinierung und der Entwicklung einer 
übergeordneten Strategie gibt es nicht nur in Bezug auf 
die Inhalte, sondern ebenfalls in geografischer Hinsicht. 
Häufig sind Projekte zumindest theoretisch auf bestimm-
te geografische Gebiete begrenzt, weil dies die regionali-
sierten Strukturen der Förderinstitutionen so vorgeben. 
Die Kommunikation in den digitalen und sozialen Me-
dien orientiert sich jedoch kaum an den Grenzen oder 
Zuständigkeiten von Bundesländern, Kommunen oder 
Landkreisen, sondern eher an Sprachen und an Interes-
sengemeinschaften. Es ist zu erwarten, dass eine regionale 
Strukturierung von Angeboten in den digitalen und so-
zialen Medien mit dieser Realität im Konflikt steht und 
unnötige Reibungsverluste verursacht. Ein Vorteil von 


Social-Media-Plattformen ist die Möglichkeit, die Bedarfe 
von Ratsuchenden direkt und unvermittelt erfassen und 
beantworten zu können. Es gilt daher, diese Möglichkeit 
zu nutzen und die Angebote organisatorisch und inhalt-
lich an den Bedarfen und den bestehenden Netzwerken 
der Zielgruppen auszurichten und nicht an Grenzen von 
Fördergebieten.


Übersicht über die Kategorien der Angebote für 
Geflüchtete in den sozialen und digitalen Medien und 
entsprechende Projektbeispiele


Model Projektbeispiele


Werbung und Öffentlich-
keitsarbeit auf Soziale‑Me-
dien‑Plattformen


WDRforyou
Handbook Germany
WebiTipp
SWR News for Refugees


Digitale Informations-An-
wendungen für Smartpho-
nes außerhalb von Soziale-
Medien-Plattformen


Ankommen-App
Integreat
Infocompass


Interaktive Informations-
kampagnen auf Soziale-
Medien-Plattformen


WDRforyou
Handbook Germany
WebiTipp
SWR News for Refugees


Aufsuchende Information 
und Verweisberatung auf 
Soziale-Medien-Plattfor-
men


Neu in Berlin
MB 4.0 – Gute Arbeit in 
Deutschland


Information und Verweis-
beratung in eigenen Foren 
auf bestehenden Soziale-
Medien-Plattformen


Berlin Hilft
Place4refugees
Hilfe für Flüchtlinge in 
München


Information und Verweis-
beratung auf eigenen 
Webforen


Wefugees
MakeitGerman


Online-Beratung außer-
halb von Soziale-Medien-
Plattformen


MBE Online
jmd4you


Der Artikel über das Informationsverhalten von Geflüch-
teten auf Social-Media-Plattformen zu Beginn dieser Bei-
lage weist darauf hin, dass die Ergebnisse der Studien von 
2016 inzwischen bereits teilweise überholt sein dürften. 
Das Informationsverhalten und die Netzwerke von Ge-
flüchteten (ebenso wie das anderer Online-Communities 
von Neuzugewanderten) auf Soziale-Medien-Plattformen 
ist höchst fluide und wandelbar. Entsprechend der Ent-
wicklung der Sprachkenntnisse und fortschreitenden 
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sozialen Vernetzung der Geflüchteten ist also damit zu 
rechnen, dass sich nicht nur die diskutierten Themen, 
sondern auch die genutzten Informationsquellen und Fo-
ren ändern. Es gilt also, sich auf diese Fluktuationen der 
Netzwerke und des Informationsverhaltens vorzubereiten 
und die Strategien ausreichend flexibel zu gestalten.


Eine Analyse des Projektes »Neu in Berlin«, die die 
Verbindungen zwischen Facebook-Netzwerken von Ge-
flüchteten und anderen migrantischen wie nicht-migran-
tischen Facebook-Communities untersucht, gibt einen 
interessanten Einblick zum Integrationsgeschehen (vgl. 
auch die Abbildung oben auf dieser Seite). Die Studie 
zeigt, dass es bisher immer noch wesentlich mehr Quer-
verbindungen zwischen den Netzwerken westeuropäi-
scher Neuzugewanderter, z. B. aus Spanien oder Frank-
reich, und lokalen deutschsprachigen Netzwerken gibt als 
zwischen den Netzwerken von Geflüchteten und lokalen 
deutschsprachigen Netzwerken.10 Dies trifft auch zu auf 
thematische Foren zur Wohnungs- und Arbeitssuche. 
Gerade dies sind Bereiche, in denen der Informationsbe-
darf unter Geflüchteten besonders hoch ist und in denen 
der Zugang zu informellen, lokalen sozialen Netzwerken 
besonders wichtig sein kann. Mit dem Fortschritt der 
sozialen und sprachlichen Integrationsprozesse ist auch 
hier ein zunehmendes Maß an Vernetzung zwischen den 
deutschsprachigen Netzwerken und denen der migranti-
schen Communities zu erwarten – unter anderem, da in 
den sozialen Medien vermehrt Überschneidungen zwi-
schen den Netzwerken von Geflüchteten und Ehrenamtli-
chen entstehen dürften.


10	 Die vorläufigen Ergebnisse dieser Netzwerkanalyse sind als interakti-
ve Visualisierung hier einzusehen: www.graph.nib.minor-kontor.de.


Zur selben Zeit ist eine zunehmende Anzahl zivilge-
sellschaftlicher und öffentlicher Akteure der Integrati-
onsunterstützung gerade dabei, eigene Präsenzen in den 
sozialen Medien aufzubauen. Hier wird zu beobachten 
sein, wie sich dieses gegenseitige Aufeinanderzugehen auf 
das Informationsverhalten von Neuzugewanderten in den 
sozialen Medien auswirken wird – etwa ob es zivilgesell-
schaftlichen und öffentlichen Akteuren gelingt, sich durch 
aufsuchende Informations- und Beratungsarbeit in den 
sozialen Medien unter Geflüchteten stärker als Ansprech-
partner zu etablieren.


Einrichtungen, die sich in diesem Bereich engagieren 
wollen, müssen nicht mehr bei null anfangen, sondern 
können sich an den vorliegenden, in dieser Broschüre 
dargestellten Bestandsaufnahmen sowie an bestehenden 
Angeboten orientieren. Angesichts des zu erwartenden 
Wandels des Informationsverhaltens wird allerdings auch 
stets neu zu bewerten sein, ob die hier dargestellten Pro-
jektansätze ihre jeweiligen Zielgruppen erfolgreich er-
reichen oder ob Bedarf für neue Ansätze entsteht. Die 
Erkenntnisse aus laufenden Projekten, wie sie etwa im 
Beitrag auf Seite 25 ff. vorgestellt wurden, werden dabei 
auch künftig immer wieder daraufhin zu untersuchen 
sein, ob sie der sich verändernden »Beratungslandschaft« 
gerecht werden und inwiefern sich eventuell neue Vor-
aussetzungen für die Informations- und Beratungsarbeit 
in den sozialen Medien ergeben. Zunächst gilt es jedoch, 
auf der Grundlage der jetzt vorliegenden Erfahrungen 
aus den Modellprojekten Regelangebote zu schaffen, die 
auf die Fragen von Geflüchteten dort eingehen, wo sie ge-
stellt werden und diese neuen Angebote wiederum über 
Schnittstellen mit den Präsenzberatungsangeboten sinn-
voll zu vernetzen.


Aktuelle Ansätze zur Erreichung von Neuzugewanderten in den digitalen und sozialen Medien


Abbildung: 
Die kreisförmige Darstellung zeigt 
zentrale Facebook‑Foren, auf denen 
sich migrantische Communities zu 
praktischen Fragen in Deutschland 
bzw. in Berlin austauschen. Die Linien 
zeigen an, wie viele Mitglieder einer 
Facebook‑Seite oder -Gruppe jeweils 
auch Mitglied einer anderen Seite bzw. 
Gruppe sind. Während zwischen den 
englischsprachigen, spanisch- und der 
französischsprachigen Facebook-Com‑
munities zahlreiche Überschneidun‑
gen bestehen, sind solche zwischen 
arabischsprachigen Foren und den hier 
dargestellten anderen Foren weniger 
zahlreich. 
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EINLEITUNG 


Anfang August 2018 sind in Bayern die ersten Ankunfts-, Entscheidungs- und 
Rückführungszentren („Anker-Zentren“) in Betrieb gegangen. Weitere Einrichtungen in anderen 
Bundesländern sollen folgen. Geflüchtete sollen bis zu 18 Monate in einem Anker-Zentrum 
bleiben, nur Personen mit anerkanntem Asylstatus oder positiver Bleibeperspektive sollen 
anschließend auf die Kommunen verteilt werden. 


Zahlreiche Fragen zu den Anker-Zentren sind jedoch noch offen: Beschleunigen sie die 
Asylverfahren? Werden die betroffenen Kommunen entlastet? Welche Folgen haben die Anker-
Zentren für die Geflüchteten? Diesen Fragen geht die vorliegende Kurzstudie nach. 


Die Untersuchung zeigt: Anker-Zentren werden die Probleme verschärfen, die derzeit bereits in 
Sammelunterkünften zu beobachten sind. Zudem werden die Folgen weit über die Zentren hinaus 
spürbar sein: In ihrer näheren Umgebung, aber auch gesamtgesellschaftlich können sie enorme 
Konflikte hervorrufen. 


Die zentralen Ergebnisse der Expertise:  


• Die Anker-Zentren werden zur weitgehenden Isolation und zu hohen Belastungen bei 
Geflüchteten führen, was deren soziale und berufliche Integration erschweren wird. Dies 
wird hohe Folgekosten hervorrufen, um die „nachholende“ Integration im Anschluss zu 
finanzieren. 


• In den vergangenen Jahren nahmen Kommunen und Initiativen eine zentrale Rolle in der 
Integrationspolitik ein. Die Anker-Zentren ignorieren die Bedeutung der lokalen 
Unterstützungsstrukturen und laufen Gefahr, deren Wissen zu verlieren.  


• Anker-Zentren werden als Fremdkörper in den betroffenen Kommunen wahrgenommen 
werden. Zudem können sie einen Nährboden für Vorurteile liefern.  


• Ob die Asylverfahren beschleunigt werden, ist fraglich. 


• Vor allem das EU-Recht fordert eine Berücksichtigung der speziellen Situation vulnerabler 
Gruppen wie Frauen und Kinder. Die bisherige Planung der Anker-Zentren wird den 
Anforderungen aus internationalen Abkommen und Konventionen nicht gerecht. 


  2
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WAS IST DER KERNGEDANKE DER ANKER-ZENTREN? 


In den Anker-Zentren sollen, gewissermaßen unter einem Dach, Asylverfahren durchgeführt 
werden sowie Unterkunft und Verpflegung bereitgestellt werden. Diese Neuorganisation soll 
ermöglichen, Anträge zügiger zu bearbeiten sowie abgelehnte Antragsteller schneller abschieben 
zu können. Im besten Fall soll das Asylverfahren inklusive aller Rechtswege binnen weniger Tage 
oder Wochen abgeschlossen werden, allerdings ist eine maximale Aufenthaltsdauer von bis zu 18 
Monaten in den Anker-Zentren vorgesehen.  Bisher wurden Schutzsuchende nach sechs Monaten 1


in der Regel in Gemeinschaftsunterkünften oder in dezentralen Wohnungen in Kommunen 
untergebracht, sofern sie nicht aus einem „sicheren Herkunftsland“ stammen.   2


Mit den Anker-Zentren sollen nur noch Personen, deren Asylstatus anerkannt wird oder die eine 
„gute Bleibeperspektive“  haben, im Anschluss in Kommunen untergebracht werden. Alle anderen 3


Personen sollen abgeschoben werden oder direkt aus den Anker-Zentren „freiwillig rückkehren“. 
Sowohl Residenzpflicht als auch Sachleistungsprinzip sollen in den Einrichtungen gelten. 


WIE WIRKEN SICH ANKER-ZENTREN AUF DAS ASYLVERFAHREN AUS?  


Durch die Anker-Zentren wird nicht garantiert, dass die Asylverfahren beschleunigt werden: Allein 
die Tatsache, dass Asylsuchende künftig für die Dauer ihres Verfahrens in einem Lager leben, 
bedeutet noch nicht, dass dieses effizienter wird. Dies würde nur geschehen, wenn das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) mehr Personal einsetzen würde und wenn es 
qualitative Verbesserungen im Verfahren gäbe. Zum Beispiel müssten Anwälte und 
Rechtsberatung von Anfang an in das Verfahren mit eingebunden werden (siehe Beispiel 
Schweiz ), damit Antragsteller ausreichend über dessen Verlauf informiert sind und relevante 4


Informationen nicht erst im späteren Gerichts- oder Folgeverfahren einfließen. Beides ist bislang 
nicht in ausreichendem Umfang geplant. Voraussichtlich werden Initiativen und Organisationen 
nur beschränkten Zugang zu den Zentren erhalten, die sich zudem meist an abgelegenen 
Standorten befinden. Selbst wenn eine unabhängige Verfahrens-, Sozial- und Rechtsberatung 
durch lokale Beratungsinitiativen prinzipiell möglich sein wird, wird es für beide Seiten schwierig 
werden, einen Zugang zu unabhängiger Beratung zu gewährleisten.  


Es steht zu befürchten, dass die Bearbeitungsdauer vor allem in Zeiten mit großem 
Antragsaufkommen weiter hoch bleibt. Nur die "klaren" Verfahren werden in den Anker-Zentren 
voraussichtlich schneller bearbeitet werden, das heißt von Geflüchteten aus „sicheren 


 Bereits 2015/2016 wurden die Regelungen zur Erstaufnahme von Geflüchteten durch die Asylpakete I und II verschärft. Seitdem 1


müssen Personen, die einen Asylantrag gestellt haben, nicht mehr bis zu drei, sondern bis zu sechs Monate in einer 
Erstaufnahmeeinrichtung der Bundesländer bleiben. Mit dem am 20.7.2017 beschlossenen Gesetz zur besseren Durchsetzung 
der Ausreisepflicht wurde den Bundesländern die Möglichkeit eingeräumt, den Aufenthalt auf bis zu 24 Monate zu verlängern.


 Die Unterbringungspraxis wird in den Bundesländern sehr unterschiedlich gehandhabt, eine Übersicht findet sich hier: 2


Statistisches Bundesamt, 2016: Regelleistungen insgesamt nach Bundesländern und Art der Unterbringung am 31.12.2016 
(zuletzt aufgerufen am 26.07.2018). 


 Eine gute Bleibeperspektive wird Personen aus Herkunftsländern mit einer Schutzquote von über 50% zugeschrieben.  3


 Thränhardt, Dietrich, 2016a: Schnelligkeit und Qualität – Impulse aus der Schweiz für faire Asylverfahren in Deutschland.4


  3



https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesellschaftStaat/Soziales/Sozialleistungen/Asylbewerberleistungen/Tabellen/Tabellen_EmfaengerBL.html

https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/BSt/Publikationen/GrauePublikationen/Studie_IB_Impulse_fuer_das_Asylverfahren_2016.pdf
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Herkunftsländern“ oder bei Antragsstellern mit schlechter Bleibeperspektive. Für die anderen Fälle 
wird sich an der Verfahrensdauer in Anker-Zentren wenig ändern. 


In den Jahren 2015/2016 zeigte sich, dass Bereiche, die wie Bildung und Unterbringung dezentral 
in Ländern und Kommunen organisiert sind, unter dem Druck hoher Zuwanderung gut 
funktioniert haben.  Hingegen offenbarte das zentralisierte Asylverfahren Schwachstellen. Mit den 5


Anker-Zentren sollen nun aber auch die dezentralen Aufgaben von Ländern und Kommunen 
stärker zentralisiert werden. Damit werden diejenigen Elemente des Asylsystems geschwächt, die 
in Zeiten hoher Zuwanderung noch vergleichsweise gut funktionierten. Falls die Zahlen erneut auf 
ein Niveau wie 2015/16 steigen sollten – und das ist keineswegs ausgeschlossen – würde das 
Asylsystem wesentlich schneller kollabieren als 2015.  


WELCHE AUSWIRKUNGEN HAT DIE UNTERBRINGUNG IN ANKER-
ZENTREN AUF GEFLÜCHTETE? 


2016/2017 ließ der „Rat für Migration“ zwei Vorstudien  zur Lage in Flüchtlingsunterkünften 6


erstellen. Darin wurden zahlreiche Interviews unter anderem mit Mitarbeitern der Unterkünfte, 
Verwaltungsangestellten und Geflüchteten durchgeführt sowie Dokumente ausgewertet. Aus den 
Vorstudien lassen sich Rückschlüsse darauf ziehen, welche Auswirkungen die Unterbringung in 
Anker-Zentren auf die Lebenssituation von Geflüchteten haben wird.  


Wie die Vorstudien zeigten, ist die Unterbringung in Sammelunterkünften bereits jetzt durch eine 
Reihe hoch problematischer Merkmale gekennzeichnet. In den Anker-Zentren werden sich die 
Probleme voraussichtlich weiter verschärfen, insbesondere wegen der verlängerten 
Aufenthaltsdauer und der Größe der Einrichtungen. Sehr häufig sind psychosoziale Belastungen 
unter Geflüchteten und Konflikte zu erwarten, die sich aus den folgenden Schwierigkeiten 
ergeben:  


I. Passivität und Unsicherheit: In den Anker-Zentren haben Schutzsuchende keine 
Möglichkeit, sich aktiv um die soziale und berufliche Integration zu bemühen: Sie werden nur 
sehr begrenzten Zugang zu Sprach- und Integrationsangeboten haben und dürfen nicht 
arbeiten. Zudem haben sie zum Beispiel keine Möglichkeit, selbst zu kochen. Die Vorstudie 
zu Erstaufnahmeeinrichtungen verdeutlicht, dass sich viele Geflüchtete durch die 
Einschränkungen entmündigt sehen und auch Mitarbeiter der Einrichtungen diese als sehr 
problematisch wahrnehmen. Die Bewohner finden sich in einer Situation des permanenten 
Ausharrens wieder: Der Alltag ist geprägt von Langeweile und einem Gefühl, dass wichtige 
Lebenszeit verstreicht. Hinzu kommt die Ungewissheit über die eigene Zukunftsperspektive, 


 Bogumil, Jörg/Hafner, Jonas/Kastilan, André, 2017: Städte und Gemeinden in der Flüchtlingspolitik. Welche Probleme gibt es 5


– und wie kann man sie lösen? Sowie Schammann, Hannes/Kühn, Boris, 2016, Kommunale Flüchtlingspolitik in Deutschland, 
Bonn.


 Eine Studie untersuchte die Unterbringung Geflüchteter in Gemeinschaftsunterkünften in Niedersachsen (Elle/Hess 2017), eine 6


Fallstudie widmete sich einer Erstaufnahmeeinrichtung in Baden-Württemberg (Hofmann/Scherr 2017): Elle, Johanna/Hess, 
Sabine, 2017: Leben Jenseits von Mindeststandards. Dokumentation zur Situation in Gemeinschaftsunterkünften in 
Niedersachsen. Sowie Hofmann, Rebecca/Scherr, Albert, 2017: Verwahrung in Aufnahmelagern oder Willkommenskultur? 
Eine Fallstudie zur Erstaufnahme von Geflüchteten.


  4



http://news.rub.de/sites/default/files/2017_mercator_studie_langfassung.pdf

http://library.fes.de/pdf-files/wiso/12763.pdf

https://ratfuermigration.files.wordpress.com/2018/08/vorstudie_elle_hess_2017.pdf

https://ratfuermigration.files.wordpress.com/2018/08/vorstudie_hofmann_scherr_2017.pdf
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denn teils müssen die Geflüchteten monatelang auf ihre Anhörung oder eine Entscheidung 
über den Asylantrag warten. Die Bearbeitungsdauer in den Anker-Zentren soll zwar verkürzt 
werden, jedoch wird die mögliche Aufenthaltsdauer auf bis zu 18 Monate ausgedehnt 
werden. Diese Lebenssituation kann zu Depressionen führen. Bei vielen Geflüchteten aus 
Krisengebieten wirken Traumata zusätzlich belastend. Aus Kunst- und Kulturprojekten wird 
berichtet, dass manche Geflüchtete nach einiger Zeit in den Lagern kaum mehr ansprechbar 
sind.  Nicht selten erhöht sich die Anfälligkeit für Krankheiten und erschwert sich die 7


Entwicklung einer eigenverantwortlichen Lebensführung.  


II. Isolation: Die Anker-Zentren werden wie viele Erstaufnahmeeinrichtungen und größere 
Gemeinschaftsunterkünfte voraussichtlich nicht gut an den urbanen Raum angeschlossen 
sein. Oftmals liegen die Einrichtungen am Stadtrand oder in Gewerbe- und Industriegebieten 
und sind von Zäunen umgeben. Der Zugang wird von einem Sicherheitsdienst kontrolliert 
und Besucher benötigen eine Genehmigung, das Gelände betreten zu können. Gerade im 
ländlichen Raum ist die Lage besonders prekär. Die infrastrukturelle Anbindung bestimmt 
darüber, ob Alltagstätigkeiten wie Einkaufen oder Arztbesuche erledigt werden können. Von 
ihr hängt auch ab, ob Geflüchtete Schulen besuchen, an Sportprogrammen teilnehmen, sich 
in Vereinen engagieren oder Kontakt zu den Nachbarn aufnehmen können. All das hat starke 
Auswirkungen auf die soziale, politische und kulturelle Integration und die Lebensqualität. 
(vgl. 5. zu Kommunen). 


III. Räumliche Enge: In einem Anker-Zentrum sollen bis zu 1.500 Personen untergebracht 
werden. In der Regel müssen sich dort mehrere Personen ein Zimmer teilen. In den 
Gesprächen der Vorstudien spielte die Belastung durch räumliche Enge, Lautstärke und 
mangelnde Privatsphäre eine zentrale Rolle: Geflüchtete berichteten unter anderem, dass  
die Bedingungen zu Schlafstörungen führen. Zudem treffen auf engem Raum viele 
Interessen aufeinander : Konfliktpunkte sind die gemeinsame Nutzung von Waschräumen, 8


Hygiene oder die Einhaltung von Ruhezeiten. Neben Spannungen unter den Bewohnern, 
kommt es auch zu Konflikten mit Lagerleitung und Wachpersonal, etwa wenn Befugnisse 
überschritten werden. Viele Bewohner – vor allem junge Männer – werden nach 
Möglichkeiten suchen, der Unwirtlichkeit zu entfliehen und sich an öffentlichen Plätzen 
aufhalten. Zudem ist zu befürchten, dass die Kleinkriminalität im Umfeld der Anker-Zentren 
zunehmen wird, wenn Geflüchtete versuchen, das sehr eng bemessene Taschengeld 
aufzubessern. Da die Umgebung darauf mit verständlicher Abwehr reagieren wird, ist eine 
Eskalationsspirale zu erwarten.  


IV. Fehlende Mindeststandards: Bisher gibt es keine bundesweit geltenden Mindeststandards 
für die Unterbringung von Geflüchteten. Dadurch entstehen erhebliche 


 Peppler, Alexander, 2017: Kunst- und Kulturprojekte mit Geflüchteten - Relevanz, Herausforderungen und 7


Ermöglichungsbedingungen (Masterarbeit, Lehrstuhl Vergleichende Kultur- und Sozialanthropologie, Europa-Universität Viadrina; 
 Frankfurt/Oder).


 Bauer, Isabella, 2017: Unterbringung von Flüchtlingen in deutschen Kommunen: Konfliktmediation und lokale Beteiligung. 8


Flucht: Forschung und Transfer, State-of-Research Paper 10, Juli 2017, IMIS/Universität Osnabrück, 14. Sowie Christ, Simone/
Meininghaus, Esther/Röing, Tim, 2017: All Day Waiting. Konflikte in Unterkünften für Geflüchtete in NRW, bicc Working Paper.


  5



https://flucht-forschung-transfer.de/wp-content/uploads/2017/05/IB-SoR-10-BAUER_Konfliktmediation-1.pdf

https://www.bicc.de/uploads/tx_bicctools/BICC_WP_3_2017_web.pdf
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Ausgestaltungsspielräume, die abhängig von den jeweiligen Betreibern sehr unterschiedlich 
ausfallen.  Schon seit Jahren fordern Flüchtlingsrechtsorganisationen, Kirchen und 9


Wohlfahrtsverbände, Standards in Bezug auf die Größe pro Person, Privatsphäre, Lage oder 
Ausstattung auf Bundesebene zu verabschieden.  Auch Mindeststandards und Maßnahmen 10


zum Schutz besonders vulnerabler Gruppen, wie die getrennte Unterbringung für Frauen, 
der Schutz vor sexualisierter Gewalt oder eine kindergerechte Unterbringung, sind bisher 
nicht konkret und verbindlich verankert.  Forschung  zu vulnerablen Gruppen wie Frauen 11 12


und Kindern zeigt, dass die Größe der Unterkünfte und ihre "Gewaltoffentheit" direkt 
zusammenhängen. Die bisherige Planung der Anker-Zentren trifft keine Maßnahmen gegen 
die Gewaltoffenheit: Insbesondere ihre Größe und die Verweildauer wird den Anforderungen 
der EU-Aufnahmerichtlinie und internationalen Abkommen zum Schutz vulnerabler Gruppen 
nicht gerecht.  13


Es ist zudem zu erwarten, dass die Umstände in den Zentren dazu führen, dass sich Geflüchtete 
politisch organisieren und sich für eine Verbesserung ihrer Situation einsetzen. Dies dürfte den 
Widerstand gegen Abschiebungen wie in Ellwangen 2018 wahrscheinlicher machen. All das hat ein 
erhebliches Eskalationspotenzial. Die Gewerkschaft der Polizei hat daher in einer Stellungnahme 
massive „Präventionsbedenken“ gegen die Anker-Zentren geäußert.   14


Zuletzt ist zu erwarten, dass viele Personen wegen der Unsicherheit und Isolation in den Anker-
Zentren untertauchen werden. Der Bayerische Flüchtlingsrat teilte bei einem Gespräch mit, dass 
schätzungsweise 30 Prozent der Bewohner von Transitzentren in die Illegalität verschwanden. Dies 
stellt ein großes gesamtgesellschaftliches Problem dar. Problematisch wirkt sich die Illegalität auch 
auf den Gesundheitszustand aus: Die nach wie vor vielerorts existierende Schwierigkeiten, die 
Gesundversorgung für Illegalisierte sicherzustellen, birgt die Gefahr, Krankheiten zu 
verschleppen.  15


 Das Unternehmen European Homecare, ein zentraler privater Betreiber von Erstaufnahmeeinrichtungen in Deutschland, 9


verzichtet beispielsweise weitgehend auf verbindliche Festlegung von Qualitätsstandards (Hofmann/Scherr 2017).


 Robert Bosch Expertenkommission zur Neuausrichtung der Flüchtlingspolitik, 2016: Themendossier Unterbringung und 10


Wohnen von Flüchtlingen: Engpässe überwinden – Kommunen entlasten. 


 Seit 2016 gibt es vom BMFSJ in Zusammenarbeit mit UNICEF erstelltes Konzept für Mindeststandards zum Schutz von 11


geflüchteten Menschen in Flüchtlingsunterkünften. Es ist jedoch nicht gesetzlich verankert, sondern wird über Projekte an bisher 
100 Standorten umgesetzt. Eine Studie von Save the Children zeigt, dass in deutschen Erstaufnahmeeinrichtungen das 
Kindeswohl nicht ausreichend geschützt wird: Save the Children, 2018: Schutz für Kinder zwischen Flucht und Ankunft. 


 Rabe, Heike, 2015: Effektiver Schutz vor geschlechtsspezifischer Gewalt. Policy Paper Nr. 32, Berlin: Deutsches Institut für 12


Menschenrechte. Bonewit, Anne, 2016: Reception of female refugees and asylum seekers in the EU - Case study Germany. 
European Union. Sowie Schouler-Ocak, Meryam/Kurmeyer, Christine, 2017: Abschlussbericht. Study on Female Refugees. 
Repräsentative Untersuchung von geflüchteten Frauen in unterschiedlichen Bundesländern in Deutschland. Berlin. 
Psychiatrische Universitätsklinik der Charité im St. Hedwig Krankenhaus. 


 Das Recht auf menschenwürdige Unterbringung und körperliche und seelische Unversehrtheit ist aus internationalen 13


Abkommen wie der Europäischen Charta für Menschenrechte ableitbar. Vor allem die EU-Aufnahmerichtlinie 2013/33 fordert 
eine besondere Berücksichtigung der speziellen Situation von vulnerablen Gruppen. 


 Gewerkschaft der Polizei, 2018: Ablehnung des Einsatzes der Bundespolizei in sogenannten „AnKER“-Zentren.14


 Bundesarbeitsgemeinschaft Gesundheit/Illegalität unter Mitherausgabe des Katholischen Forum Leben in der Illegalität, 2018: 15


Krank und ohne Papiere, Fallsammlung der BAG Gesundheit/Illegalität, eine neue Fallsammlung der 
Bundesarbeitsgemeinschaft Gesundheit/Illegalität.
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https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/Policy_Paper/Policy_Paper_32_Effektiver_Schutz_vor_geschlechtsspezifischer_Gewalt.pdf

http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2016/536497/IPOL_STU(2016)536497_EN.pdf

https://female-refugee-study.charite.de/

http://forum-illegalitaet.de/wordpress_01/wp-content/uploads/2018/04/Krank-und-ohne-Papiere_Fallsammlung-der-BAG-Gesundheit_Illegalit%C3%A4t_April-2018_Web.pdf

https://www.unicef.de/informieren/materialien/mindeststandards-zum-schutz-von-gefluechteten-menschen/144156

https://www.savethechildren.de/fileadmin/user_upload/Downloads_Dokumente/Berichte_Studien/2018/StC_KSRA_Studie_Webansicht_Einzelseiten.pdf

https://www.bosch-stiftung.de/sites/default/files/publications/pdf_import/RBS_Kommissionsbericht_Unterbringung_Wohnen_ES.pdf
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WELCHE AUSWIRKUNGEN HABEN DIE ANKER-ZENTREN AUF DIE 
KOMMUNEN?  


Ein wichtiges Ziel der Anker-Zentren ist es, die Kommunen zu entlasten. Nur noch Personen mit 
anerkanntem Asylstatus oder mit positiver Bleibeperspektive sollen auf einzelne Kommunen 
verteilt werden. Ob die Kommunen durch diese Neuregelung tatsächlich entlastet werden, ist 
jedoch fraglich. Um die Folgen für die Kommunen einschätzen zu können, ist zwischen 
Kommunen, auf deren Gebiet die Anker-Zentren eingerichtet werden sollen, und anderen 
Kommunen zu unterscheiden. 


Für die Kommunen, in denen keine Anker-Zentren eingerichtet werden, ist zunächst mit einer 
Entlastung ihrer Haushalte zu rechnen. Kosten für die Unterbringung, Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz sowie für Sprachkurse werden vermutlich sinken, wenn ein Teil der 
Asylsuchenden die Kommunen nie erreicht. Jedoch kommen auf die Kommunen hohe Folgekosten 
zu. Werden Geflüchtete erst nach 18 Monaten auf Kommunen verteilt, entstehen Kosten wegen 
des verspäteten Einstiegs in den regionalen Arbeitsmarkt sowie wegen eines größeren 
Unterstützungs- und Beratungsbedarfs. Weitere Kosten erfolgen durch ‚nachholende‘ 
Vorbereitung auf selbstständige Lebensführung vor Ort, ‚nachholenden‘ Beziehungsaufbau durch 
geeignete Maßnahmen und Programme zwischen Geflüchteten, ehrenamtlichen Unterstützern 
und kommunaler Bevölkerung sowie ‚nachholende‘ und daher noch kostenintensivere 
Sprachförderung sowie erschwerte, da verspätete Integration in Schule und 
Ausbildungseinrichtungen vor Ort.  Die Ausgaben können ein Vielfaches der Mittel betragen, die 16


nicht schon bei Ankunft investiert wurden.  


Zugleich fallen für Bund und Länder sehr hohe Kosten für den umfangreichen Bau oder Ausbau 
der Anker-Zentren an. Die Kosten einer vielerorts praktizierten dezentralen Unterbringung dürften 
insgesamt niedriger liegen.  Statt den Neubau von Anker-Zentren zu finanzieren, könnten Bund 17


und Länder mit dem Geld die Kommunen daher auch direkt entlasten.  18


In den Kommunen, auf deren Gebiet die neuen Anker-Zentren eingerichtet werden, ist mit 
zusätzlichen Problemen und Dynamiken zu rechnen. Zwar könnten Teile der lokalen Ökonomie 
von den Zentren profitieren: Bund und Land übernehmen die Einrichtungskosten und durch die 
schiere Größe der Einrichtung von bis zu 1.500 Bewohnern sind neue Arbeitsplätze und 
Einkommensmöglichkeiten z.B. im Dienstleistungssektor zu erwarten. Unter anderem könnte der 
Konsum und die Nachfrage etwa im Einzelhandel, im Handwerk oder im Feld medizinischer 
Leistungen steigen. Diesem möglichen ökonomischen Gewinn durch den ‚Wirtschaftsfaktor‘ Anker-
Zentrum stehen jedoch die hohen sozialen Folgekosten der Einrichtungen gegenüber:  


 Zu den vermeidbaren Anstrengungen und Kosten „nachholender Integrationspolitik“ siehe Bade, Klaus, 2007: Versäumte 16


Integrationschancen und nachholende Integrationspolitik, in: Bade. Klaus J./ Hiesserich, Hans-Georg (Hg.), Nachholende 
Integrationspolitik und Gestaltungsperspektiven der Integrationspraxis. (Beiträge der Akademie für Migration und Integration, 
Heft 11), V&R unipress, Göttingen, August 2007, 21 – 95, hier: 71ff.


 Wendel, Kay, 2014: Unterbringung von Flüchtlingen in Deutschland: Regelungen und Praxis der Bundesländer im Vergleich, 17


Frankfurt am Main, 23.7.2018, 28–30.
 Siehe Schader, Miriam/Rohmann, Tim/Münch, Sybille, 2018: Isolation im Gesetz verankern? Zu den Plänen der großen 18


Koalition, zentrale Aufnahme-, Entscheidungs- und Rückführungseinrichtungen einzuführen, in: Zeitschrift für 
Flüchtlingsforschung, Jahrgang 2 (2018), H. 1, 91–107, hier: 101.
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• Die räumliche Segregation, die durch abgelegene Standorte wie ehemalige 
Kasernengelände oder Industriegebiete noch gesteigert wird, dürfte Beziehungen zwischen 
den Bewohnern der Anker-Zentren und der lokalen Bevölkerung, kommunalen 
Einrichtungen und Initiativen nachhaltig belasten. Aller Voraussicht nach werden 
Flüchtlingsinitiativen, Journalisten oder andere Bürger nur einen eingeschränkten und eng 
kontrollierten Zugang zu den Zentren haben. So wird verhindert, dass engere soziale 
Netzwerke und Beziehungen zwischen dem ‚Innen‘ des Zentrums und seiner Umgebung 
entstehen, Kontakte zu Alteingesessenen  sowie zu anderen Migranten vor Ort werden 
erschwert. Die Zentren werden als Fremdkörper in oder neben der Kommune 
wahrgenommen werden.  Es steht zu erwarten, dass sie wie andere segregierte 19


Gemeinschaftsunterkünfte zudem Zielscheibe gewaltsamer, oft rechtsextremer 
Mobilisierung werden.  Isolation und nicht Integration wird die Folge sein.   20 21


• 2015 wurde das große Potential lokaler Unterstützungsstrukturen sichtbar, mit den 
Anker-Zentren bliebe es ungenutzt. Kommunale Netzwerke der Flüchtlingsarbeit, der 
Teilhabeförderung und der Konfliktprävention würden nicht gestärkt, sondern geschwächt 
werden. Auf diese Weise entfallen viele Möglichkeiten, die durch die dezentrale 
Unterbringungsformen entstanden sind: der Unterstützung, der Orientierung, der 
Integration durch Sport, der besseren Einschätzung der Asylverfahren sowie des 
Spracherwerbs. In den vergangenen Jahren wurde die Rolle der Kommunen in der Asyl- 
und Integrationspolitik durch Praxis und Forschung immer stärker betont.  Sie haben sich 22


zu entscheidenden und erfolgreichen Akteuren im Politikfeld entwickelt. Die Anker-Zentren 
ignorieren diese Entwicklung. In der Folge läuft man Gefahr, das Erfahrungswissen der 
Kommunen zu verlieren, was die deutsche Flüchtlingspolitik um Jahre zurückwerfen würde. 


• Geradezu verantwortungslos wäre es, die Integration geflohener Kinder und 
Jugendlicher in die Regelklassen kommunaler Schulen und Ausbildungsstätten zu 
verhindern. Durch eine segregierte Beschulung während der bis zu 18-monatigen 
Wartezeit in zentrumsinternen Ersatz- oder Sonderklassen würden wertvolle Zeit und 
Möglichkeiten der sozialen Integration verloren gehen.   


Anker-Zentren haben noch eine weitere Folge für den gesellschaftlichen Zusammenhalt, die 
seltener diskutiert wird: Indem Schutzsuchende in großen Lagern zusammengefasst werden, 
werden sie in der öffentlichen Wahrnehmung ihrer Individualität beraubt. Sie erscheinen nicht als 
die „Flüchtlingsfamilie aus dem Nachbarhaus“, sondern als anonyme, gesichtslose Gruppe. Diese 
Entpersonalisierung wiederum ist die Grundlage für das Entstehen gruppenbezogener 


 Siehe schon Elias, Norbert/Scotson, John L., 1993: Etablierte und Außenseiter, Frankfurt am Main.19


 Bauer, Isabella, 2017, S. 15-16. 20


 Vertovec, Steven, et al., 2017: Addressing the diversity of asylum-seekers’ needs and aspirations. A Report to the 21


Volkswagen Foundation, MMG Working Papers WP 17-05, 23.7.2018. 


 Siehe Caponio, Tiziana/Borkert, Maren (Hrsg.), 2010: The Local Dimension of Migration Policymaking, Amsterdam. Dekker, 22


Rianne/Emilsson, Henrik/Krieger, Bernhard/Scholten, Peter, 2015: A Local Dimension of Integration Policies? A Comparative Study 
of Berlin, Malmö, and Rotterdam, in: International Migration Review, 49 (3), 633–658. Sowie Hinger, Sophie/Schäfer, Philipp/Pott, 
Andreas, 2016: The Local Production of Asylum, in: Journal of Refugee Studies, 29 (4), 440–463.
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Menschenfeindlichkeit.  Die räumliche Trennung und der somit fehlende Kontakt wird negative 23


Zuschreibungen geradezu heraufbeschwören und die Unterscheidung zwischen ‚uns‘ und ‚denen‘ 
zementieren. Folgt man zudem der Kontakthypothese , so reduziert engerer Kontakt mit 24


Geflüchteten die Vorurteile gegenüber der gesamten Gruppe der Geflüchteten. Da durch die 
Anker-Zentren weniger Kontakt zwischen Asylsuchenden und Aufnahmegesellschaft möglich sein 
wird, ist dies der beste Nährboden für Vorurteile. Kommt zu Berichten über Missstände im 
Zentrum, wie fehlender Sauberkeit, Aggressionen oder Gewaltausbrüchen auch eine höhere, nicht 
auszuschließende Kriminalitätsbelastung im Umfeld des Zentrums hinzu, wird bald ein 
ghettoähnliches Bild entstehen. Auch wenn die Lokalmedien den ‚Problemort‘ Anker-Zentrum 
thematisieren, wird eine negative Stereotypisierung befördert werden. Dadurch wird der Aufbau 
und die Vertiefung sozialer Beziehungen zwischen Ortsbewohnern und Geflüchteten erschwert 
oder verunmöglicht. Anker-Zentren sorgen also dafür, dass Fremdenfeindlichkeit steigen kann. Sie 
befördern damit auch das Erstarken rechtspopulistischer Parteien. 


FAZIT 


Aus migrationswissenschaftlicher Sicht ist der Idee der Anker-Zentren mit großer Skepsis zu 
begegnen. Viele offene Fragen lassen aufgrund vergangener Erfahrungen mit 
Sammelunterkünften eher negative Antworten erwarten. Anker-Zentren werden mit großer 
Wahrscheinlichkeit das nähere Umfeld belasten und die Stadt- oder Gemeindestruktur verändern. 
Die Einstellung der lokalen Wohnbevölkerung gegenüber Migranten und geflüchteten Menschen 
wird negativ beeinflusst werden. Es ist zu erwarten, dass eine Lagerunterbringung 
Integrationsprozesse verlangsamt und das Ankommen in der deutschen Gesellschaft 
gegebenenfalls langfristig deutlich erschwert. Mittelfristig werden die Kommunen paradoxerweise 
nicht entlastet, sondern noch stärker belastet werden. Bei den Bewohnern wird die Unterbringung 
zu erheblichen Belastungen führen und Konflikte hervorrufen. Die Anker-Zentren werden 
Probleme verschärfen, die durch nachholende Integrationsangebote behoben werden müssen. 
Gelingt dies nicht, sehen wir einer sozialen Spaltung mit enormer Sprengkraft entgegen. 


Die Zentren sollen nach innen signalisieren, dass die Regierung alles im Griff hat und nach außen, 
dass Asylverfahren in Deutschland unbequem sind. Beides ist keineswegs sicher. Wahrscheinlicher 
ist vielmehr, dass Anker-Zentren mit ihren oben genannten Problemen nach innen erst recht das 
Bild überforderter Verwaltung abgeben würden. Nach außen ist zumindest zweifelhaft, dass die 
Unterbringung in Lagern Menschen abschreckt, die sich bereits vor ihrer Ankunft in Deutschland 
in Flüchtlingslagern befinden – mit teils noch dramatischeren Zuständen. Generell ist es mehr als 
fraglich, ob die Prekarisierung der Lebensbedingungen Einfluss auf die Asylantragszahlen besitzt. 
Es existieren keinerlei wissenschaftliche Belege dafür, dass solche Maßnahmen irgendwelche 


 Zick, Andreas/Hövermann, Andreas/Krause, Daniela, 2012: Die Abwertung von Ungleichwertigen. Erklärung und Prüfung eines 23


erweiterten Syndroms der Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit, in: Wilhelm Heitmeyer (Hrsg.), Deutsche Zustände, 64–86. 
Sowie Zick, Andreas/Küpper, Beate/Krause, Daniela (Hrsg.) (2016), Gespaltene Mitte - Feindselige Zustände. Rechtsextreme 
Einstellungen in Deutschland 2016.


 Allport, Gordon W., 1954: The Nature of Prejudice, Cambridge.24
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Auswirkungen auf Wanderungsentscheidungen haben.  Menschenrechtlich sind sie ohnehin 25


mehr als problematisch. 


Blickt man auf die Mängelliste der Anker-Zentren, so bestehen aus wissenschaftlicher Sicht 
erhebliche Zweifel daran, dass diese ihre selbst gesteckten Ziele erreichen werden: Sie bieten 
keine schnelleren und effizienteren Verfahren, sondern verstärken die strukturellen Probleme im 
deutschen Asylsystem. Sie verfehlen die Wiederherstellung des sozialen Friedens und haben das 
Potenzial, den gesellschaftlichen Zusammenhalt und das Vertrauen in die Lösungskompetenz des 
politischen Systems dauerhaft zu unterminieren. Will man eine verantwortliche Migrationspolitik 
betreiben, so muss nach anderen Lösungen gesucht werden. 


Eine Alternative wäre es, die operative Durchführung des Asylverfahrens an die Bundesländer zu 
übergeben. Damit würden dezentrale Strukturen gestärkt, der „Flaschenhals“  beim BAMF würde 26


beseitigt werden. Um dennoch gleichwertige Lebensbedingungen für Geflüchtete im 
Bundesgebiet zu garantieren, sollte der Bund die Entwicklung und Überprüfung bundesweiter 
Standards vorantreiben.  Ebenso müssten Maßnahmen zum Schutz vulnerabler Gruppen 27


verbindlich umgesetzt werden und in lokalen Aufnahmekonzepten verankert werden, um eine 
Umsetzung zu gewährleisten. In den letzten Jahren wurden viele positive Erfahrungen mit der 
dezentralen Unterbringung von Geflüchteten gesammelt, die ein höheres Maß an 
Selbstbestimmtheit und menschenwürdigen Wohnen sowie sozialer, politischer und kultureller 
Partizipation ermöglichen. Auf diesen positiven Erfahrungen sollte aufgebaut und 
Integrationsmöglichkeiten von Anfang an gewährleistet werden. Nur so kann es gelingen, den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt dauerhaft zu sichern. 


 Schammann, Hannes, 2015: Wenn Variationen den Alltag bestimmen. Unterschiede lokaler Politikgestaltung in der 25


Leistungsgewährung für Asylsuchende, in: Zeitschrift für Vergleichende Politikwissenschaft, (3), 161–182.


 Thränhardt, Dietrich, 2016b: Asyl in Deutschland und Europa zwischen Willkommenskultur und Behördenversagen.26


 Schammann, Hannes, 04.06.2018: Bamf-Affäre - Es braucht eine regelrechte Revolution, Süddeutsche  27


Zeitung, 04.06.2018, 2 (aufgerufen am: 05.07.2018).
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10. September 2018


Veranstalter 
in Würzburg: 
Krisendienst 


TelefonSeelsorge
Gesprächsladen


AGUS


Handeln
gemeinsam


Montag 10. September:
Infostand vor dem GesprächsLaden
Dominikanerplatz, 14 –16 Uhr


Infotisch in der Stadtbücherei,  
Oberer Markt, 11–16 Uhr


Gottesdienst in der 
Augustinerkirche, 17 Uhr


Dienstag, 11. September
Autorenlesung 
Viktor Staudt: „Die Geschichte meines Selbstmords 


und wie ich das Leben wiederfand“  (Info umseitig)


Augustinerkirche, 19 Uhr


Viktor Staudt ist jung, treibt viel 
Sport und stürzt sich regelmäßig ins 
Nachtleben. Auf den ersten Blick geht 
es ihm gut, aber sein Leben wird von 
Angstattacken und Depressionen 
beherrscht. Niemand kann ihm helfen. 
Als er keinen Ausweg mehr sieht, 
beschließt er, sich vor den Zug zu 
werfen. Viktor Staudt überlebt den 
Selbstmordversuch – aber verliert seine 
Beine. Erst nach diesem tragischen 
Geschehen kann die richtige Diagnose 
gestellt werden, und er erhält die 
Medikamente, die ihm endlich helfen 
…


Viktor Staudt, 1969 geboren, studierte 
Jura und arbeitete zehn Jahre für 
eine Fluggesellschaft. Nach seinem 
Selbstmordversuch lebte er fast zehn 
Jahre in Deutschland und der Schweiz, 
mittlerweile in Italien. Er hält Vorträge 
und veranstaltet Workshops zum 
Thema Selbstmordprävention.


Quelle: www.droemer-knaur.de


Dienstag, 11. September
Augustinerkirche, 19 Uhr


Autorenlesung mit  
Viktor Staudt 
aus seinem Buch „Die Geschichte  
meines Selbstmords und wie ich das  
Leben wiederfand“
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Caritasverband für die Stadt und den Landkreis Würzburg e. V. 

6. Angebot des Krisendienstes Würzburg 
Auch in der persönlichen Betreuung von Geflüchteten kommen immer wieder schwere persönliche 
Krisen und traumatische Erfahrungen zum Vorschein. Ehrenamtliche Helfer 
gelangen da schnell an ihre eigenen Grenzen. Es stellen sich Fragen wie: Kann man eine suizidale 
Krise erkennen? Und wie kann man sich in so einer Situation verhalten?  
Der Mini-Leitfaden, der im Rahmen des Koordinatoren Austauschtreffen im Juli 2017 gemeinsam mit 
Sonja Liebig vom Krisendienst Würzburg entwickelt worden ist, gibt hierfür 
wichtige Hinweise und Leitlinien. Klar muss dabei aber sein, dass kein Ehrenamtlicher eine 
professionelle Hilfe ersetzen kann. Aus diesem Grund wird im Leitfaden auch die Arbeit des 
Krisendienstes in Würzburg vorgestellt, der für alle Personen in akuten Krisen ansprechbar ist. Der 
Mini-Leitfaden finden Sie ebenfalls dieser E-Mail als PDF beigefügt (170727_Mini-
Leitfaden_Krisendienst). 
 
  
 
Bitte melden Sie sich jederzeit gerne bei Fragen und Anregungen.  
Wir wünschen Ihnen schon jetzt ein schönes Wochenende und weiterhin viel Kraft für Ihr großartiges 
Engagement.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Tobias Goldmann  Tobias Bothe 
 
Caritasverband für die Stadt und den Landkreis Würzburg e. V. 
Ehrenamtskoordination Flüchtlingshelferkreise 
Randersackerer Straße 25 
97072 Würzburg 
 




 


Mini-Leitfaden  


„Wenn das Leid sichtbar wird – Umgang mit akuten Krisen“  


(Teil 9 einer Reihe von „Mini – Leitfäden“, die der Dokumentation der Austauschtreffen dienen) 


Anmerkung: Die Grundlagen dieses Leitfadens wurden von und mit den Helferkreisen des Landkrei-


ses Würzburg und den Malteser Integrationslotsen in Kooperation mit Frau Liebig im Rahmen des 


Koordinatoren-Austauschtreffens am 27. Juli 2017 im Matthias-Ehrenfried-Haus entwickelt und von 


den Mitarbeitern der Ehrenamtskoordination Flüchtlingshilfe zusammengefasst.  


1 Einleitung  


Der Krisendienst existiert seit dem Jahr 1990. Der Krisendienst ist zuständig für das Versor-


gungsgebiet der Region II:  


- Stadt und Landkreis Würzburg 


- Stadt und Landkreis Kitzingen 


- Landkreis Main – Spessart.  


Hilfesuchende aus der weiteren Umgebung, insbesondere aus dem unterfränkischen Raum 


können sich jedoch auch telefonisch informieren. 


Krisendienst Würzburg 


Kardinal-Döpfner-Platz 1   Montag bis Freitag 


97070 Würzburg     14:00 bis 18:00 Uhr  


Tel.: 0931 571717    und nach Vereinbarung 


Fax: 0931 3534040  


info@krisendienst-wuerzburg.de  telefonische Beratung täglich von  


www.krisendienst-wuerzburg.de   18.30 bis 0:30 Uhr, Einsatz im Notfall möglich 


 


2 Das Angebot des Krisendienstes 


Der Krisendienst ist für alle Personen in akuten Krisen ansprechbar. Auch wenn Sie jeman-


den in einer akuten Krise kennen, können Sie sich Rat im Umgang mit der Person beim Kri-


sendienst einholen.  


Die Mitarbeiterinnen sind spezialisiert auf die Beratung von Menschen in suizidalen Krisen, in 


akuten psychosozialen und sozialpsychiatrischen Krisen sowie auf die Beratung von deren 


Angehörigen. Das Angebot ist darauf ausgerichtet, die ambulante psychosoziale Versor-


gungslücke in den Abend- und Nachtstunden, an Wochenenden und Feiertagen zu schlie-


ßen. Die Suizidprävention ist ein zentraler Bereich der Arbeit des Krisendienstes.  



mailto:info@krisendienst-wuerzburg.de
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Die Mitarbeiterinnen des Krisendienstes sind an Werktagen zwischen 14:00 und 18:00 Uhr 


unter der Nummer 0931 571717 zu erreichen. Beratungstermine können auch außerhalb 


dieser Zeiten vereinbart werden.  


Täglich (auch am Wochenende) von 18:30 bis 00:30 Uhr sind engagierte KollegInnen, die in 


anderen Feldern der psychosozialen Versorgung arbeiten, unter derselben Telefonnummer 


0931 571717 erreichbar. Im akuten Notfall kann ein persönliches Gespräch vor Ort stattfin-


den. 


Über die Krisenintervention hinaus umfasst die Arbeit des Krisendienstes außerdem:  


- Einzel- und Familiengespräche (auch nach dem Suizid eines nahestehenden Men-


schen) 


- Kurzzeittherapie  


- Öffentlichkeitsarbeit  


- Gremienarbeit  


- Organisation des Bereitschaftsdienstes, fachliche Begleitung der freiwilligen Mitarbei-


terInnen  


- Kooperation mit den anderen Sozialpsychiatrischen Diensten, Beratungsstellen, Äm-


tern und ÄrztInnen 


3 Wie erkennt man eine mögliche Suizidgefährdung?  


Es gibt einzelne Signale, die auf eine mögliche Suizidgefährdung hindeuten können, aber 


nicht müssen:  


- Die Person zieht sich stärker zurück von anderen als sonst.  


- Die Person reagiert auf Ansprache in etwa mit „Ach, du kannst mir auch nicht helfen; 


niemand kann mir helfen.“ 


- Die Person verhält sich „plötzlich“ anders als sonst; Sie äußert sich besonders be-


drückt oder aggressiv; sie äußert sich immer pessimistischer oder gar hoffnungslos.  


- Jemand ist nach einer kurzen oder längeren Phase heftiger gefühlsmäßiger Bewegt-


heit in einem für ihn schwierigen Zusammenhang plötzlich sehr ruhig und gelassen.  


- Macht die Person Dinge, die für sie eigentlich ungewöhnlich sind und es entsteht der 


Eindruck, dies hat für die Person einen endgültigen Charakter? – z.B. eine Person 


verschenkt Dinge, an denen sie bekanntermaßen sehr hängt, oder sie macht ein Tes-


tament.  







 


- Spricht die Person mehr als im Spaß oder der Situation entsprechend davon, dass 


sie genug hat? „Ich habe die Schnauze jetzt voll…“. Oder „Wenn es so weitergeht, 


hänge ich mich auf… gehe ins Wasser … werfe mich vor den Zug …“ oder so ähn-


lich.  


Wenn Sie diese Signale wahrnehmen und das Gefühl haben, dass sich jemand etwas antun 


möchte, haben Sie immer die Verantwortung zu handeln (Notruf bei akuter Fremd- oder 


Selbstgefährdung, sonst bspw. Kontakt zum Krisendienst um sich beraten zu lassen, wie Sie 


sich weiter verhalten sollten). Aber Sie haben nie die Verantwortung für die Entscheidungen, 


die eine Person in einer Krise trifft.  


3.1 Fragen an suizidgefährdete Menschen 


Kommt man anhand der oben beschriebenen Signale zu dem Eindruck, dass eine Person 


suizidgefährdet sein könnte, ist es wichtig, diesem Eindruck mit Fragen an die Person nach-


zugehen.  


- Haben Sie schon daran gedacht, sich das Leben zu nehmen?  


(Kostet Überwindung, es ist aber wichtig, dies direkt anzusprechen. Die Erfahrung im 


Krisendienst zeigt, dass Menschen in Krisen so gut wie nie irritiert sind, wenn man 


ihnen diese Frage stellt. Und wenn jemand über Suizid nachdenkt, erhält man nur so 


zuverlässig die Information, dass es so ist.)  


- Wie würden Sie es tun?  


(Je konkreter die Vorstellung, desto höher das Risiko!) 


- Denken Sie bewusst daran oder drängen sich derartige Gedanken auf, auch wenn 


Sie es nicht wollen?  


(Sich passiv aufdrängende Gedanken sind gefährlicher!) 


- Haben Sie schon mit jemandem über Ihre Absichten gesprochen?  


(Ankündigungen immer ernst nehmen!)  


- Haben sich Ihre Interessen oder Ihre Kontakte zu anderen reduziert? 


 


Wenn Sie mit einer Person, die sich Gedanken über Suizid macht, über dieses Thema spre-


chen, fühlt sich die Person in ihrer Situation wahr- und ernstgenommen. Dies allein kann 


entlastend und stabilisierend wirken.  


3.2 Stadien der suizidalen Entwicklung nach Pöldinger 


Pöldinger teilt die suizidale Entwicklung in drei Phasen ein:  







 


 


Menschen können sehr lange in einzelnen Stadien verweilen oder auch sehr schnell alle 


Stadien durchlaufen. Je weiter eine Person in der suizidalen Entwicklung fortgeschritten ist, 


desto schwerer fällt es ihr, sich von den eigenen Suizidgedanken zu distanzieren und sich 


und ihre Gedanken bewusst zu steuern.  


Während sich im ersten Stadium schon erste Hinweise auf suizidale Tendenzen erkennen 


lassen, senden Betroffene im zweiten Stadium die deutlichsten Signale aus. Hier verändert 


sich das „normale“ Verhalten am auffälligsten. Betroffene schwanken, sind unentschlossen 


und verzweifelt.  


Rutscht eine Person in Phase drei, kann es von außen zunächst so aussehen, als hätte die 


Person ihre Probleme überwunden. Dieser Eindruck kann entstehen, wenn sich Betroffene 


für den Suizid als vermeintlichen letzten Ausweg aus ihrer Lebenskrise entscheiden.  


 


3.3 Was schadet im Umgang mit suizidgefährdeten Menschen?  


Gespräche mit suizidgefährdeten Menschen sind für niemanden Routine. Folglich kommt es 


in solch einer ungewohnten Ausnahmesituation auch leicht zu Überforderung und Hilflosig-


keit. Und dies wiederum führt leicht dazu, dass man auf wenig hilfreiche Verhaltensmuster 


zurückgreift. Im Folgenden eine Liste mit Reaktionen die man nicht zeigen sollte:  


- Nicht vorschnell trösten 


„Das wird schon wieder!“  


„Kopf hoch, das Leben geht weiter…“ 







 


- Nicht ermahnen  


„Denken Sie nicht so oft daran!“  


„Sie können doch Ihre Familie nicht einfach im Stich lassen.“  


- Nicht verallgemeinern 


„Das kommt immer wieder mal vor, dass es Streit gibt.“  


„Das ist doch normal in Ihrem Alter.“ 


- Keine Ratschläge geben 


„Vergessen Sie einfach, was war.“  


„Schlafen Sie mal eine Nacht drüber.“  


- Nicht belehren 


„Sie sehen das falsch!“ 


„Das kann man so nicht sagen“  


- Nicht verniedlichen 


„So schlimm kann es doch gar nicht sein!“  


„Morgen schaut das ganz anders aus.“  


- Nicht beurteilen und nicht kommentieren 


„Sie haben sich offensichtlich nie von Ihrer Mutter lösen können.“  


- Nicht ausfragen und nicht analysieren 


„Warum ist den die Beziehung zu Ihrer Mutter immer noch so eng?“  


- Keine vorschnellen Aktivitäten 


„Ich würde vorschlagen, dass Sie jetzt …“ 


 


3.4 Beziehung als Basis für Hilfe – und wie man Beziehung aufbaut 


Wenn Sie jemandem in einer akuten Krise helfen wollen, so müssen Sie zunächst eine Be-


ziehung zu dieser Person herstellen, oder dafür sorgen, dass Sie in Beziehung bleiben. In 


Beziehung zu treten heißt auf der einen Seite, Angebote zu machen, für die Person da zu 


sein. Auf der anderen Seite aber auch, Ihre eigenen Grenzen aufzuzeigen und deutlich zu 


machen, dass Sie nicht die Verantwortung für die Handlungen der Person übernehmen.  


 


Wichtig für den Beziehungsaufbau ist, dass Sie  


- Zuhören 


o Ich kann Sie nicht abbringen, aber ich bin jetzt da 







 


o Sie sind der Fachmann / die Fachfrau für sich selbst  


o Ist es Ihnen schwergefallen mich anzusprechen / anzurufen?  


o Was erwarten Sie von dem Gespräch?  


o War das Gespräch für Sie hilfreich?  


o Was brauchen Sie / würde Ihnen helfen?  


- Gefühle, die Sie wahrnehmen, spiegeln 


o Ich habe Zeit für Sie, bin für Sie da 


o Ich finde gut, dass Sie es geschafft haben, mich anzusprechen 


o Ich habe Sie nicht genau verstanden, können Sie es noch genauer erläutern?  


o Es ist in Ordnung, wenn Sie weinen. Haben Sie ein Taschentuch…? Atmen 


Sie erstmal tief durch 


- Humor, gemeinsam lachen 


- Wenn angemessen, Person/Situation in Frage stellen, provozieren  


4 Traumapädagogische Empfehlungen für den Umgang mit Geflüchteten 
(nach Schwerwath und Friedrich aus „Umgang mit traumatisierten Flücht-
lingen“ von Zito und Martin) 


Um traumatisierende Erfahrungen zu verarbeiten, bzw. den Blick auf das Hier und Jetzt zu 


richten benötigen Betroffene in erster Linie Sicherheit. Zunächst äußere Sicherheit in den 


Rahmenbedingungen und der aktuellen Lebenssituation, um dann zu einer inneren Sicher-


heit zu kommen.  


Auch wenn ein laufendes Asylverfahren mit der drohenden möglichen Abschiebung denkbar 


ungünstige Rahmenbedingungen schafft, gibt es noch eine Reihe weiterer Punkte an denen 


man ansetzen kann, um Sicherheit zu vermitteln und den Umgang mit den traumatischen 


Erlebnissen zu erleichtern.  


4.1 Äußere Sicherheit  


Aufenthaltsstatus? Wie steht das Asylverfahren?  


Wie ist die Unterbringung?  


Tagesstruktur gegeben? (Sprachkurs, Teilnahme an anderen Angeboten, …)  


Körperliche Verfassung (Erkrankungen, Infektionen, Verletzungen, selbstschädigende 


Lösungsversuche wie Alkohol oder Drogen?)  







 


Soziales Umfeld (ist jd. sehr isoliert? Gibt es eine Patenschaft? Anschluss an Kir-


chengemeinde, Begleitung durch Ehrenamtliche, Fußballverein…)  


Kooperationspartner/-innen bei allen Bereichen notwendig – RechtsanwältInnen, Be-


ratungsstellen, psychosoziale Zentren für Flüchtlinge 


4.2 Inseln der Sicherheit schützen vor dem Ertrinken – die Einrichtung als „siche-
rer Ort“ 


Flüchtlingscafé, Klassenzimmer, Beratungszimmer… können Inseln der Sicherheit 


sein.  


Durch Trauma ist Kontrollverlust entstanden, jetzt gibt es ein großes Bedürfnis nach 


Einschätzbarkeit und Kontrollierbarkeit  


Möglichst große strukturelle Klarheit und Transparenz nötig 


- Was ist erlaubt, was nicht?  


- Klare Zuständigkeiten (Wer ist wofür zuständig und wofür nicht?)  


- Verbindlichkeit und die Einhaltung von Absprachen 


- Klare Zeitstrukturen (Wann bin ich in der Unterkunft oder erreichbar? Wann findet der 


Deutschkurs statt?)  


- Atmosphäre der Wertschätzung, des Respekts, der Offenheit und Unterstützung, 


auch durch den Umgangston  


- Helle und saubere („heile“) Räume sind hilfreich, wenn Inneres verletzt ist.  


- Ein gewaltfreies Umfeld herstellen, darauf achten, dass keine gewaltverherrlichende 


Propaganda oder Lieder zum Einsatz kommen.  


 


4.3 Als BegleiterIn stabilisierend wirken  


- Belastende Themen erkennen und handhaben  


o Konzept des „guten Grundes“ – jedes Verhalten ist Ausdruck eines (möglich-


erweise verschobenen) Bedürfnisses  


o Auf Gegenwart und Zukunft beschränken, nicht auf die Vergangenheit fokus-


sieren (Retraumatisierung vermeiden). Falls ein Vertrauensverhältnis da ist 


und Flüchtlinge erzählen möchten, Raum dafür geben. Dabei aber auch auf 


eigene Gefühle und Grenzen achten und diese respektieren und benennen.  







 


o Psychoedukation: Was ist eine Posttraumatische Belastungsstörung? Erklä-


ren, damit betroffener Person eigene Verhaltensweisen verständlich werden.  


- Belastende Gefühle wahrnehmen und damit umgehen (Verhalten bei einem „Flash-


Back“ eines Traumatisierten) 


o Sicherheit vermitteln, wenn Geflüchtete angetriggert werden und dissoziieren 


(starrer, leerer Blick, keine Reaktion mehr) „Hier und jetzt ist alles in Ord-


nung“!  


o Unterstützung dabei geben, sich wieder in der Gegenwart zu orientieren, Kon-


takt herstellen – mit Namen ansprechen (auch mehrmals), Blickkontakt her-


stellen, Fragen, ob er/sie Sie sieht und wahrnimmt.  


Zurückhaltend sein mit Körperkontakt, vorher um Erlaubnis fragen.  


Etwas in die Hand geben, z.B. einen Igelball  


o Person einladen, aufzustehen, ein paar Schritte zu gehen, sich zu schütteln, 


zu strecken.  


o Gesicht mit kaltem Wasser waschen, etwas trinken  


o An Gegenwart orientieren: Welches Datum haben wir? Wo befinden wir uns? 


(Dabei den Sinn dieser Fragen erklären)  


o 5-4-3-2-1-Übung (Anleitung z.B. hier: 


https://www.traumatherapie.de/users/bambach/hydratext.html)  


4.4 Von der äußeren zur inneren Sicherheit  


Atem- und Bewegungsübungen sowie Ablenkungstechniken sind Werkzeuge um die 


innere Sicherheit wieder zurückzuerlangen oder zu festigen. Sie sind das „Hand-


werkszeug“ zur Selbstregulation, um einem Kontrollverlust entgegenzuwirken, die 


Kontrolle über das eigene Erleben, Handlungsmacht und Selbstwirksamkeit wieder-


zuerlangen.  


Distanzierungsübungen dienen wiederum dazu, zu lernen, individuell besser mit 


traumatypischen Belastungen umgehen zu können.  


- Atemübungen  


Immer Rückmeldung geben lassen, da diese für Menschen mit Traumata unange-


nehm sein können  


Tiefes Atmen kann Kontakt zu eigenen Gefühlen herstellen und wird dadurch eventu-


ell als bedrohlich empfunden. Nicht darauf bestehen, die Augen zu schließen.  


Bauchatmung wird oft als angenehmer empfunden.  



https://www.traumatherapie.de/users/bambach/hydratext.html





 


Bei Flashbacks helfen 10-0 Atem- und Konzentrationsübungen (Blick auf Gegenstand 


im Raum richten, bewusst atmen, von 10 bis 0 herunterzählen).  


- Bewegungsübungen 


Entspannungsübungen können für traumatisierte Personen überfordernd sein, da der 


Körper durch die Traumata oft in ständiger Alarmbereitschaft und Angespanntheit ist. 


Dennoch ist es wichtig, eine Möglichkeit zu haben um Spannungen abbauen und 


Kontrolle bewahren zu können.  


Geeignet sind z. B. einfache Körperübungen mit offenen Augen, bei denen Menschen 


aktiv bleiben können, den Boden unter den Füßen spüren, Energie abführen können.  


Gerade bei Jungs und Männern ist das Bedürfnis da, den eigenen Körper, die Mus-


keln spüren zu wollen, weshalb Liegestütze etc. gut geeignet sind.  


Auch die progressive Muskelentspannung (PMR) nach Jacobson wurde als sehr hilf-


reich erlebt.  


- Achtsamkeitsübungen und Ablenktechniken 


Das Augenmerk auf die Gegenwart richten, indem man z. B. gemeinsam spazieren 


geht und sich gegenseitig erzählt, was man sieht. Oder indem man bewusster isst 


(sieht, riecht, schmeckt).  


4.5 Sichere Bindungen 


Ein wichtiger Schutzfaktor für traumatisierte Personen sind Bindungspersonen au-


ßerhalb der Familie, die als Bezugspersonen und Rollenmodelle dienen. Das Bin-


dungssystem von Menschen ist zeitlebens offen und lernfähig. Menschen haben also 


immer die Fähigkeit, sich auf neue Beziehungen einzulassen.  


Solche Beziehungen im ehrenamtlichen Kontext zu pflegen ist grundsätzlich schwie-


riger, als im professionellen Kontext von Beratung. Da die Begleitung im privaten 


Rahmen stattfindet, kann es leicht zu Missverständnissen und falschen Erwartungen 


kommen. Dies ist zunächst einmal normal und nicht weiter schlimm, solange Sie als 


Ehrenamtliche es dann für sich schaffen, die eigenen Grenzen zu erkennen und 


freundlich mitzuteilen und durchzusetzen. Hilfreich ist es dabei, sich selbst Klarheit zu 


schaffen über das eigene Hilfsangebot, was man zu leisten bereit und fähig ist und 


seine eigenen Wünsche und wunden Punkte zu (er-)kennen und zu achten. Dabei 


aber auch die Achtsamkeit (wie geht es dem anderen?) zu wahren und zwischen den 


eigenen Problemen und Problemen der anderen unterscheiden zu können.  


4.6 „Ich bin in Ordnung!“ – Unterstützung positiver Selbstbilder 


Eine Traumatisierung ist die Erfahrung, ausgeliefert und ohnmächtig zu sein. Dies 


schädigt das Selbstwertgefühl und Selbstbild. Unter Umständen treten traumatisierte 







 


Personen besonders aggressiv auf, um nie mehr Opfer zu sein. Beides hat negative 


Konsequenzen und schränkt die Lebensqualität ein.  


Hier ist es wichtig, die Betroffenen dabei zu unterstützen, ein positives Selbstbild zu 


entwickeln, indem man es ihnen ermöglicht „gute Bilder“ zu erlernen und den belas-


tenden Erinnerungsbildern entgegenzusetzen (Kunst, Fotos, Filme und Geschichten). 


Auch positive Erfahrungen zu machen hilft, ein positives Selbstbild zurückzuerlangen 


(Picknick, Feste, Alltagserlebnisse, …).  


Da Geflüchtete im Rahmen des Asylverfahrens und oft auch in den Unterkünften nur 


sehr beschränkte Möglichkeiten haben mitzuentscheiden, ist es umso wichtiger, 


ihnen in anderen Lebensbereichen die Möglichkeiten zu eröffnen selbst Einfluss zu 


nehmen (Wohin geht der Ausflug? Über welches Thema wollen wir sprechen? Wie 


wollen wir den Raum/das Fest gestalten?).  


4.7 Ressourcenorientierung 


Jeder Mensch hat Ressourcen. Diese verlieren manche aber aus dem Blick. Res-


sourcen sind alle Tätigkeiten, die eigene Energie wieder in den Fluss bringen, bei de-


nen sich eine Person als effektiv und kreativ erleben kann. Leitfragen um dies aufzu-


decken sind „Über welche Kenntnisse verfüge ich?“ und „Was tut mir gut?“ (Sport, 


bügeln, spazieren,…).  


Auch soziale und familiäre Bindungen können Ressourcen sein. Oder auch die Mit-


gliedschaft in (Sport-)vereinen. Auch Werte und moralische Grundhaltungen, Glaube, 


politische Überzeugungen und Zukunftspläne (Visionen, Ziele) können Halt und Ori-


entierung geben.  


 


 


Ehrenamtskoordination für die Flüchtlingshilfe im Landkreis Würzburg 


Randersackerer Straße 25 


97072 Würzburg 


Sandra Hahn     Tobias Goldmann 


Telefon: 01522 4306779    Telefon: 0172 7926928 


 0931 38 659-119    0931 38 659-118 


E-Mail: s.hahn@caritas-wuerzburg.org   E-Mail: t.goldmann@caritas-wuerzburg.org 


Web: http://www.caritas-wuerzburg.org/ehrenamt/ehrenamtskoordination-fluechtlingshilfe-landkreis/ 


Stand: 11. August 2017  
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